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Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Freunde der Friedrich-Naumann-Stiftung für 
die Freiheit, 
 
die Religionsfreiheit gehört zu den elementaren  
Grund- und Menschenrechten und ist Voraussetzung 
für Frieden und die freie Entfaltung des Einzelnen. In 
vielen Ländern dieser Erde wird dieses Freiheitsrecht 
heute jedoch nicht gewährt.  
 
Auf der anderen Seite ist eine weltweite Renaissance 
der Religion zu konstatieren, nicht nur in der islami-
schen Welt wird sie immer mehr zu einem politischen 
und moralischen Machtfaktor und muss teilweise so-
gar als Deckmantel für Unterdrückung und Gewalt 
herhalten. In einer vernetzten und globalisierten Welt 
führt so die Koranverbrennung eines provinziellen 
Geistlichen in den USA zu Unruhen und Toten in Af-
ghanistan. 
 
In dieser 1. Ausgabe der FNF International News 2011 
berichten Auslandsmitarbeiter der Stiftung für die 
Freiheit über die Rolle der Religion in ihren Projektre-
gionen und -ländern und analysieren das damit ver-
bundene Spannungsverhältnis zur jeweiligen Gesell-
schaft und Politik. Dazu wird aufgezeigt, wie das The-
ma auch unsere Arbeit als politische Stiftung tangiert. 
 
Ich wünsche Ihnen eine anregende Lektüre! 
 
 
 
Ulrich Niemann 
Bereichsleiter Internationale Politik  
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Grundsätzlich ist es richtig, Religion nach denselben 
Maßstäben zu beurteilen wie alle anderen sozialen 
Gemeinschaften und inhaltlichen Überzeugungen 
auch. Zu diesem Zweck müssen wir vom abstrakten 
Begriff zum konkreten Gehalt kommen. Religion ist 
ein abstrakter Oberbegriff für eine Vielzahl von Ein-
stellungen und Handlungen. Diese konkreten Einstel-
lungen und Handlungen müssen wir in den Blick neh-
men, dann lösen sich viele Unklarheiten auf. Religion 
umfasst einen geistigen und einen materiellen Be-
reich. Zum geistigen Bereich gehört die Theologie, da-
zu gehört der individuelle Glaube, die moralische Ein-
stellungen usw. Zum materiellen Bereich gehört das 
Eigentum an Grund und Boden, der Bau und die Un-
terhaltung von Kirchen, Moscheen, Synagogen, Ver-
waltungsgebäude, die Organisation, die juristische 
Körperschaft usw. Im Grund auch alles, was mit indi-
viduellen, sichtbaren Handlungen zu tun hat, also 
auch das öffentliche Gebet, die Zeremonie, der Got-
tesdienst usw. 
 
Der erste Bereich, der geistige oder spirituelle Bereich, 
fällt unter die Glaubens-, Gewissens- Bekenntnis- und 
Meinungsfreiheit. Der zweite Bereich, der materielle 
Bereich fällt in den Bereich der Eigentumsrechte, der 
Vertragsfreiheit, der Versammlungsfreiheit, der Freizü-
gigkeit usw. Alle diese Freiheiten finden dort ihre 
Grenzen, wo die Freiheiten anderer verletzt werden. 
Diese liberalen Freiheitsrechte sind zum größten Teil 
direkt im Grundgesetz verankert. Im Grunde muss man 
nur die geltenden Prinzipien auf die konkreten Fälle 
anwenden. Daher ist die theoretische Behandlung der 
Religion nach liberalen Prinzipien eigentlich unkom-
pliziert und erfordert keine gesonderte Herangehens-
weise.  Man muss lediglich die einzelnen Handlungen 
im religiösen Kontext genauso behandeln wie die 
Handlungen in anderen sozialen Kontexten auch. Die 
Meinungsfreiheit eines Pfarrers, Rabbis oder Imams ist 
nicht grundsätzlich anders zu bewerten als die eines 
Politikers, Wissenschaftlers oder jedes anderen Bür-
gers auch. Wenn eine Religionsgemeinschaft ein 
Grundstück erwirbt und dort ein Gebäude errichten 
will, dann sollte dafür dasselbe Eigentums- und Nut-
zungsrecht gelten wie für die Errichtung eines Miets-
hauses, eines Museums oder eines Vereinshauses. 
 
Religion ist mit den Prinzipien einer liberalen Gesell-
schaft ohne weiteres vereinbar und das selbst dann, 
wenn die vermittelten Werte der Religionsgemein-
schaft einen dogmatisch-konservativen Charakter tra-
gen können. Eine Religionsgemeinschaft kann gemäß 
den Prinzipien des liberalen Clubprinzips beurteilt 
werden. Jeder Club sollte selbst entscheiden dürfen, 
wer unter welchen Umständen in diesem Club Mit-
glied werden darf, er darf aber Niemanden am Austritt 
hindern und niemanden zum Eintritt zwingen. Nicht 
die „Modernität― einer Religionsgemeinschaft, sondern 
die Unterscheidung zwischen Zwang und Freiwilligkeit 
ist entscheidend, ob eine Religionsgemeinschaft als 
Organisation angesehen werden kann, die mit libera-
len Prinzipien vereinbar ist, oder nicht. Dasselbe gilt 
auch für die negativen Begleiterscheinungen, mit de-
nen die Öffentlichkeit sich intensiv beschäftigt, wie 
religiös motivierte Gewalt oder der Missbrauch von 
Schutzbefohlenen. Diese werden nicht von abstrakten 
religiösen Prinzipien, sondern von konkreten Personen 
aus Fleisch und Blut begangen und die Schuldigen 
müssen dafür entsprechend der Regelungen des Straf-
gesetzbuches zur Rechenschaft gezogen werden, ge-
nauso wie nichtreligiöse Täter auch. 
 
Was theoretisch also einfach zu handhaben ist, wird 
kompliziert durch die starke psychologische und poli-
tische Aufladung und durch die historisch bedingte 
Überschneidung von Religion und Staat. In der Ausei-
nandersetzung über den Stellenwert der Religion ste-
hen sich zwei Gruppen unversöhnlich gegenüber. Es 
gibt diejenigen, die Religion in besonderer Form ge-
genüber anderen Formen sozialer Gemeinschaften pri-
vilegieren oder Privilegien aufrecht erhalten wollen 
und diejenigen, die sie in besonderer Form schlechter 
 
Religion und Liberalismus 
Foto: Jaden Watt/Pixelio 
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stellen wollen. Zu letzteren gehören etwa militante 
Atheisten, die grundsätzlich den Glauben an Gott ab-
lehnen, weil sie diesen für naturwissenschaftlich nicht 
begründbar und für denn allgemeinen Frieden und 
Fortschritt für schädlich halten. Die Ablehnung geht 
bei einigen soweit, dass sie das Recht gläubiger Eltern, 
ihre Kinder religiös zu erziehen, bestreiten. Zu dieser 
Gruppe gehören als Sonderform auch diejenigen, die 
vielleicht nicht in Religion allgemein, aber in be-
stimmten Religionen – etwa dem Islam – eine Bedro-
hung erblicken und deshalb die durch das Grundgesetz 
garantierten Entfaltungsmöglichkeiten – wie etwa den 
Bau von Gotteshäusern -  ablehnen. Von den militan-
ten Religionskritikern wird oft auf den 11. September, 
den Dschihad, die Kreuzzüge und Gewalt legitimieren-
de Passagen in den heiligen Schriften verwiesen. 
 
Es ist wahr, dass Religion in der Geschichte und auch 
heute in der Weltpolitik immer wieder zur Rechtferti-
gung extremer Gewalt verwendet wurde. Der einzelne 
Gläubige ist aber weder dafür verantwortlich zu ma-
chen, was Jahrzehnte oder Jahrhunderte vor seiner 
Zeit getan wurde, noch dafür was andere heute im 
Namen seiner Religion tun. Auch die Nichtbelegbar-
keit religiöser Überzeugungen und vermeintliche oder 
tatsächliche Fehlinterpretationen der religiösen Über-
lieferung tangiert das Recht, ihnen anzuhängen, nicht. 
Die Meinungsfreiheit schützt nicht nur Meinungen, 
die naturwissenschaftlich oder historisch belegt sind. 
Selbst „falsche― Meinungen fallen unter die Mei-
nungsfreiheit. So sind selbst fundamentalistische 
Glaubensüberzeugungen - soweit es sich einfach um 
eine subjektive Weltsicht und nicht um politischen 
Extremismus handelt - nicht grundsätzlich unverein-
bar mit der Ordnung einer freien Gesellschaft. Die ent-
scheidende Frage aus der Perspektive des liberalen 
Rechtsstaates ist nicht die, ob ein Gläubiger progressi-
ve oder orthodoxe Ansichten vertritt oder nicht, son-
dern ob er sich an das Gesetz hält oder nicht. 
 
Die Medaille hat allerdings auch eine andere Seite: 
Das Recht auf Religionskritik – auch in harscher und 
polemischer Form – ist selbstverständlich genauso 
durch die Meinungsfreiheit geschützt, wie der Aus-
druck religiöser Gefühle. Zum Beispiel ist das Anferti-
gen und Veröffentlichen von Karikaturen des Prophe-
ten Mohammed, wie sie etwa von dänischen Zeitun-
gen veröffentlicht wurden, durch dieselben Grund-
rechte gedeckt, die auch das Recht auf den Bau von 
Moscheen und Minaretten schützen.  Toleranz ist kei-
ne Frage der Sympathie. Echte Toleranz beginnt sogar 
erst dann, wenn man das Existenzrecht einer Haltung 
oder eines Lebensstils anerkennt, denen man selber 
innerlich mit Distanz oder Ablehnung gegenübersteht. 
Diese Anerkennung reicht selbstverständlich nur so-
weit, als dass durch diese Haltung oder Lebensstil kei-
ne Grundrechte verletzt werden. 
Auf der anderen Seite dieses ideologischen Graben-
kampfes wird die Besonderheit der Religion als Legiti-
mierung bestimmter Sonderrechte wie staatlichen Re-
ligionsunterricht, Kirchensteuern, politischen Konfe-
renzen, Besetzung von Rundfunkräten usw. herange-
zogen. Die einen sehen dies als Vorrecht der christli-
chen Kirchen an, andere wollen in Zukunft auch den 
Islam in diese etablierten Sonderrechte mit einbezie-
hen. Wenn Liberale darauf verweisen, dass Religion 
Privatsache sein sollte, dann wird dies von den Amts-
kirchen und vielen Gläubigen oft als Abwertung ihrer 
Glaubensinhalte wahrgenommen. Die Religion solle 
aus der Gesellschaft verdrängt werden, so der Vorwurf 
gegenüber dem Liberalismus. Dieser Vorwurf übersieht 
aber, dass für den Liberalen das „Private― alles andere 
als eine sekundäre Sphäre bezeichnet oder eine Ni-
schenexistenz. Vielmehr glauben Liberale daran, dass 
private Organisationen den staatlichen in vielen Berei-
Symbole der weltweit größten Religionsgemeinschaften:  
Christentum, Judentum, Hinduismus, Islam, Buddhismus, Shinto, 
Sikhismus, Bahai, Jainismus (Bild: Rursus/Wikipedia) 
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chen und in vielerlei Hinsicht überlegen sind. Da 
„Privatisierung― ganz allgemein von den meisten Libe-
ralen grundsätzlich positiv bewertet wird, bedeutet 
die Privatisierung des Glaubens alles andere als eine 
Abwertung. 
 
Die Forderung nach einer Trennung von Staat und Kir-
che und nach einem säkularen Staat ist nicht iden-
tisch mit dem Ziel einer säkularen, religionsfernen Ge-
sellschaft. Ein säkularer Staat ist mit einer tief religiö-
sen Gesellschaft durchaus vereinbar, wie das Beispiel 
der USA zeigt. Die USA sind eines der wenigen Länder, 
in dem das Prinzip der Trennung von Staat und Kirche 
durch die Verfassung garantiert und weitgehend 
durchgesetzt wird. Dennoch sind die Zahl der prakti-
zierenden Christen und die Bedeutung der Religion für 
die Gesellschaft unbestreitbar größer als etwa in der 
Bundesrepublik, die diese klare Trennung nicht kennt. 
Beides könnte durchaus miteinander zusammenhän-
gen. Dass eine Kirchenorganisation, die auf privaten 
Spenden und Mitgliedsbeiträgen beruht und daher auf 
die Identifikation der Gläubigen mit ihrer Kirche ange-
wiesen ist, ein stärkeres Band zu ihren Gläubigen un-
terhält als eine Kirche, die von staatlichen Zuschüssen, 
Privilegien und Steuern abhängig ist, erscheint ohne 
weiteres einsichtig. Es ist nicht unwahrscheinlich, dass 
auch in Deutschland der religiöse Pegel nach einer 
konsequenten Trennung von Staat und Kirche eher 
wieder steigen würde als sinken. 
 
 
 
Dr. Gérard Bökenkamp 
Referent Liberales Institut 
gerard.boekenkamp@freiheit.org 
 
 
 
 
 
Seit den Anschlägen vom 11. September hat sich die 
westliche Welt in eine hoch emotionale Islam-Debatte 
gestürzt, die zunehmend undifferenziert wird. Sämtli-
che Reizthemen, die in irgendeiner Form in Zusam-
menhang mit dem Islam stehen, werden unreflektiert 
in einen Topf geworfen und umgerührt. Da ist beim 
ersten Umrühren die Rede von Parallelgesellschaften 
und Ehrenmorden, beim zweiten von Terrorismus und 
Moscheebau, und beim dritten von der Revolution in 
Ägypten und dem EU-Beitritt der Türkei. Das Gefühl 
der Angst ist in dieser Diskussion mal unterschwellig, 
mal dominant, aber es schwingt stets mit. Diese Angst 
wird nach Kräften geschürt von Rechtspopulisten, die 
vor „Islamisierung― warnen und unsere Gesellschaften 
durch die Infiltrierung mit „anti-westlichem― Gedan-
kengut bedroht sehen. Diese Stoßrichtung gegen Mus-
lime eint in Europa das Mouvement pour la France, 
die italienische Lega Nord und die dänische Dansk Fol-
keparti. Diese rechtspopulistischen Parteien sind nicht 
nur im nationalen Kontext vergleichsweise erfolgreich, 
sie sind auch im Europäischen Parlament in Brüssel 
vertreten. Dort gehören sie der euroskeptischen Frak-
tion an, die – im Grunde irreführend – „Europa der 
Freiheit und der Demokratie― heißt. Eric Gujer hat in 
einem kürzlich in der NZZ erschienenen Artikel auf 
Anspruch und Wirklichkeit eines sich als pluralistisch 
verstehenden Europas hingewiesen: „Von Überfrem-
dungsängsten geplagte Europäer glauben, die Vorstel-
lungen von Pluralismus seien mit anderen Kulturen 
inkompatibel.―1 Leider beschränkt sich das Phänomen 
 
Mittendrin statt nur dabei 
Zum Umgang mit dem Islam in Europa 
Bild: Gerd Altmann/Pixelio.de 
1Gujer, Eric: Der Wert der Freiheit, Neue Zürcher Zeitung vom 
5./6. März 2011. 
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Islamfeindlichkeit nicht auf den rechten Rand. In 
Deutschland und Ungarn, Großbritannien und Polen 
finden sich auch in der Mitte des politischen Spekt-
rums Politiker, die sorgenvoll vor der „Überfremdung― 
durch Muslime warnen und pathosgeschwängert die 
Rückbesinnung auf christliche Wurzeln und Werte 
fordern. So mancher Parteitag in Bayern erscheint wie 
eine Fallstudie für Samuel Huntingtons Clash of Ci-
vilizations.  
 
 
Von Islamisierung kann keine Rede sein 
 
Fakt ist: Von einer Islamisierung Europas kann keine 
Rede sein. Eine aktuelle Studie des Pew Research 
Centre on Religious and Public Life2 liefert dazu einige 
aufschlussreiche Zahlen. Die muslimische Bevölkerung 
wird – global gesehen – in den nächsten Jahren wei-
ter anwachsen. Während derzeit circa 1,6 Milliarden 
Menschen weltweit dem Islam angehören, werden es 
in zwei Jahrzehnten etwa 2,2 Milliarden sein. Dies 
scheint auf den ersten Blick ein enormer Anstieg. Die-
ser Eindruck relativiert sich, wenn man sich vergegen-
wärtigt, dass auch die Weltbevölkerung als solche 
weiterhin anwachsen wird. Dabei wird die Zahl der 
Muslime deutlich langsamer ansteigen, als dies noch 
in den vergangenen Jahren der Fall war. Dies liegt vor 
allem an den immer niedrigeren Geburtenraten bei 
stetig älter werdender Bevölkerung und verbesserten 
Bildungschancen für Frauen. Das Christentum wird 
also laut den derzeit vorliegenden Prognosen auch in 
Zukunft die größte Religionsgemeinschaft der Welt 
bleiben. Auf europäischem Boden wird die Zahl der 
Muslime ebenfalls absolut ansteigen. Relativ gesehen 
bleibt aber der Anteil der Muslime in etwa gleich. Er 
liegt derzeit bei etwa 2,7 % der europäischen Bevöl-
kerung. 
 
 
Islamphobie in Europa 
 
In der gesellschaftlichen Wahrnehmung nehmen Mus-
lime einen weitaus größeren Stellenwert ein. Dies hat 
mit der medialen Aufmerksamkeit zu tun, die dem Is-
lam als religiösem und politischem Phänomen zuteil 
wird. Darüber hinaus sind muslimische Einwanderer in 
vielen EU-Staaten präsenter als noch vor einigen Jahr-
zehnten. Sie prägen so manches Stadtbild mit und 
reflektieren in der Regel ein verzerrtes Bild ihrer Her-
kunftsgesellschaften. Die im März erschienene Studie 
der Friedrich-Ebert-Stiftung „Die Abwertung der An-
deren― stellt fest, dass in etlichen europäischen Län-
dern die Tendenz besteht, Einwanderer mit Muslimen 
nahezu gleichzusetzen und umgekehrt alle Muslime 
als Einwanderer wahrzunehmen, ungeachtet ihrer 
Staatszugehörigkeit oder ihres Geburtsortes. Ähnlich 
wie Juden würden auch Muslime häufig nicht als in-
tegraler Bestandteil der einheimischen Mehrheitsge-
sellschaft betrachtet, sondern als „Fremde―. Die Studie 
untersucht, inwiefern islamfeindliche Aussagen in 
ausgewählten EU-Staaten auf Zustimmung stoßen 
(siehe Grafik). Die Ergebnisse lassen auf einen erschre-
ckend fruchtbaren Boden für Rechtspopulisten schlie-
ßen. Die europäischen Befragten, so heißt es in der 
Auswertung, seien sich in ihrer Ablehnung von Musli-
men und des Islams weitgehend einig. Die Dimension 
islamfeindlicher Haltungen in Deutschland, Italien, 
Ungarn und Polen sei ähnlich stark ausgeprägt und 
signifikant am höchsten. Nur geringfügig weniger is-
lamfeindlich seien die Befragten in Frankreich und 
Großbritannien.3  
 
Ausgrenzende Rhetorik 
 
In Deutschland spiegeln sich diese Einstellungen in 
einer politischen Rhetorik, die bizarrerweise biologi-
sche Bezüge bemüht. Der Islam sei nicht Teil unserer 
„historisch-religiösen DNA―, so Matthias Matussek auf 
2The Pew Forum on Religion and Public Life 2011. The Future of 
the Global Muslim Population. Projections for 2010-2030. 
3Zick, Andreas u.a. 2011: Die Abwertung des Anderen. Eine eu-
ropäische Zustandsbeschreibung zu Intoleranz, Vorurteilen und 
Diskriminierung. Friedrich-Ebert-Stiftung, S.46f und 69 ff. 
4 Matussek, Matthias 2011: Warum der Minister recht hat, er-
schienen auf Spiegel Online am 6.3.2011 und abrufbar über 
http://www.spiegel.de/politik/
deutschland/0,1518,749307,00.html. 
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Spiegel Online4, es ließe sich „auch aus der Historie― 
nirgends belegen, dass der Islam zu Deutschland ge-
höre, so Bundesinnenminister Hans-Peter Friedrich.5 
Die Frage, ob der Islam zu Deutschland gehört, ist 
ebenso müßig wie das Beschwören des vermeintlich 
jüdisch-christlichen Erbes Europas. Der Islam ist kei-
neswegs ein neues, nur durch Arbeitsmigration ent-
standenes Phänomen. Seit Jahrhunderten schreibt der 
Islam europäische Geschichte mit. Es ist schlicht nicht 
wegzudiskutieren, dass Muslime in Europa ihre kultu-
rellen Spuren hinterlassen haben und dies auch wei-
terhin tun werden. Diskursbeiträge, die dies negieren, 
um die Saite eines nationalen oder europäischen Wir-
Gefühls zum Klingen zu bringen, sind überflüssig. Sie 
schaffen Kulturkampfstimmung und schließen aus, wo 
es zu integrieren gilt. Leider bleibt es in Europa nicht 
bei ausgrenzender Rhetorik. Die Schweizer haben sich 
in einer Volksabstimmung gegen den Bau von Mina-
retten ausgesprochen. Die französische Nationalver-
sammlung hat im letzten Jahr ein Gesetz beschlossen, 
das das Tragen der Burka landesweit verbietet. Die 
grande nation folgt damit Entscheidungen in Belgien 
und Spanien, die die Ganzkörperverschleierung in der 
Öffentlichkeit untersagen. Solche Gesetzesinitiativen 
senden fatale Signale an die muslimische Welt. „Wir 
wollen Euch nicht―, lautet die schmerzliche Botschaft, 
die jegliche Integrationsbemühung bereits in den An-
fängen erstickt. In Europa leben derzeit zwischen 15 
und 20 Millionen Muslime. Die Integration dieser Mit-
bürger wird eine der größten Herausforderungen der 
Politik bleiben. Um den oben beschriebenen islamo-
phoben Tendenzen entgegenzuwirken, wird es ent-
scheidend sein, den gemeinsamen Wertekonsens klar 
und unmissverständlich zu kommunizieren, ohne da-
bei auf religiös-kulturelle Ausschlussformeln zurück-
zugreifen. Integrationskonzepte, die sich zugunsten 
eines Miteinanders von religiösen Begründungen lö-
sen, können alle Religionen als Bereicherung einer 
pluralistischen Gesellschaft willkommen heißen. Und 
nur dann sind Muslime mittendrin, statt nur dabei. 
 
 
 
 
Euro-Islam oder Europäischer Islam? 
 
Ob der Begriff des Euro-Islam in der Integrationsde-
batte hilfreich sein wird, ist noch nicht abzusehen. Zu 
diesem Konzept streiten derzeit der Politikwissen-
schaftler Bassam Tibi und der Islamwissenschaftler 
Tariq Ramadan um die Deutungshoheit. Im Kern geht 
es um die Frage, wie ein Islam aussehen könnte, der in 
Europa Fuß fasst. Tibi („Europa ohne Identität. Leitkul-
tur oder Wertebeliebigkeit?―) spricht dabei von einer 
Vision, die noch nicht Realität geworden ist. Sein Euro
-Islam erfordert einen Prozess der kulturellen Anpas-
sung und religiöse Reformen, um die Religion gewis-
sermaßen „kompatibel― mit den universalen Normen 
Europas zu machen. Ein Muslim könne Europäer wer-
den, indem er europäische Werte übernehme, dabei 
könne er selbstverständlich Muslim bleiben. Das klingt 
vernünftig. Demgegenüber ist Ramadans Begriff des 
europäischen Islams, von dem sich Tibi ausdrücklich 
distanziert, mit Vorsicht zu genießen. In seinem Buch 
„To Be A European Muslim― beschreibt der Islamwis-
senschaftler die Ausgestaltung einer muslimischen 
kulturellen Identität, die es durch Partizipation in die 
Gesellschaft einzubringen gilt. Dabei fordert Ramadan 
im Grunde, dass sich Europa dem Islam anpassen soll, 
und nicht umgekehrt. Die Vorstellung eines säkularen 
Europas lehnt er ab und versteht Multikulturalismus 
als paralleles Existieren mehrerer Wertesysteme. Ra-
madan, der übrigens der Enkel des Gründers der Mus-
limbruderschaft Hassan al-Banna ist und dessen Sohn 
das Internat von Yusuf Islam (ehemals Cat Stevens) 
besucht, wird daher zunehmend kritisch rezipiert. 
Necla Kelek, die letztes Jahr mit dem Freiheitspreis der 
Friedrich-Naumann-Stiftung für die Freiheit ausge-
Verschiedene Migrationshintergründe, Brüssel im Europaviertel 
(Foto: Karin Madeker) 
5Vitzthum, Thomas 2011: Innenminister – Islam gehört nicht zu 
Deutschland, erschienen auf Welt Online am 3.März 2011 und 
abrufbar über http://www.welt.de/politik/deutschland/
article12691814/Innenminister-Islam-gehoert-nicht-zu-
Deutschland.html. 
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zeichnet wurde, beschreibt Ramadan als doppelzüngi-
gen Intellektuellen: „Ramadan versucht gleichzeitig, 
die vom Koran und Sunna bestimmte islamische Le-
bensweise in den muslimischen Ländern mit den 
Rechten von Bürgern, einer säkularen Demokratie, die 
die Freiheit von Religion einschließen, als gleichbe-
deutend darzustellen. Er relativiert so die universalen 
Menschenrechte gleich mit. […] Er ist, wie seine 
Schriften belegen, gegen die Aufklärung und die Tren-
nung von Staat und Religion. Er redet von Reform, will 
aber nur, dass der Westen sich dem Islam anpasst.―6  
 
 
Säkulares Europa 
 
Das integrationspolitische Leitbild der Europäischen 
Union leitet sich aus dem seit Dezember 2009 gelten-
den Vertrag von Lissabon ab. Nach zähem Ringen und 
gegen den Druck der Kirchen hatte man sich für eine 
säkulare Fassung der Präambel entschieden. Es wurde 
weder ein ausdrücklicher Gottesbezug, noch ein Ver-
weis auf christlich-jüdische Traditionen aufgenom-
men. Wörtlich heißt es in der Vertragseinleitung, die 
EU „schöpfe aus dem kulturellen, religiösen und hu-
manistischen Erbe Europas, aus dem sich die unver-
letzlichen und unveräußerlichen Rechte des Menschen 
sowie Freiheit, Demokratie, Gleichheit und Rechts-
staatlichkeit als universelle Werte entwickelt haben―. 
Diese integrative, liberale Formel erlaubt keine Ab-
grenzung gegenüber einem sprachlich, kulturell oder 
religiös anders gearteten „Fremden―. Sie ist daher eine 
entscheidende Voraussetzung für die künftige Integra-
tion von Glaubensgemeinschaften. Der europäische 
Integrationsmodus ist ein universaler: Jeder, der sich 
zum europäischen Wertesystem bekennt und dieses 
lebt, kann Teil der Gemeinschaft werden kann, unab-
hängig seiner Herkunft, Religion oder Kultur. Dabei 
steht die EU für Religionsfreiheit und das Verbot von 
Diskriminierung aus religiösen Gründen. Da die In-
tegration von Migranten im Allgemeinen und Musli-
men im Besonderen überwiegend in nationaler Ver-
antwortung liegt, wird sich künftig auf Ebene der Mit-
gliedstaaten entscheiden, wo der integrationspoliti-
sche Kurs hinführt. Dieser ist wiederum abhängig vom 
jeweiligen Verhältnis von Religion und Staat. Für die 
Aktualisierung oder Neuformulierung von nationalen 
Integrationsleitbildern liefern die europäischen Vorga-
ben eine hervorragende Grundlage. 
 
Dr. Ellen Madeker  
Leiterin Programme  
Dialogprogramm Brüssel (DPB) 
ellen.madeker@fnst.org 
 
 
Der transatlantische Dialog wird oftmals kompliziert 
durch ein Miss- oder Unverständnis des gesellschaftli-
chen Umfeldes, in dem aktuelle Politik gemacht und 
Wahlen entschieden werden. Einer der Unterschiede, 
die die transatlantische Diskussion verkomplizieren, 
liegt im Stellenwert der Religion in Gesellschaft und 
Politik in den USA und in Deutschland. Wie grundsätz-
lich verschieden diese Rolle in den beiden Ländern ist, 
macht die Antwort auf die Frage „spielt Religion in 
ihrem Leben eine wichtige Rolle?―, deutlich. In den 
USA geben 60% der Befragten an, dass Religion eine 
wichtige Rolle in ihrem Leben spielt, in Deutschland 
sagen das nur ein Fünftel der Befragten. 
 
Heutzutage ist das Verhältnis von Kirche bzw. Religion 
und Staat zwar sowohl in Deutschland als auch in den 
USA de jure säkular, der tagtägliche Umgang mit der 
Religion und ihre Auslegung sind hingegen aber 
6Kelek, Necla 2007: Kein Fortschritt, keine Freiheit, Essay er-
schienen auf: http://www.perlentaucher.de/artikel/4360.html, 
abgerufen am 7.April 2011. 
 
Religion, Gesellschaft und Politik in den 
Vereinigten Staaten von Amerika 
Foto: Daniel Hannes/Pixelio.de 
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grundsätzlich verschieden. 
 
 
Religionsfreiheit in den USA - das Vermächtnis der 
„Founding Fathers“  
 
Die größere Bedeutung 
von Religion in den 
USA hat starke histori-
sche Wurzeln. Die ers-
ten Siedler immigrier-
ten in die Vereinigten 
Staaten, um der religi-
ösen Intoleranz und 
Verfolgung durch die 
Herrschenden in Euro-
pa zu entkommen. Die-
se Glaubensflüchtlinge 
wollten in der Lage 
sein, ihren Glauben frei 
zu wählen und ausü-
ben zu können. Deswe-
gen war es wichtig, 
dass ein Schutz vor 
Eingriffen des Staates 
in ihre Religionsausübung gewährleistet war. 
 
Dieses Recht auf freie Religionsausübung wurde in 
Form des 1. Verfassungszusatzes als „First Amend-
ment― bereits am 15. Dezember 1791 der Verfassung 
von 1776 hinzugefügt: „Congress shall make no law 
respecting an establishment of religion, or prohibiting 
the free exercise thereof […]" 
 
Auf diese historischen Wurzeln lässt sich auch zurück-
führen, warum die Vereinigten Staaten in religiöser 
Hinsicht viel pluralistischer sind als beispielsweise 
Deutschland. Seit der Gründung der USA existiert eine 
Vielfalt religiöser Ansichten nebeneinander. Von An-
beginn war klar, dass es keine „Staatsreligion― geben 
würde. In den USA darf keine Religion bevorzugt be-
handelt werden. Aus diesem Grund gibt es keine 
staatlichen Feiertage aufgrund eines religiösen Hin-
tergrundes nach europäischem Verständnis, noch sind 
Sonntage geschützt. Auch die Vorstellung einer – vom 
Staat eingezogenen – Kirchensteuer wie in Deutsch-
land wäre in den USA undenkbar. So finanzieren sich 
alle Kirchen in den USA durch die Beiträge und Spen-
den ihrer Anhänger.  
Von „Amish“ bis „Zoroastrismus“ - religiöse 
(Meinungs-)Vielfalt in den USA 
 
85% der Bevölkerung bekennen sich zwar zum christ-
lichen Glauben, Abspaltungen des Christentums resul-
tierten jedoch in einer großen Anzahl von Kirchen, die 
es so in Europa und Deutschland nicht gibt.  
 
Historisch haben die USA immer wieder Phasen der 
Diskriminierung einzelner religiöser Gruppen erlebt. 
Hier sind vor allem die Diffamierung von Juden und 
Katholiken im letzten Jahrhundert zu erwähnen. Eine 
neue Dimension der Diskriminierung gegenüber dem 
Islam wurde durch die Terroranschläge vom 11. Sep-
tember ausgelöst. Dies spiegelt sich in den wachsen-
den Spannungen in der öffentlichen Debatte zur Rolle 
des Islam in der amerikanischen Gesellschaft wieder. 
Die Religiosität der Amerikaner ist, trotz Fällen von 
Diskriminierung gegenüber religiösen Minderheiten, 
schon immer ein stark verbindendes Element der In-
tegration von neuen Zuwanderern in die amerikani-
sche Gesellschaft gewesen. 
Das Verständnis von amerikanischer Religionsfreiheit 
verursacht auf deutscher Seite oft Unverständnis, 
denn der amerikanische Staat hat kein Recht, zwi-
schen „seriösen― und „unseriösen― Religionen zu un-
terscheiden. Aufgrund dessen genießen in den USA 
Sekten und religiöse Gruppierungen, wie beispielswei-
se die Scientology Kirche oder die Westboro Baptist 
Church, die vor allem für ihre extremen öffentlichen 
Anti-Homosexualität-Proteste bekannt ist, den selben 
Das „First Amendment― an der Fas-
sade des Newseums in Washing-
ton, DC (Foto: mr._mayer/Flickr) 
Der zweifelhafte Nachwuchs der Westboro Baptist Church  
(Foto: yskin/Flickr) 
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rechtlichen Status wie die großen Weltreligionen. Dies 
wird in den USA hingenommen, trifft jedoch außer-
halb des Landes oftmals auf Unverständnis.  
 
In Deutschland wird Religion als Privatsache gesehen, 
die die Politik nicht beeinflussen sollte. Zudem 
herrscht in Europa die Ansicht vor, dass der Staat vor 
der Religion geschützt werden muss. In Amerika hin-
gegen ist das säkulare Verhältnis zwischen Staat und 
Religion nicht mit einer Trennung von Religion und 
öffentlichem Leben gleichzusetzen. Beispiel hierfür ist 
u.a. der Satz „in God we trust― auf allen Dollar Schei-
nen oder der morgendliche „Pledge of Allegiance― in 
Schulen, mit dem sowohl Gott wie auch der Nation 
Loyalität geschworen wird. Für jeden deutschen Besu-
cher ist es befremdlich, wenn vor fast jeder politi-
schen oder sportlichen Veranstaltung ein Gebet ge-
sprochen wird. Diese Erfahrung machte auch der ehe-
malige Bundesjustizminister Otto Schily. Bei einer ge-
meinsamen Veranstaltung mit seinem amerikanischen 
Amtskollegen John Ashcroft rief dieser zunächst ein-
mal zum Gebet auf und Schily blickte, während das 
Publikum brav die Köpfe senkte, etwas ungläubig 
drein.  
 
 
Religion als Machtfaktor im politischen Alltag 
 
Diese große Bedeutung von Religion im persönlichen 
Umfeld hatte in der Geschichte der USA immer auch 
einen großen Einfluss auf die Politik. Bis in die achtzi-
ger Jahre standen die polarisierenden Themen der 
―christlichen Konservativen― nicht im Vordergrund der 
politischen Debatte. Erst die Legalisierung der Abtrei-
bung Mitte der Siebziger Jahre durch den Obersten 
Gerichtshof katapultierte dieses Thema ins Zentrum 
der Wahlentscheidungen von konservativen Wählern. 
Diese fühlten sich auch zu diesem Zeitpunkt nicht von 
der „Republican Party― repräsentiert und organisierten 
sich in der „moral majority―.  Diese Initiative propa-
gierte religiöse Vorstellungen in der Politik, mit dem 
Ziel, christliche Werte in Amerika wiederherzustellen. 
Die Wurzeln dieser politischen Bewegung lagen im 
„Bible Belt―, den süd- und südwestlich liegenden Bun-
desländern, deren Kultur sehr stark vom konservativen, 
evangelikalen Protestantismus geprägt ist und wo die 
Anzahl der Kirchgänger signifikant höher ist als in an-
deren Regionen der USA. 
 
Ronald Reagan gelang es im Präsidentschaftswahl-
kampf 1980, diese christlich-konservativen Wähler 
hinter sich zu vereinen und seitdem spielt diese Wäh-
lergruppe eine wichtige und entscheidende Rolle in 
der „Republican Party―. Wie groß ihr Einfluss ist zeigt, 
dass es in absehbarer Zeit keinen Präsidentschaftskan-
didaten oder Vizepräsidentschaftskandidaten bei den 
„Republicans― geben wird, der ein Abtreibungsbefür-
worter ist. Ein weiteres Thema, das die religiöse Rech-
te gerade im letzten Jahrzehnt politisch mobilisiert 
hat, ist ihre Opposition zur gleichgeschlechtlichen 
Ehe. Dieses Thema hat mittlerweile den gleichen Stel-
lenwert für diese Wählergruppe wie die Abtreibungs-
frage.  
 
Kontrovers ist auch in vereinzelten Bundesländern der 
offensichtliche Einfluss mancher religiöser Gruppen 
auf die Bildungspolitik. Dort werden anstatt der Evo-
lutionstheorie Variationen der biblischen Kreationis-
mustheorie unterrichtet. Hier hat es aber in den letz-
ten Jahren eine Gegenbewegung gegeben und viele 
dieser Entscheidungen wurden wieder rückgängig ge-
macht. 
Plakatwand der Anti-Abtreibungskampagne in Rodemer,  
Kentucky (Foto: Chris1051/Flickr) 
John F. Kennedy, 35. Präsident der Vereinigten Staaten und Ka-
tholik (Bild: Chris D 2006/Flickr) 
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Wie bereits erläutert, gibt es im Selbstverständnis der 
USA keine Staatskirche, dennoch ist festzustellen, dass 
die US-amerikanische Politik sehr stark von der angel-
sächsisch-christlichen Tradition beeinflusst wurde und 
immer noch wird. Dies zeigt sich auch bei der Wahl 
ins höchste politische Amt der USA, denn mit der Aus-
nahme von John F. Kennedy, dem ersten und einzigen 
Katholiken im Weißen Haus, waren bisher alle Präsi-
denten der USA Protestanten. 
 
Auch ist der politische Alltag viel stärker als in Europa 
von religiöser Rhetorik geprägt. Auffallend ist, dass die 
meisten Präsidenten der USA—Republikaner, aber 
auch Demokraten—sich häufig religiösem Vokabular 
bedienen, um die US-Bürger hinter ihrer Außenpolitik 
zu vereinen.  
 
Dies hat in der Vergangenheit oft zu Missverständnis-
sen oder Unverständnis in der restlichen Welt geführt. 
Die Begriffe wie „Evil Empire― oder „Axis of Evil― haben 
zwar innenpolitisch Resonanz gefunden, aber die au-
ßenpolitischen Positionen der USA nicht gestärkt. Vie-
le außenpolitische Entscheidungen wurden von dem 
Glauben geleitet, dass Amerika die „chosen nation― 
sei, dass die USA der Welt zum Besseren verhelfen 
können (Sendungsbewusstsein), und dass diese 
„Mission― der USA einen Kampf zwischen Gut und Bö-
se darstelle.  
 
 
 
 
 
 
Initiativen der Stiftung im Transatlantischen Dialog 
der Religionen - Promoting Tolerance 
 
Seit 1992 führt das Transatlantische Dialogprogramm 
zusammen mit dem American Jewish Council und dem 
Regionalbüro Mittel-, Südost- und Osteuropa, Süd-
kaukasus und Zentralasien das Programm „Promoting 
Tolerance― durch. Die wichtigsten Projektziele sind die 
Förderung eines Klimas des Respekts und des Pluralis-
mus; die Verbesserung der Rechte von religiösen und 
ethnischen Minderheiten; der Austausch von „best 
practices― multikultureller Gesellschaften; sowie die 
Förderung von Toleranz durch die Stärkung der Zivil-
gesellschaft.  
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litik in einer sich verändernden Partnerschaft. 2004. 
 
Wallis, Jim, God‘s Politics: Why the Right gets it 
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Claus Gramckow 
Repräsentant USA und Kanada 
Transatlantisches Dialogprogramm 
claus.gramckow@fnst.org 
Foto: Arvind Balaraman/FreeDigitalPhotos.net 
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(Kairo) Die Revolution hat das politische Leben in 
Ägypten auf den Kopf gestellt: Heute ist alles anders 
als gestern: Nicht nur haben die Menschen in einem 
beispiellosen Aufstand das verhasste Regime aus dem 
Amt gejagt; gleichzeitig entstanden neue Freiräume, 
werden althergebrachte Tabus über Bord geworfen. Zu 
einem solchen Tabu zählte lange die öffentliche Dis-
kussion inter-religiöser Beziehungen. Religiös deter-
minierte Diskriminierung zu thematisieren, war eine 
„rote Linie―, auf deren Einhaltung die Herrscher mit 
Argusaugen achteten. 
 
Laut Artikel 2 der Verfassung ist Ägypten ein islami-
scher Staat, die Sharia Hauptquelle der Gesetzgebung. 
Dieser illiberale Artikel wird seit jeher von Ägyptens 
kopfstarker christlicher Minderheit – und allen säkular 
eingestellten Menschen – als in hohem Maße diskri-
minierend empfunden. Auf sechs bis acht Millionen 
werden Ägyptens Christen – überwiegend orthodoxe 
Kopten – geschätzt. Sie machen rund zehn Prozent 
der Bevölkerung des volkreichsten arabischen Landes 
aus und sind – absolut gesehen – die größte christli-
che Volksgruppe in der Region. Die koptische Kirche 
geht auf den Heiligen Markus zurück und ist eine der 
ältesten christlichen Kirchen überhaupt.  
 
Zwar enthält Ägyptens geltende Verfassung einen Ar-
tikel zur Religionsfreiheit; doch religiöse Minderheiten 
– vor allem die Christen, Bahais und die kleine Gruppe 
von Schiiten – klagen gemeinsam mit Menschen-
rechtsgruppen über mannigfache religiöse Diskrimi-
nierungen. Die Benachteiligungen haben durchaus 
amtlichen Charakter und reichen von einem systema-
tischen Ausschluss von hohen Staats- und Regie-
rungsämtern bis zu Behinderungen beim Bau von Got-
teshäusern. Im Zuge einer gesellschaftlichen Islamisie-
rung, die in den zurückliegenden drei Jahrzehnten das 
äußere Bild Ägyptens nachhaltig verändert hat, ver-
schärfte sich die soziale Isolierung der Christenge-
meinde. Hinzu kommt eine Zunahme der teilweise ter-
roristischen Gewalt gegen Angehörige der Minderheit, 
deren trauriger Höhepunkt der Anschlag gegen die 
„Kirche der Heiligen― in Alexandrien in der Silvester-
nacht war, dem 24 Menschen zum Opfer fielen. An-
schläge und Überfälle gegen Kopten haben in den zu-
rückliegenden Jahren zugenommen. Die Gewalt hat 
die Minderheit in Angst und Schrecken versetzt, viele 
Kopten sitzen auf gepackten Koffern und wollen das 
Land verlassen.  
 
Die Revolution hat eine neue Situation geschaffen. 
Obwohl die Amtskirche unter der Führung von Pabst 
Schenouda stets ein enger Verbündeter des Mubarak-
Regimes war, haben sich viele junge Kopten der Revo-
lution angeschlossen – und einige haben ihren Mut 
mit dem Leben bezahlt. Eine neue Generation kopti-
scher Christen verlangt nun – im Schulterschluss mit 
liberalen und säkularen Kräften – das Ende der Diskri-
minierung und einen radikalen Wandel in der  Religi-
onspolitik. Im Mittelpunkt der Diskussionen, die auf 
allen Kanälen und Foren entbrannt sind, steht  Artikel 
2 der alten Verfassung. Auf der einen Seite stehen die 
säkularen Kräfte – und hier namhaft die liberalen Par-
teien und Bürgerorganisationen sowie progressive 
Kopten – auf der anderen Seite die Islamisten. Die 
größte und bekannteste islamistische Kraft sind die 
Muslimbrüder. Im islamistischen Lager gibt es Diffe-
renzierungen, eine Zersplitterung wird erkennbar: Ra-
dikaler noch als die Muslimbrüder sind die Salafisten, 
die unter dem Einfluss der saudiarabischen Wahabiten  
stehen und kompromisslos die Einführung und An-
wendung der Sharia verlangen.  
 
 
Ägypten: Neue Religionspolitik nach der 
Revolution? 
 
Religion, Gesellschaft und Politik im Mittelmeerraum 
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Religion ist für alle Ägypter ein sehr wichtiges Thema, 
ja zentraler Lebensinhalt. Hier sind Kopten und Musli-
me mehrheitlich einer Meinung.  Im schlimmsten Fall 
werden die konfessionellen Spannungen in Ägypten 
zunehmen und zu neuer Gewalt führen.  Im besten 
Fall besinnen sich die Menschen auf die viel beschwo-
rene religiöse Harmonie, die über weite Strecken der 
Geschichte das Verhältnis zwischen den Religionsge-
meinschaften am Nil geprägt hat. 
 
(Jerusalem) Für das ―Heilige Land‖, die Ursprungsstät-
te der drei großen monotheistischen Religionen, stellt 
das Phänomen der Religion und des Religiösen nicht 
nur aus dem Blickwinkel der Tourismuswirtschaft ei-
nen zentralen Faktor für Politik und Gesellschaft dar. 
Dies gilt in ganz einzigartiger Weise für den Staat Is-
rael, der seine Entstehung zwar primär dem Streben 
des jüdischen Volkes nach einer „nationalen Heim-
statt― im Sinne des (säkularen) europäischen Nationa-
lismus des 19. Jahrhunderts verdankt. Aufgrund des 
spezifischen Selbstverständnisses des Judentums als 
ethnisches Volk und als religiöse Gemeinschaft aber 
haben die jüdische Religion, ihre Werte und ihre Re-
präsentanten von der Staatsgründung an einen weit 
höheren Stellenwert, als es die Staatsdoktrin, der sä-
kulare Zionismus in der Tradition Theodor Herzls, ei-
gentlich vermuten lassen sollte. Am Beginn des Staa-
tes steht die in ihrem Geiste durchaus „bürgerlich-
liberal― zu nennende Unabhängigkeitserklärung von 
1948, die allen Bürgern des Staates, unabhängig von 
deren Religion oder ethnischer Zugehörigkeit, gleiche 
Bürgerrechte garantiert. Diese Proklamation der Reli-
gionsfreiheit gilt bis in die Gegenwart im Grundsatz 
fort, auch wenn im Alltagsleben – fern vollmundiger 
Deklarationen – stets faktische Benachteiligungen für 
die religiösen Minderheiten (ca. 16% sunnitische 
Muslime, knapp 2% Christen, 1% Drusen) bestanden 
haben (z. B. im Bildungswesen), die sich nicht zuletzt 
aus der Tatsache ergeben, dass die religiösen Minder-
heiten im Regelfall der ethnischen Minderheit der ara-
bischen Palästinenser angehören. Die freie Religions-
ausübung ist in Israel weitgehend gesichert bis auf die 
kleine Gruppe der sich als Teil des Christentums ver-
stehenden „messianischen Juden―. Missionstätigkeit 
nicht-jüdischer Religionsgemeinschaften wird mit ad-
ministrativen Mitteln unterbunden.     
 
Eines der wichtigsten Probleme innerhalb der jüdisch-
israelischen Mehrheitsgesellschaft ist der Gegensatz 
zwischen einer (relativen) Mehrheit säkularer Juden 
und den immer mehr an Bedeutung gewinnenden 
Gruppen ultraorthodoxer und orthodoxer Juden, die 
sich – expressis verbis oder defacto – zum Ziel gesetzt 
haben, den jüdischen Staat im Sinne ihrer religiösen 
oder religiös-politischen Vorstellungen umzugestalten. 
Dabei werden nicht nur die Grundlagen des Grün-
dungskonsenses von 1948, sondern tendenziell auch 
die Grundlagen der liberalen Demokratie in Israel  
schlechthin immer mehr ausgehöhlt. Ihre besonders 
radikale Ausprägung finden diese Unterminierungsver-
suche im „religiösen Zionismus―, der eine zunehmend 
aggressiv gegen Andersdenkende und Andersartige 
gerichtete Ideologie darstellt, die der Staat Israel trotz 
seiner säkularen Grundausrichtung kaum mehr ein-
fangen kann. Dies zeigt sich vor allem im  Umgang 
mit der religiösen Siedlerbewegung, die keinerlei Ver-
pflichtung zum Respekt vor dem religiös neutralen 
Rechtsstaat anerkennt.  
 
Auf diesem Hintergrund ist es eine der vorrangigen 
Aufgaben der liberalen Stiftung, politische und gesell-
schaftliche Partner zu gewinnen, die sich aktiv für die 
Bewahrung und den Ausbau der säkularen Grundlagen 
des Staates Israel einsetzen. An dieser „Frontlinie― – 
nur vergleichbar noch mit dem Schutz der ethnischen 
Minderheiten im Lande – wird die Entscheidung fal-
len, ob Israel auch weiterhin den Ehrentitel einer 
„liberalen Demokratie― wird beanspruchen können. 
 
Israel/Palästina: Religiöse Rückbesinnung im 
Heiligen Land  
Altstadt von Jerusalem (Foto: Carsten Raum/Pixelio.de) 
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Der im Werden begriffene Staat Palästina wird im 
Grundsatz auf säkularen Prinzipien aufgebaut, denen 
die die palästinensische Nationalbewegung tragenden 
Kräfte traditionell verbunden waren. Muslimen, Chris-
ten und auch Juden wird in diesem Konzept ein 
gleichberechtigter Platz als Bürger eines zu schaffen-
den palästinensischen Nationalstaates eingeräumt. 
Diesen theoretischen Grundlagen steht das Faktum 
einer machtvollen Bewegung des politischen Islam im 
Lande – wie sie sich seit den 1980er Jahren herausge-
bildet hat – gegenüber, die vielerorts an die Stelle des 
weitgehend gescheiterten (säkularen) Panarabismus 
getreten ist. Von ihr gehen im Alltagsleben der Bürger 
Tendenzen und Aktionen aus, die geeignet sind, die 
bestehende Religionsfreiheit und Gleichberechtigung 
der traditionellen Religionsgemeinschaften auszuhöh-
len. Auf dem Hintergrund des durchweg als vorrangig 
empfundenen nationalen Kampfes um die Befreiung 
Palästinas vom Joch der Besatzung werden Verstöße 
gegen den säkularen Charakter des Staates kleingere-
det oder ignoriert.  
 
In ihrem Einsatz für die Pflege der Traditionen aufklä-
rerischen Denkens und der Bürgergesellschaft in Pa-
lästina gehört das kritische Augenmerk der Stiftung 
auch der wachsenden Tendenz zur faktischen Aushöh-
lung des Prinzips der säkularen Ordnung des Staates. 
Diese wird – dies belegen vor allem die von der Stif-
tung durchgeführten Meinungsforschungsuntersu-
chungen zum Stellenwert liberaler Werte in der paläs-
tinensischen Gesellschaft – immer mehr durch eine 
vermeintliche Rückbesinnung auf traditionelle islami-
sche Werte unterlaufen. Eine derartige Entwicklung 
könnte zukünftig nicht nur den pluralistischen Grund-
zug der Gesellschaft gefährden, sondern ganz konkret 
die Existenzmöglichkeiten religiöser Minderheiten in 
einer islamischen Mehrheitsgesellschaft zunichte ma-
chen. Auch in Palästina ist der Einsatz für die Siche-
rung der Religionsfreiheit in einem säkularen Staat 
daher ein vorrangiges Arbeitsfeld für die liberale Stif-
tung.     
 
 
 
 
 
 
 
 
(Beirut) Das kleine Mittelmeerland Libanon, vor allem 
das zerklüftete Libanongebirge gelten seit Jahrhun-
derten als Zufluchtsort religiöser Minderheiten. Nicht 
weniger als achtzehn Religionsgemeinschaften wer-
den in der libanesischen Republik offiziell anerkannt, 
darunter zwölf christliche (ca. 35% der Bevölkerung) 
und vier muslimische Konfessionen (ca. 65% der Be-
völkerung) sowie das Judentum. Diese Vielfalt ist seit 
Jahrhunderten Fluch und Segen zugleich. Während sie 
in Zeiten der friedlichen Koexistenz dem Land den Ruf 
der ―Schweiz des Nahen Ostens― einbrachte, galt der 
Libanon – vor allem während des Bürgerkriegs von 
1975 bis 1990 – allgemein als Musterbeispiel für das 
Scheitern staatlicher Institutionen. 
 
Die konfessionelle Zugehörigkeit spielt im Libanon ei-
ne zentrale Rolle in Gesellschaft und Politik. Während 
Religions- und Glaubensfreiheit und die Gleichheit 
aller Bürger verfassungsrechtlich an prominenter Stel-
le verankert sind, postuliert die Verfassung gleichzei-
tig ein komplexes Machtteilungsprinzip entlang kon-
fessioneller Linien, wobei Christen und Muslime je-
weils die Hälfte aller politischen Ämter bekleiden. Ent-
sprechend dem ―Nationalpakt― von 1943 ist der 
Staatspräsident immer maronitischer (d.h. katholi-
scher) Christ, der Premierminister sunnitischer Muslim 
und der Parlamentspräsident schiitischer Muslim. 
 
 
Libanon: Religiöse Vielfalt zwischen  
Koexistenz und Bürgerkrieg 
Uferpromenade in Beirut (Foto: Dietmar Burkhardt/Pixelio.de) 
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Ein Paradox: Während die Libanesen für ihren ausge-
prägten Nationalstolz bekannt sind, hat sich in der 
libanesischen Gesellschaft nur in begrenztem Maße 
ein selbstbewusstes Staatsbürgertum entwickeln kön-
nen. Selbst bei durch und durch säkularen Libanesen 
spielt die nominelle konfessionelle Zugehörigkeit häu-
fig die zentrale identitätsstiftende Rolle. 
 
Während das konfessionelle Proporzsystem sicher-
stellt, dass alle anerkannten Religionsgemeinschaften 
an der Macht beteiligt werden, schließt es implizit all 
diejenigen von der Ausübung politischer Ämter aus, 
die formal zu einer nicht offiziell anerkannten Religi-
onsgemeinschaft (z.B. Hinduismus, Buddhismus) kon-
vertieren bzw. darauf bestehen, überhaupt keine reli-
giöse Zugehörigkeit zu registrieren. 
 
 
(Amman) Im Königreich Jordanien ist der Islam laut 
Artikel 2 der Verfassung Staatsreligion. Die Legitimität 
des haschemitischen Königshauses begründet sich 
auch mit der Abstammung von Hachim Ibn Abd Man-
af, dem Urgroßvater des Propheten Mohammed. Nach 
ihm sind die Haschemiten benannt. 
 
Das Königreich Jordanien, in dessen Grenzen sich 
wichtige alt- und neutestamentarische Orte wie der 
Berg Nebo und die Taufstelle Jesu befinden,  verweist 
stolz auf seine religiösen Minderheiten und die tradi-
tionell friedliche Koexistenz von Muslimen und Chris-
ten. Von den 6,3 Millionen Jordaniern sind ca. 95 Pro-
zent sunnitische Muslime, 3 Prozent Christen und 2 
Prozent Drusen, Schiiten und Bahais.  
 
Die Verfassung garantiert das Recht auf die freie Reli-
gionsausübung, soweit öffentlicher Anstand und Mo-
ral nicht verletzt werden. Verankert ist ebenfalls das 
Diskriminierungsverbot von Staatsangehörigen auf-
grund von Religion. Während das christlich-
muslimische Verhältnis als gut gilt, gibt es Beschwer-
den der kleinen Minderheit der Bahais, die offiziell 
nicht anerkannt werden. 
 
Christen sind aufgrund eines großzügigen Quotensys-
tems im Parlament im Vergleich zu ihrem Bevölke-
rungsanteil überrepräsentiert und stellen neun von 
insgesamt 120 Abgeordneten. Der König beruft regel-
mäßig Christen in Ministerposten sowie in den er-
nannten Senat. Auch in der Privatwirtschaft sind 
Christen auffällig erfolgreich. 
 
Nicht vereinbar mit einer westlich-säkularen Bürger-
tumstradition ist das Fehlen eines zivilen Familien-
rechts und das damit in Verbindung stehende Verbot 
von Austritten aus dem Islam - eine Folge islamischer 
Rechtssprechung. Die jordanische Gesellschaft ist 
nicht immun gegenüber radikalen Elementen des poli-
tischen Islam, wobei die Regierung mit eiserner Hand 
gegen diese Gruppierungen vorgeht. Als wenig klug 
wird von Analysten der von weiten Teilen der Bevölke-
rung als repressiv empfundene Umgang des Staates 
mit der Muslimbruderschaft gewertet, da dieser zu 
einer Stärkung der Gruppierung beitrage. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Jordanien: Religiöse Harmonie im  
Haschemitenreich  
Felsenstadt Petra, Jordanien (Foto: eckwe/Pixelio.de) 
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(Istanbul) Die Türkei ist in der Region Mittelmeerlän-
der das einzige Land mit muslimischer Bevölkerung, 
das über eine säkulare Verfassung verfügt. Der Säkula-
rismus, die Trennung von Staat und Religion, ist in der 
türkischen Verfassung als unabänderbares Prinzip ver-
ankert. Dieses Prinzip geht auf die Zeit der Staats-
gründung 1923 durch Mustafa Kemal Atatürk zurück, 
der auch das bis dahin bestehende Kalifat und das 
islamische Recht abschaffte. In der Geschichte der 
Türkei hat es immer wieder islamistische Parteien ge-
geben, die, nachdem sie in Wahlen signifikante Ergeb-
nisse oder Abgeordnetenmandate erzielen konnten, 
durch Gerichtsbeschluss verfassungsgemäß, d.h. mit 
Verweis auf das schon erwähnte Verfassungsprinzip, 
verboten und geschlossen wurden. Jüngstes Beispiel 
ist in diesem Zusammenhang die seit 2002 mit abso-
luter Mehrheit regierende AKP, die nur knapp einem 
Verbotsverfahren entgehen konnte, weil sie das Kopf-
tuchverbot an Schulen, Universitäten und öffentlichen 
Einrichtungen aufheben wollte.1  
 
Über die Trennung von Staat und Religion—oder bes-
ser die Kontrolle der Religion—wacht das „Amt für Re-
ligionsangelegenheiten― (DYANET), bei dem sämtliche 
Freitagspredigten vorab eingereicht und genehmigt 
werden müssen. Insofern hat der Staat die Kontrolle 
über die verkündeten Inhalte. Andere Religionen wer-
den zwar geduldet, sind jedoch zahlreichen Diskrimi-
nierungen ausgesetzt, die vom Verbot zum Grundbe-
sitzerwerb bis zur Schließung des Priesterseminars der 
orthodoxen Kirche reichen. Auch Aleviten und Schii-
ten leiden unter Benachteiligungen.  
 
Trotz des formal- bzw. verfassungsrechtlich veranker-
ten Säkularismus erfolgte im Zuge der Regierungs-
übernahme der AKP eine Trendwende in der türki-
schen Gesellschaft hin zu einer stärkeren Rolle des 
Islam und islamisch-konservativer Wertvorstellungen. 
Auch nach dem 2008 abgeschmetterten AKP-
Verbotsverfahren versucht die Regierungspartei er-
neut, das Kopftuchverbot—diesmal ohne rechtliche 
und verfassungsrechtliche Änderungen—zu kippen 
bzw. zu unterlaufen, indem sie die Leitungsposten der 
öffentlichen Schulen und Universitäten mit ihren Ge-
folgsleuten besetzt. In öffentlichen Äußerungen wird 
das Tragen des Kopftuches vom türkischen Minister-
präsidenten Erdogan als „conditio sine qua non― ver-
kündet und lässt von der Parteirhetorik her gesehen, 
Alternativen nicht zu. Darüber hinaus wird seitens der 
Regierungspartei ebenfalls die traditionelle Rolle der 
Frau als Mutter und Hüterin der Familie in den Vor-
dergrund gestellt. In einer Studie der Bahcesehir Uni-
versität von 2009 gaben 62% der befragten Frauen 
an, dass Religion oberste Lebenspriorität habe, nur 
13% plädierten für „Demokratie―, und 17% für Laizis-
mus. 20% der Frauen hielten die Erlaubnis des Ehe-
manns zur Arbeitsaufnahme für „unbedingt erforder-
lich―, 64% für „erforderlich―.2 
 
In diesem Zusammenhang sind auch die neuen Alko-
holverordnungen zu sehen, die teilweise den Alkohol-
konsum in öffentlichen Einrichtungen verbieten und 
selbst den Verkauf an Autobahnraststätten untersa-
gen. Die Polizei geht mit Kontrollen gegen Alkohol-
konsum in der Öffentlichkeit vor; „Alkoholsünder― 
werden angehalten und mit einem Bußgeldbescheid 
belegt, selbst wenn der Blutalkoholgehalt weit unter-
halb der erlaubten Promillegrenze liegt. Alkohollizen-
sen von Restaurants und Bars werden restriktiv verge-
ben oder mit sehr hohen finanziellen Schankauflagen 
versehen.  
 
Journalisten, die kritisch über diese Sachverhalte be-
1 Das Verfassungsericht befand die AKP islamistischer Umtriebe 
für schuldig, jedoch gab es im Richtergremium nicht die erfor-
derliche Mehrheit zur Schließung der AKP. Das Urteil beschränkte 
sich auf die Entziehung der öffentlichen Zuwendungen für ein 
Jahr. 
2 Mehr Details zu dieser Studie sind dem Türkeibulletin 10/09 zu 
entnehmen. 
 
Türkei: Schleichende Islamisierung im  
säkularen Staat 
Süleymaniye-Moschee in Istanbul (Foto: Bildpixel/Pixelio.de) 
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richten, werden behindert und der Subversion bezich-
tigt. Oftmals sitzen kritische Medienleute monatelang 
ohne Gerichtsurteil oder Anklage im Gefängnis. Die 
AKP versucht, kritische Berichterstattung und Kom-
mentierungen über die schleichende Islamisierung zu 
unterdrücken. 
 
Die Stiftung begegnet diesen Entwicklungen pro-
aktiv: In Grundlagenseminaren zum Liberalismus, die 
sie mit mehreren Partnerorganisationen durchführt, 
sind die Themen Säkularismus und Religionsfreiheit 
wesentliche Bausteine. 
 
(Algier) Religion hat in der Politik des Maghreb in den 
letzten Jahrzehnten eine besondere, wenn nicht sogar 
die Schlüsselrolle gespielt. Zu beobachten war der 
Aufstieg des politischen Islam als Dominante im poli-
tischen und gesellschaftlichen Diskurs, vor allem in 
Algerien: insbesondere islamistische Parteien verstan-
den es, politischen Protest und Gesellschaftskritik zu 
kanalisieren und ihnen eine Ausdrucksfläche zu bieten 
und waren zeitweise der dominante Akteur in der Ge-
staltung der politischen Agenda – und sei es nur, weil 
auf sie reagiert werden musste.  
 
Auch politisch-religiös motivierte Gewalt spielte dabei 
eine besondere Rolle. Die Jahre des islamistischen Ter-
rors in Algerien, mit über 130.000 Opfern unter der 
Bevölkerung, stechen dabei in Umfang und Grausam-
keit hervor. Der von Islamisten auf der tunesischen 
Insel Djerba 2002 verübte Anschlag mit 21 Toten 
deutschen Urlaubern ist vielen in Erinnerung. Ebenso 
die Anschläge 2003 auf ein Hotel, ein jüdisches Zent-
rum und einen jüdischen Friedhof in Casablanca mit 
41 Toten, die mit Marokko auch im westlichsten Land 
der arabischen Welt tiefe Spuren hinterließen. 
 
Religiöse Minder-
heiten in den drei 
L ä n d e r n  d e s 
Maghreb leiden 
unter Diskriminie-
rung, die im Wider-
spruch zu verfas-
sungsmäßig garan-
tierten Rechten 
freier Religionsaus-
übung steht. Häu-
fig steht das ge-
setzliche Verbot 
des Proselytismus, 
das in allen drei 
Ländern gilt, im 
Zentrum der Auf-
merksamkeit; nicht 
s e l t e n  s i n d 
( amer ikan i sche) 
Freikirchen das Ziel, 
die meist in berberisch dominierten Regionen in Ma-
rokko und auch in Algerien das Christentum predigen. 
In Algerien wurden 2010 zwei christliche Arbeiter zu 
Gefängnisstrafen verurteilt, weil sie während des Fas-
tenmonats Ramadan in der Öffentlichkeit gegessen 
hatten.   
 
Hinter diesen Bildern der Gewalt und der Unterdrü-
ckung, die die öffentliche Wahrnehmung dieser Länder 
prägen, bleiben Veränderungen unbemerkt, die weni-
ger vom politischen System ausgehen, sondern von 
der Gesellschaft selbst. In allen drei Ländern hat der 
islamistische Terror in Algerien in den 1990er Jahren 
die Ideologie des politischen Islamismus in seiner radi-
kalen, gewalttätigen Form gesellschaftlich mindestens 
entzaubert, wenn nicht sogar diskreditiert. Dies zeigt 
sich etwa in der Aufspaltung des islamistischen Spekt-
rums—oft von den herrschenden Regimen gefördert—
in mehrere Gruppen, die sich vor allem auch in ihrer 
Einstellung zur politischen Gewalt unterscheiden. In 
keinem der Länder spielen diese islamistischen Grup-
pen momentan eine herausragende Rolle. 
 
Gebetsraum der „Großen Moschee― in 
Sousse/Tunesien (Foto: Michael Baudy/
Pixelio.de) 
 
Marokko, Algerien und Tunesien - der Islam 
zwischen gesellschaftlicher Modernisierung 
und politischer Integration 
Bild: Gerd Altmann/Pixelio.de 
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Das heißt nicht, dass der politische Islam durchweg 
auf dem Rückzug ist oder dass seine gewalttätigen, 
extremistischen Auswüchse jegliches Schreckenspo-
tenzial verloren haben. Vielmehr ist der Eindruck der, 
dass die Fronten weitestgehend geklärt sind, die Men-
schen in diesen Länden ihre Seiten gewählt haben. 
«Wechselwähler» gibt es kaum noch und dementspre-
chend ist die politische Auseinandersetzung weniger 
scharf geworden. Darin liegt das Potenzial einer dau-
erhaften Koexistenz, die es erlaubt, dass zukünftige 
Debatten über das Thema Religion und Gesellschaft 
durch die gesellschaftlichen und politischen Instituti-
onen vermittelt werden und nicht mehr unbedingt das 
bestehende System in Frage stellen. 
 
Junge Menschen, die zukünftigen Generationen, sind 
dabei diejenigen, die das Gesicht und die Rolle des 
politischen Islams in Zukunft prägen werden. Sie tun 
dies im Maghreb immer öfter mit einer Nonchalance, 
die die weiterhin wichtige gesellschaftliche Rolle der 
Religion mit einem modernen Lebensstil und dem Ver-
langen, selbst über die Wahl der persönlichen religiö-
sen Ausdrucksformen zu entscheiden, verbindet. Diese 
im Ausland oft als Widerspruch empfundene und 
dadurch unterschätzte Fähigkeit, verschiedene Ele-
mente des gesellschaftlichen Diskurses zu integrieren, 
verdient mehr Aufmerksamkeit. Nicht zuletzt lag es an 
diesem Missverständnis, dass die arabischen Revoluti-
onen, die im maghrebinischen Tunesien ihren Ur-
sprung fanden, in der nicht-islamischen Welt anfangs 
nur als islamistisch inspirierte Aufstände verstehbar 
schienen. Hier wird man in Zukunft genauer hinsehen 
müssen. 
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Senegal ist ein interessantes und spezielles Beispiel 
für eine säkular verfasste, überwiegend muslimische  
Demokratie, in der religiöser Frieden und Toleranz 
herrscht. Rund 94 % der Senegalesen bekennen sich 
zum Islam, ca. 5 % sind – vor allem katholische - 
Christen, der Rest Animisten oder Religionslose. Aus 
diesen Zahlen scharf abgegrenzte, sich ausschließende 
religiöse Zugehörigkeiten herauszulesen, wäre aber 
ein Fehler. Im Gegenteil gibt die Vermengung der tra-
ditionellen animistischen Vielfalt mit den 
„importierten― Religionen Islam und Christentum der 
senegalesischen Gesellschaft erst ihren einzigartigen 
Charakter. Vor allem in den städtischen Familien leben 
Angehörige verschiedener Religionen einträchtig zu-
sammen, und alle Traditionen verweben sich zu einem 
differenzierten Gebilde. Hinzu kommt als weiteres be-
merkenswertes Merkmal eine pragmatische, tolerante 
Durchdringung von Politik und Wirtschaft mit religiö-
sen Institutionen.  
 
Die weitreichenden Unterschiede zwischen dem spezi-
fisch senegalesischen Islam und seinen dogmatische-
ren Formen in anderen Ländern sind vor allem auf die 
Dominanz von Sufi-Bruderschaften zurückzuführen, 
die das religiöse Leben tiefgreifend formen. Sie sind 
ein Schlüssel zum Verständnis des „Sonderfalls Sene-
gal―.  
 
Die größte Bruderschaft sind die Tidjanen, der rund 50 
% der Bevölkerung angehören. Die nächstgrößere, die 
Mouriden, zählt rund 30 % der Senegalesen als Anhä-
nger. Sie ist die wirtschaftlich bei weitem einfluss-
reichste. Die anderen Bruderschaften, Layennes und 
Quadria, fallen in ihrer Bedeutung dahinter zurück. 
 
Die Bruderschaften werden von Kalifen geführt, das 
Amt ist erblich. Das Bindeglied zwischen ihnen und 
den gläubigen Mitgliedern stellen die Marabouts dar – 
religiöse Lehrer und Vorbilder, die in ausgefeilten Hie-
rarchien organisiert sind. In nahezu allen Bereichen 
des öffentlichen und spirituellen Lebens spielen sie 
eine ungemein wichtige Rolle. Ihr Einfluss als Mittler 
zwischen der Elite und dem Volk reicht weit in die 
Sphären von Wirtschaft und Politik hinein. 
 
Marabouts haben in der direkten Beziehung zu ihren 
Jüngern eine überaus machtvolle Stellung. Für jene 
stellen sie die Verbindung zur spirituellen Welt der 
Geister dar. Jeder Gläubige hat seinen charismati-
schen Marabout, der für ihn bei den guten oder bösen 
„Djinns― Fürsprache hält. Die Marabouts verfertigen 
für sie schützende Amulette, blicken in die Zukunft, 
lenken mitunter aktiv das Leben ihrer Anhänger, von 
deren Zuwendungen sie leben.  
 
Der senegalesische Präsident Abdoulaye Wade ist 
Mouride. Eine seiner ersten Handlungen nach der 
Machtübernahme im Jahr 2000 war eine Reise in die 
Hauptstadt der Mouriden, Touba, zu dem Kalifen der 
 
„Sonderfall Senegal“ 
Religiöse Toleranz, Islam und Demokratie 
Moschee in Dakar 
 
Religion, Gesellschaft und Politik im Westlichen Afrika 
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Bruderschaft, um Dank abzustatten. Er und andere 
Regierungsmitglieder haben diese Reise seither viel-
fach wiederholt. Sie holen sich spirituelle Stärkung, 
die bei allerlei nichtöffentlichen Ritualen gegeben 
wird. Diese Nähe von Politik und Religion wird zuneh-
mend als Eindringen mancher Marabouts in die politi-
sche demokratische Sphäre wahrgenommen und mit 
Missbehagen quittiert. Einige Marabouts, wie Cheik 
Bethio Thioune, haben vornehmlich unter Jugendli-
chen zehntausende von treu ergebenen Anhängern, 
die ein beträchtliches, leicht manipulierbares Potential 
darstellen.  
 
In jüngster Zeit wurden Marabouts der Ausbeutung 
armer Knaben beschuldigt, die sie in ihre Schulen auf-
genommen hatten. Die Kinder wurden gezwungen in 
den Straßen zu betteln ohne dass sie Kleidung, Essen 
oder Obdach dafür bekommen hätten.  
 
Der Islam in Senegal kam mit der Volksgruppe der 
Peulh bereits im 11. Jahrhundert, also sehr früh, in 
den Norden des Landes. Seine Expansion nach Süden 
scheiterte während Jahrhunderten immer wieder am 
Widerstand der animistischen Bevölkerung. Am Aus-
gang des 19. Jahrhunderts waren nur rund 30 % der 
Senegalesen muslimischen Glaubens. Erst mit Beginn 
der kolonialen Periode begann eine umfassende Isla-
misierung des Landes. Durch die Abschaffung der tra-
ditionellen Könige durch die Franzosen blieben der 
Bevölkerung nur noch die Marabouts als Ratgeber, 
Beschützer und Opponenten gegen die Kolonialmacht. 
Der Islam ist in Senegal also gleichzeitig sehr alt und 
sehr jung. 
 
Christen kamen bereits im 15. Jahrhundert ins Land, 
nennenswert wurde ihre Präsenz aber erst gegen Ende 
des 19. Jahrhunderts. Die überwiegend aus Katholiken 
bestehenden Christen haben sich seither vor allem mit 
Leistungen im Gesundheits- und Bildungswesen Res-
pekt erworben. Die französische Kolonialmacht übri-
gens mischte sich - in guter laizistischer Tradition – in 
Fragen der Religion nicht ein. Der erste, und mehrfach 
wiedergewählte, Präsident des muslimischen Senegal, 
Léopold Sedar Senghor, war ein Katholik aus der 
Volksgruppe der Serer. Er erwirkte mit taktischem Ge-
schick zu Beginn der Republik die laizistische Grund-
verfassung des Landes. Am 7. Juni 1963 weihte Seng-
hor die große Moschee der Mouriden in Touba mit den 
Wort ein: „Muslime und Christen, wir werden gemein-
sam beten.―  
 
Dass diese Toleranz auch heute wirkt und durchge-
setzt wird, zeigt die Verurteilung des Imams eines 
Dakarer Vororts zu drei Monaten Gefängnis. Gemein-
sam mit seinem Ortsvorsteher hatte er am 20. März 
einen Angriff auf eine Kirche der Zeugen Jehovas in 
Keur Massar nordöstlich von Dakar angeführt, bei dem 
die Kirche zerstört wurde. Anlass war die Missionstä-
tigkeit der Zeugen Jehovas, die, von Tür zu Tür gehend, 
zahlreiche Senegalesen für sich gewannen, darunter 
die Frau des besagten Ortsvorstehers.  Es war das erste 
Mal überhaupt in der Geschichte des Senegal, dass ein 
muslimischer Würdenträger wegen religiöser Intole-
ranz verurteilt wurde. 
Die spezifisch senegalesische Ausformung des Islam 
mit den dominierenden Bruderschaften ist sicher ein 
Grund für die tolerante Grundhaltung der Bevölke-
rung. Daneben steht ebenso wichtig die jahrhunderte-
alte kulturelle Diversität eines Landes, in dem mehr als 
20 Sprachen von fast ebenso vielen Ethnien mit ihren 
jeweils eigenen afrikanischen Traditionen und Prakti-
ken gesprochen werden. Diese ungebrochene - ani-
mistische - Tradition ist Basis schlechthin für eine Be-
trachtung der Religionswirklichkeit im Land. Eine sehr 
große Zahl Muslime vermischt problemlos animisti-
sche Riten mit den Ausschließlichkeitsgeboten des 
Islam. Dinglichen Ausdruck findet dies in den ―Gri-
gris‖, schützende Amulette, die an unauffälligen Kör-
perstellen getragen werden;  kleine Lederbeutel am 
Oberarm, gefüllt mit magischen Gegenständen, ein 
geflochtener Lederriemen um die Hüfte, voluminöse 
Fingerringe. Sie sind alltäglich in Senegal und Zeichen 
einer friedlichen Koexistenz der Glaubensinhalte. 
Katholische Kirche in Dakar 
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Doch ist das Bild nicht ungetrübt. Toleranz zwischen 
den Religionen ist nicht gleichbedeutend mit Toleranz 
der Religionen selbst. Homosexuelle sind im muslimi-
schen Senegal religiös motivierter und geschürter ge-
sellschaftlicher Ausgrenzung und Hetze ausgesetzt. 
Ihre Stigmatisierung unter Berufung auf den Koran 
hat teils erschreckende Konsequenzen. So wurde der 
heimlich beigesetzte Leichnam eines jungen Homose-
xuellen von einem Mob wieder ausgegraben und vor 
das Haus seiner Eltern geschleift. Dieser Bruch ist be-
unruhigend, nicht nur weil er das friedliche Gesamt-
bild stört, sondern weil er ein Präzedens für die Ver-
folgung anderer Minderheiten setzt. 
 
Bedenklich ist auch der Einfluss des wahabitischen 
Islam und die Verbreitung seiner Moralvorstellungen. 
Es ist bekannt, dass die Saudis die politische Elite mit 
Millionenbeträgen versorgen und sich damit Einfluss 
im Land erkaufen. Die mit ihrem Geld finanzierten Ko-
ranschulen sind oft die einzige Bildungsmöglichkeit 
für Kinder in armen Landesteilen. 
 
Verbindungen zu dem destabilisierenden Regime in 
Iran, das ebenfalls in Schulen investierte, wurden 
kürzlich abgebrochen, als aufflog, dass Teheran heim-
lich Waffen nach Gambia schmuggelte, von dessen 
Boden aus gewalttätige Gruppen gegen Senegal ope-
rieren. Ein neuer Anblick auf den Straßen Dakars sind 
vollverschleierte Senegalesinnen; das gab es bislang 
nicht.  
 
Bei der Entwicklung des Landes insgesamt spielen fa-
talistische religiöse Haltungen unbestreitbar eine 
bremsende Rolle. Das Wort „inshallah― (so Gott will) 
am Satzende ist hier eine ungemein beliebte Formel 
um eine Zusage so weitgehend zu relativieren, dass 
man sich besser nicht mehr auf sie verlassen sollte. 
Diese rituell verbrämte Form der Verantwortungslosig-
keit geißelte jüngst der Journalist Abdoulatif Coulibaly 
mit den Worten: „Weltweit gibt es nur eine Ortschaft 
die ‚Khaar Yallah‘ heißt, und die befindet sich in Sene-
gal―. Khaar Yallah heißt übersetzt: „Zuwarten bis Gott 
hilft―.  
 
Dieser Fatalismus war und ist den Regierungen auch 
dienlich zur Entschärfung sozialer Spannungen. Er ka-
nalisiert beispielsweise die derzeitige Wut über anhal-
tende Stromausfälle und deren ernste Konsequenzen 
für Wirtschaft und Handel.  
Ein Fall in dem dies schiefging war der Streit um ein 
Monumentaldenkmal des Staatspräsidenten Abdou-
laye Wade. In der sozialistisch anmutenden Figuren-
gruppe (Design: Nordkorea) befindet sich eine kurzge-
schürzte Afrikanerin, die viel Bein zeigt. Imame kriti-
sierten dies in Brandreden als unislamisch, und verär-
gerten den geistigen Vater des Denkmals, Wade, so 
sehr, dass er sich zu der Bemerkung hinreißen ließ, sie 
sollten sich nicht so haben; die Christen beteten in 
ihren Kirchen schließlich Götzenbilder an. Dies führte 
zu einer beträchtlichen Aufregung. Ein spontaner 
Marsch christlicher Jugendlicher auf das Präsidialamt 
wurde von der Polizei mit Tränengasgranaten, von de-
nen einige auch ihren Weg in die katholische Kathed-
rale fanden, aufgelöst. 
 
Wade hatte da-
mit Grundfesten 
der Religionsto-
leranz angerührt. 
Bemerkenswer-
terweise solidari-
sierten sich die 
m u s l i m i s c h e n 
Würden t r äge r 
wortstark mit der 
christlichen Ge-
meinschaft im 
Protest gegen 
Wades Äußerun-
gen. Der Präsi-
dent, unter Druck 
von allen Seiten 
geraten, deutete 
daraufhin seine 
Worte um, ent-
schuldigte sich aber nicht. Der Versuch, Religion zu 
instrumentalisieren, verfing nicht.  
 
Die Stärke, die die senegalesische Tradition religiöser 
Toleranz hier zeigte, ist jedenfalls Anlass für Optimis-
mus. 
 
 
Werner Nowak 
Projektleiter Westafrika 
werner.nowak@fnst.org  
Wade-Denkmal (Foto: Laurence  
Thielemans/Wikipedia) 
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Südost- und Ostasien ist eine in religiöser Hinsicht 
vielfältige Region. Konfuzianismus, Shintoismus, Bud-
dhismus, Hinduismus, Katholizismus sowie Islam, um 
nur die großen Religionen zu nennen, werden hier 
praktiziert. Während eine Glaubensrichtung oft domi-
nant ist, wie in der Volksrepublik China der Konfuzia-
nismus oder auf den Philippinen der Katholizismus, so 
sind doch in jedem Land Asiens mehrere Religionen 
gleichzeitig vertreten. Infolgedessen müssen die Ge-
sellschaften und Regierungen den verantwortlichen 
Umgang mit dieser Heterogenität üben und ihre po-
tentielle Konfliktträchtigkeit entschärfen. In der 
Menschheitsgeschichte hat sich dazu der konfessions-
lose, säkulare Staat als effektives Mittel bewährt. Die-
ser geht einher mit einer weitgehenden Religionsfrei-
heit, die den Bürgern die uneingeschränkte Praxis ih-
rer auf das Metaphysische ausgerichteten Bräuche 
erlaubt. 
 
Wenn von Religion in Asien die Rede ist, wird oft das 
mehrheitlich muslimische Malaysia als Vorzeigeland 
genannt. Die Errichtung einer stabilen und prosperie-
renden Sozialordnung im multiethnischen Rahmen mit 
dem Islam als dominante Religion sei dort vollum-
fänglich gelungen. 1957 erlangten die Einwohner der 
ehemals unter britischer Kolonialherrschaft stehenden 
Nation die Unabhängigkeit. Seitdem verzeichnet das 
Land kontinuierlich hohe Wachstumszahlen und, ab-
gesehen von den Rassenunruhen 1969, relative politi-
sche Stabilität. Es gilt folglich als Beispiel für erfolg-
reiches Management inter-religiöser Spannungen so-
wie die Vereinbarkeit von Islam und Moderne. 
 
In gesellschaftlicher Hinsicht hatte das Land 1957 be-
reits einen tiefgreifenden Wandel durchgemacht. Der 
Islam stellte bereits die dominante Religion dar. Dies 
war in der Geschichte Malaysias allerdings nicht 
durchgängig so. Der Islam war Ende des 7. Jahrhun-
derts durch arabische Händler und Kaufleute nach 
Malaysia gelangt, wo buddhistische und indisch-
hinduistische Königreiche vorherrschten. Erst im 13. 
und 14. Jahrhundert begann die Islamisierung weiter 
Teile der Bevölkerung. Bis dahin befanden sich Musli-
me in der Minderheit; lediglich bis zu 10 Prozent be-
kannten sich zum Islam. Heute stellen sie die absolute 
Mehrheit mit ca. 60 Prozent. Buddhisten machen 19, 
Christen 9 und Hindus 6 Prozent aus. In ethnischer 
Hinsicht setzt sich das heutige Malaysia aus etwas 
mehr als 50 Prozent Malaiien, 23 Prozent chinesisch-
stämmiger, 7 Prozent indischstämmiger Einwohner 
sowie 11 Prozent indigener Malaysier zusammen. 8 
Prozent der Bevölkerung sind anderer Herkunft (CIA 
World Factbook). 
 
Religion, Gesellschaft und Politik in Südost– und Ostasien 
 
Religionsfreiheit und islamischer Konservatis-
mus in Malaysia 
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Das Image einer toleranten multikulturellen Gesell-
schaft, die von einer moderaten Form des Islam ge-
prägt ist, hat in den vergangenen Jahren allerdings 
zunehmend Schaden genommen. Trotz aller äußerli-
cher Modernität ist Malaysia keineswegs der fort-
schrittliche Staat, als der es sich international gerne 
gibt. Mangelnde Religionsfreiheit, eine unzureichende 
Trennung von Religion und Staat, Unterdrückung und 
Diskriminierung von ethnischen und religiösen Min-
derheiten, mittelalterliche Strafen, rechtliche Schlech-
terstellung von Frauen, eine teils äußerst konservative 
Auslegung des Islam und kompromisslose Oktroyie-
rung desselben trüben leider allzu oft das im Großen 
und Ganzen progressive Erscheinungsbild des Landes. 
 
Zur realistischen Einschätzung der malaysischen Ver-
hältnisse empfiehlt sich zunächst ein Blick auf die 
Rechtslage. Der Islam ist in Artikel 3 (Absatz 1) der 
Verfassung als „Religion des Bundesstaates― verankert 
und genießt somit besonderen staatlichen Schutz. Ar-
tikel 3 hält weiterhin fest, dass „andere Religionen in 
Frieden und Harmonie allenthalben im Bundesstaat 
praktiziert werden dürfen―, was in Kombination mit 
Artikel 11 der Verfassung als Garantie für Religions-
freiheit gewertet wird. Zwar gewährt Artikel 11 tat-
sächlich jeder Person „das Recht, sich zu ihrer Religion 
zu bekennen und sie auszuüben―, doch dieses Recht 
unterliegt zwei wichtigen Einschränkungen. So sind 
die Missionierung von Muslimen und Handlungen, 
welche die öffentliche Ordnung, Gesundheit und Mo-
ral bedrohen, untersagt. Die privilegierte Stellung des 
Islam wird hier deutlich am Bekehrungsverbot, das 
ausschließlich für Nichtmuslime gilt, die Muslime zum 
Übertritt zu ihrer Religion bewegen möchten, jedoch 
nicht im umgekehrten Fall besteht. Dass der Begriff 
„öffentliche Moral― dehnbar ist und somit einer weit-
gehenden Einschränkung der Religionsfreiheit durch 
den Staat Tür und Tor öffnet, dürfte zudem jedem klar 
sein. 
 
Die malaysische Verfassung räumt dem Parlament die 
Befugnis ein, islamische Religionsangelegenheiten per 
Gesetz zu regeln. Für die Anwendung des islamischen 
Rechts sind die Scharia-Gerichte zuständig, die paral-
lel zum gewöhnlichen Rechtswesen operieren. Diese 
Trennung ist in Artikel 121 (1A) der Verfassung fest-
gehalten. Welche Bereiche des gesellschaftlichen Le-
bens von Muslimen damit aber gemeint sind, wird 
nicht näher definiert. Verfassungsrechtler monieren 
diese gesetzliche Unschärfe. Sie ist auch Ursache für 
die regionalen Unterschiede in der konkreten Umset-
zung islamischen Zivil- und Strafrechts in Malaysia. 
So ist zwar allen malaysischen Muslimen Alkoholge-
nuss untersagt, doch lediglich in drei Staaten zieht 
dies die Prügelstrafe nach sich. 
 
Artikel 160 der Verfassung definiert alle ethnischen 
Malaien als Muslime, die damit automatisch der 
Scharia unterliegen. Nichtmuslime bleiben hiervon 
ausgenommen, doch mehren sich unter ihnen die 
Ängste. In letzter Zeit kam es gehäuft vor, dass auch 
Andersgläubige von Scharia-Gerichtsurteilen und an-
deren islamisch inspirierten Verhaltensregeln betrof-
fen waren. Das ist z.B. der Fall in Scheidungsprozessen 
von interkonfessionellen Ehepaaren. Oft fällt das Ge-
richtsurteil zuungunsten der nichtmuslimischen Partei 
aus. Ein Grund hierfür mag in der ausschließlichen 
Zulassung von muslimischen Rechtsanwälten in Scha-
ria-Verfahren liegen. Diese könnten aufgrund ihrer 
Religionszugehörigkeit eher zu Befangenheit neigen 
als andersgläubige Juristen. Im März 2011 scheiterte 
eine christliche Rechtsanwältin beim Versuch, die 
grundsätzliche Zulassung nichtmuslimischer Rechts-
anwälte bei Scharia-Gerichten zu erwirken. Außerdem 
drängen konservative Kräfte – bislang ohne Erfolg – 
auf die Übertragung von Scharia-Rechtsgut ins ge-
Proteste gegen den „Azan-Vorfall―1 
1 Beim Azan-Vorfall ( Anm. Azan – muslimischer Aufruf zum Ge-
bet) geht es um einen nicht-muslimischen Mann, der sich über 
die Lautstärke der muslimischen Gebete in der Nähe seines 
Apartments beschwerte. Die Beschwerde entzürnte die locale 
muslimische Gemeinschaft und führte zu Protesten in der Umge-
bung um die Moschee. Hier ein link zum Bericht von malaysiaki-
ni.com, Malaysias meist besuchte Nachrichtenwebseite:   
http://malaysiakini.com/news/153411 
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wöhnliche Zivilrecht. Dies betrifft unter anderem das 
Verbot der körperlichen Nähe zwischen Mann und 
Frau in der Öffentlichkeit (khalwat), wofür Malaysias 
Scharia eine Strafe von bis zu zwei Jahren Haft vor-
sieht. 
 
Möchte sich ein Malaie derartiger religiös verbrämter 
Kujonierung durch Änderung seiner Religionszugehö-
rigkeit entziehen, so läuft er Gefahr, in ein Umerzie-
hungslager gesteckt zu werden. Scharia-Gerichte ver-
fügen über die diesbezügliche Anordnungsvollmacht. 
Wie vielen malaysischen Muslimen pro Jahr dieses 
Schicksal widerfährt, ist jedoch unklar, da die Regie-
rung diesbezüglich keine Statistiken veröffentlicht. 
Der Versuch der Regierungen von Kelantan und 
Terengganu, Apostasie einem Kapitalverbrechen 
gleichzusetzen, scheiterte am Widerstand der Zentral-
regierung. Die 1993 und 2002 von der islamistischen 
Partei PAS verabschiedeten Gesetze können somit 
nicht umgesetzt werden. Dies ändert jedoch nichts 
daran, dass ein Austritt aus der Ummah nur in den 
seltensten Fällen von Scharia-Gerichten bewilligt 
wird. 
 
Im alltäglichen Leben sind malaysische Muslime nicht 
nur strengen Sittengesetzen unterworfen, sondern 
häufig auch behördlicher Willkür und dem Missbrauch 
der vermeintlichen moralischen Autorität ausgesetzt. 
Zwar schwankt, wie gesagt, die Strenge der selbster-
nannten Sittenwächter von Örtlichkeit zu Örtlichkeit 
so genießen Malaysier in der Regel ein hohes Maß an 
Freiheit, ihren Lebenswandel selbst zu bestimmen. Ka-
pitalistischer Hedonismus, Konsumfreude, Urbanität 
und Technologieaffinität prägen auch die malaysische 
Gesellschaft spürbar. Allerdings sorgen angebliche 
Verstöße gegen die öffentliche Moral und deren Ahn-
dung regelmäßig für Schlagzeilen.  
 
So führt die staatliche Moralpolizei oft Razzien bzw. 
Kontrollen auf öffentlichen Plätzen oder privaten 
Grundstücken wie Hotels durch. Im Februar 2011 be-
richtete die BBC von einer solchen Aktion, bei der am 
Valentinstag mehr als 80 Muslime wegen 
„unsittlichen Verhaltens― festgenommen wurden. 
Nicht selten soll es den Moralwächtern dabei aller-
dings weniger um die Oktroyierung ihrer Vorstellung 
von Tugend gehen, als um die Erpressung von Bußgel-
dern.  
 
International erregte wohl bisher der Fall Kartika das 
meiste Aufsehen. Die junge Muslimin Kartika Shukar-
no wurde im Juli 2009 zu sechs Stockhieben verur-
teilt, weil sie Bier getrunken hatte. Sie wäre die erste 
Frau gewesen, die auf richterliche Anordnung mit der 
Prügelstrafe belegt wird – im gewöhnlichen Strafrecht 
Malaysias sind Frauen von körperlicher Züchtigung 
grundsätzlich ausgenommen. Was den Fall zusätzlich 
außergewöhnlich machte, war Kartikas beharrliche 
Weigerung, gegen das Urteil Berufung einzulegen. Sie 
führte so die Zentralregierung vor, die Malaysia gerne 
als von Toleranz geprägten islamischen Modellstaat 
präsentiert. Im April 2010 wurde die Prügelstrafe auf 
Drängen der Regierung in Kuala Lumpur in sozialen 
Dienst umgewandelt. Doch die Scharia-Richter des 
Landes zeigten sich insgesamt unbeeindruckt vom 
Druck der Politik und bestraften noch im Februar 2010 
in einem weiteren Prozess drei malaiische Frauen we-
gen außerehelichen Geschlechtsverkehrs mit mehreren 
Stockhieben. Islamisten sahen in diesem Präzedenzfall 
einen Beleg für die Gleichberechtigung von Mann und 
Frau in Malaysia. 
 
Minderheitsströmungen innerhalb des Islam haben 
einen schweren Stand. Ihr Recht auf freie Religions-
ausübung wird von der sunnitischen Mehrheit teils 
massiv beschnitten. So nahmen die Behörden im De-
zember 2010 über 200 Schiiten während eines illega-
len Gottesdienstes fest. Die Ausübung des muslimi-
schen Glaubens nach schiitischer Auffassung ist in 
Malaysia untersagt. Auch andere Sekten-Anhänger 
islamischen Glaubens finden wenig Akzeptanz. Sie 
Shah Alam Hindutempel-Proteste 2009 
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schaden der Gesellschaft, weil sie den Islam spalten 
und Rassenunruhen anfachen, heißt es. Insgesamt 
gelten 56 Sekten in Malaysia als „abweichend― und 
bedrohen angeblich die öffentliche Sicherheit. Dage-
gen genießen jene islamischen Kräfte, die der Regie-
rung genehm sind, staatlichen Schutz und finanzielle 
Unterstützung. 
 
Auch Nichtmuslime leiden unter religiöser Intoleranz 
und werden in ihrer Religionsausübung eingeschränkt. 
So eskalierte im Januar 2010 der Streit um die Ver-
wendung des Wortes ‚Allah‘, das nach Ansicht der Re-
gierung allein von Muslimen verwendet werden darf. 
Nachdem ein malaysisches Gericht dieses Verbot für 
ungültig erklärt hatte, wurden auf dutzende Kirchen 
Brandanschläge verübt. Die Regierung legte Berufung 
gegen die gerichtliche Entscheidung ein, die bis zu 
einer endgültigen Urteilsfindung ausgesetzt wurde. Im 
März 2011 kündigte das malaysische Innenministeri-
um die Freigabe von 35.000 beschlagnahmten Bibeln 
an, die das Wort ‚Allah‘ verwenden. Hintergrund 
schienen die anstehenden Wahlen in Sarawak zu sein, 
wo viele Christen leben. 
 
Die Regierung in Kuala 
Lumpur ist wie der Al-
lah-Disput zeigt kei-
neswegs immer Sach-
walterin einer modera-
ten Form des Islam. 
Seit April 2009 ist 
Najib Razak Premiermi-
nister von Malaysia. Er 
gilt unter Optimisten 
als vorsichtiger Refor-
mer. Im Rahmen seines 
„Neuen Ökonomischen 
Modells― und der von 
ihm ausgerufenen 
Kampagne „1Malaysia― sollen staatliche Bevorzu-
gungsprogramme für die malaiische Mehrheit behut-
sam zurückgefahren, mehr Gleichberechtigung und 
Toleranz in allen gesellschaftlichen Fragen geschaffen, 
das Klima für ausländische Investitionen verbessert 
und die Entwicklung Malaysias zum voll industriali-
sierten Staat bis zum Jahr 2020 forciert werden. Aller-
dings steht das auf ethnischen Parteien gegründete 
Regierungsbündnis spätestens seit den Wahlen im 
März 2008 unter Druck. Die „Nationale Front― büßte 
in der Folge ihre parlamentarische Zweidrittelmehr-
heit ein und verlor die Kontrolle über 5 Bundesstaaten 
– ein historisch schlechtes Ergebnis für das Bündnis. 
Beobachter sehen die Zugeständnisse der Zentralre-
gierung an fundamentalistischen Sittenwächter daher 
im Zusammenhang mit dem Versuch, wieder mehr 
Stimmen der konservativen Muslimen zu gewinnen. 
Doch das ist ein gefährliches Spiel, loten doch Islamis-
ten und Moralapostel damit die Grenzen ihrer extre-
men Auslegung des Korans und der Scharia aus. 
 
D i e  F r i e d r i c h -
Naumann-Stiftung 
für die Freiheit 
möchte mit ihrem 
Engagement in Ma-
laysia zur Stärkung 
der Religionsfreiheit 
und moderaten Glau-
bensvertretern bei-
tragen. Zu diesem 
Zwecke arbeitet sie 
unter anderem mit 
der islamischen Frauenorganisation Sisters in Islam 
zusammen, die für ein modernes Bild von muslimi-
schen Frauen eintritt. Auch Sisters in Islam verfolgt 
die nationalen Entwicklungen der vergangenen Jahre 
und Monate mit Besorgnis. In einem Interview mit 
dem Autor sagte die Direktorin Ratna Osman, dass der 
Konservatismus islamischer Prägung auf weit verbrei-
tete Unkenntnis der heiligen Schriften zurück zu füh-
ren sei. Selbstgerechten Agendasettern falle es dann 
leicht, ihre engstirnigen und eigennützigen Vorstel-
lungen als einzige moralische Wahrheit anderen über-
zustülpen. Bereits jetzt seien Muslime mit 
„abweichender― Überzeugung schlechter gestellt als 
Nichtmuslime, weil sich die Regierung mehr um inter-
religiöse als um intra-religiöse Harmonie kümmere. 
Zudem seien eher Männer die Gewinner des modernen 
Wertewandels und Frauen in der islamischen Recht-
sprechung, vor allem im Familienrecht, nach wie vor 
stark benachteiligt. Frau Osman betonte abschließend 
die Bedeutung von Öffentlichkeitsarbeit zur Stärkung 
moderater Kräfte und bewertete die weitere Zusam-
menarbeit mit der Stiftung für die Freiheit als vielver-
sprechend. 
 
Dr. Sebastian Braun 
Regionalbüro Bangkok 
Osman Ratna von „Sisters in Islam― 
Premierminister Najib Tun Razak 
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Im südostasiatischen Inselstaat Indonesien leben über 
230 Millionen Menschen. Zwar befinden sich darunter 
knapp 90% Prozent Muslime, doch ist die traditions-
reiche Kultur geprägt von der Vielfalt der 300 Ethnien 
mit ihren über 700 Sprachen und Dialekten. Wer das 
Land bereist ist beeindruckt von der liebenswerten 
Bevölkerung und von der Koexistenz so vieler Kulturen 
mit ganz verschiedenen Religionen. „Bhinneka Tunggal 
Ika― oder „Einheit in Vielfalt― ist das Leitmotiv der in-
donesischen Nation. 
 
Ein Blick in die 
indones i sche 
T a g e s p o l i t i k 
ernüchtert die-
ses romanti-
sche Bild. An-
hänger der 
muslimischen 
A h m a d i y a -
Sekte werden 
von radikalen Gruppen in ihren Moscheen angegriffen. 
Christen werden gezielt am Bau von Kirchen gehin-
dert. Kommunalverwaltungen erlassen religiös-
motivierte Kleidervorschriften und Verhaltensregeln. 
Mit dem Übergang vom autokratischen Herrscher 
Suharto zur Demokratie im Jahr 1998 traten die glei-
chen Fragen in den Vordergrund, wie in anderen mus-
limisch dominierten Gesellschaften: Helfen Kopf-
tuchzwang und Verhaltensvorschriften zur Aufrecht-
erhaltung der Moral? Müssen häretische Meinungen 
innerhalb des Islam bekämpft werden, weil sie zu ei-
ner Aufweichung seiner Botschaft führen? Ist der Is-
lam durch eine westliche bzw. christlich geprägte Mo-
derne bedroht? Ist der Islam nicht im Grunde anderen 
Religionen überlegen, weil Gott ihn durch seinen Pro-
pheten zuletzt verkünden ließ? 
 
Die aufgeklärten 
Demokraten des 
Landes machen 
radikalislamische 
Gruppen für die 
zunehmende 
Intoleranz unter 
Muslimen des 
Landes verant-
wortlich. Sie for-
dern ein ent-
schiedenes Vor-
gehen gegen 
gewaltbereite 
Organisationen, wie etwa die Islamische Verteidi-
gungsfront, die für ihre intolerante Koran-Auslegung 
und einen arabisch-konservativen Moralbegriff wer-
ben. Die indonesischen Entscheidungsträger tun sich 
jedoch schwer damit, gegen diese Gruppen vorzuge-
hen, denn es könnte mit einem hohen politischen 
Preis verbunden sein. Es sind nämlich nicht nur die 
Radikalen, die die obigen Fragen mit einem „ja― beant-
worten. Indonesien ist eine zutiefst religiöse Gesell-
schaft.  
 
Das Eingreifen gegen radikale Gruppen könnte in der 
jungen Demokratie Indonesiens im Übrigen den ge-
fürchteten Sicherheitsapparat des Suharto-Regimes 
stärken und die neugewonnenen Freiheitsrechte ge-
fährden. Dies würde langfristig genau das Gegenteil 
von dem bewirken, was man sich kurzfristig versprach. 
Die vorsichtige Abwägung aller Faktoren führt zu ei-
nem zögerlichen Umgang der Regierung mit radikalen 
Islamisten, was diese für sich nutzen und was von an-
deren nicht nur als Passivität der Regierung, sondern 
auch als deren Komplizenschaft mit den Islamisten 
verurteilt wird. 
 
Die Situation ist kompliziert und erfordert eine sachli-
che Analyse. Im Übergang von der autokratischen zur 
demokratischen Moderne findet vor allem auch ein 
Strukturwandel in der Öffentlichkeit statt. Während 
 
Indonesien 
Hindu-Prozession in Bali (Foto: Tommy) 
Muslimische Kinder und Väter beim Gebet (Foto: Mikko Maselda) 
Demonstration gegen Ahmadiya  
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die Öffentlichkeit in einer Autokratie allein der reprä-
sentativen Selbstdarstellung des Herrschers dient, 
wird sie in einer liberalen Demokratie zu einer bürger-
lichen Öffentlichkeit „der zum Publikum versammelten 
Privatleute―1. Diese Privatleute sind bemüht, die öf-
fentliche Diskussion in ihrem jeweiligen Interesse zu 
bestimmen.  
 
Ein solcher Strukturwandel fand 1998 in Indonesien 
und dieses Jahr wohl auch in Ägypten statt. Er ver-
langt allen Beteiligten ein hohes Maß an Verantwor-
tung ab. Die Privatleute und ihre zivilgesellschaftli-
chen Initiativen sind gehalten, sich an Normen und 
Maßgaben von Demokratie und Rechtstaat zu orien-
tieren. Der Staat ist gefordert, Freiheitsrechte zu si-
chern, ohne sie unnötig einzuschränken. Junge Demo-
kratien, wie Indonesien, tun sich dabei schwer. Dem 
Staat fehlt die Durchsetzungsfähigkeit, den Initiativen 
mangelt es an Kompetenz und an Erfahrung im demo-
kratischen Diskurs. Gewinner dieser prekären Lage 
sind die, die diese Schwächen mißbrauchen, vor allem 
Populisten, die komplizierte Fragen zugunsten der ei-
genen Agenda auf einen primitiven moralischen Nen-
ner bringen.  
 
Die Friedrich-Naumann-Stiftung für die Freiheit be-
gegnet dieser problematischen Lage Indonesiens mit 
einer breiten Programmpalette, darunter mit Bera-
tungsleistungen für indonesische Entscheidungsträger, 
der Stärkung demokratisch-säkularer Parteien, der 
systematischen Verbreitung liberalen und demokrati-
schen Gedankenguts unter Gymnasiasten und Hoch-
schulstudenten sowie der Einbindung von Predigern 
und Koranschulleitern in den gesellschaftlichen Re-
formdialog. Indonesien ist ein religiöses Land, das sich 
nach Jahrzehnten der Autokratie eine freie Gesell-
schaftsordnung gab. Es geht der Stiftung darum, die-
jenigen Kräfte in der Gesellschaft zu unterstützen, die 
erkennen, daß sich Religiosität und Freiheit vereinen 
lassen. 
 
 
Rainer Heufers 
Projektleiter Indonesien 
rainer.heufers@fnst.org 
 
 
Die Region Südost– und Ostasien im Internet: 
 
http://www.fnfasia.org/ 
 
 
Junge Muslima studieren Liberalismus 
1 Habermas, Jürgen, Strukturwandel der Öffentlichkeit, 3. Aufla-
ge, Frankfurt 1993, S. 121.  
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In Pakistan entscheidet sich derzeit, inwieweit sich die 
defekte, demokratische Ordnung gegenüber islamisti-
schen Herrschaftsvorstellungen behaupten kann. Die 
vorherrschende traditionelle Feudalaristokratie scheut 
dabei die Entscheidung und Konfrontation, während 
das übermächtige Militär abwartend beobachtet. Ra-
dikal-islamistische Gruppen greifen traditionelle wie 
tolerante Formen des Islams sowohl propagandistisch 
als auch terroristisch an. Das Terrain ist seit Jahrzehn-
ten gut vorbereitet: In der zunehmenden islamistisch-
konservativen Bevölkerung findet sich kaum Wider-
stand. Angst polarisiert seit Januar dieses Jahres die 
Unentschlosssenen mehr als zuvor. Eine politische 
Stiftung kann und darf sich dabei den grundlegenden 
gesellschaftlichen Fragen nicht enthalten. 
 
Gesellschaftliche Spannungen nehmen zu 
Pakistan ist neben Israel der einzige Staat, der auf 
Grundlage einer Religion gegründet wurde. Das Motto 
des säkularen Staatsgründers Muhmmad Ali Jinnah 
(1876–1948) Einheit – Glaube – Disziplin erweist sich 
bis heute gleichzeitig als die drei Grundprobleme des 
Landes. Seit der Unabhängigkeit wird ein Mangel an 
nationaler Identität diagnostiziert und ein Zerfall des 
Herrschaftsgebietes prognostiziert. Um die religiöse 
Deutungshoheit in der Islamischen Republik wird zu-
nehmend härter gekämpft; die intra- und extra-
religiösen Übergriffe nehmen zu. Sikhs werden ent-
führt und ihr Lösegeld als jizya (Kopfsteuer für Nicht-
Muslime) deklariert. Ahmadis werden auf offener 
Straße niedergestochen, um sich einen Platz im Him-
melreich zu sichern. Christinnen können vergewaltigt 
werden, da man in aller Regel straffrei ausgeht. Ein 
staatsbürgerliches Bewusstsein konnte sich bis jetzt 
nicht entwickeln. Vielmehr dominieren wenige Feudal-
Familien die Geschicke des Landes und die Gemein-
schaften des Vielvölkerstaates – von einer Gesellschaft 
im westlichen Sinne kann nicht die Rede sein.  
Aufgrund der sich verschlechternden wirtschaftlichen 
Lage erhöhen sich Spannungen in der Bevölkerung. 
Ungefähr die Hälfte lebt unterhalb der Armutsgrenze. 
Nahrungsmittel haben sich innerhalb eines Jahres um 
30 Prozent verteuert. Allein der Brotpreis hat sich in 
drei Jahren verdoppelt. Mehr als ein Fünftel der Pakis-
tanis ist unterernährt. Die Flut des letzten Jahres hat 
nicht nur Infrastruktur, sondern auch Lagerhäuser und 
Ernten vernichtet. Die weiterhin hohe Geburtenrate 
und Binnenmigration verschärfen die Lage in den 
Städten. Insbesondere im Hotspot Karachi kulminieren 
die Konflikte. Im Oktober 2009 fiel Nisar Baloch, Mit-
glied der FNF-Partner-Organisation Shehri – Citizens 
for a better Environment einem gezielten Mord zum 
Opfer. Seit August 2010 ist die Zahl der sogenannten 
targeted killings sprunghaft gestiegen. Allein seit Ja-
nuar 2011 hat sich das Klima nochmals weiter ge-
wandelt und die lebensfreudigen Bewohner der Ha-
fenmetropole suchen kaum noch Restaurants und 
Shopping Malls auf. 
Es ist naheliegend, dass Konflikte in der Islamischen 
Republik religiöse Deutungsmuster finden. Den Diskurs 
dominieren dabei die Wahhabiten.  
 
Wahhabisierung eines Landes 
Der saudi-arabische Wahhabismus1 hat schon seit den 
1970ern Fuß gefasst und autochthone Ströme mehr 
und mehr dominiert. Selbst die Taliban, die ursprüng-
lich die indische Schule von Deoband2 als geistigen 
Urvater hatten, sind längst als „wahhabisiert― anzuse-
 
Religion, Gesellschaft und Politik in Südasien 
Pakistan zwischen Rechtsstaatlichkeit und 
Religionsterror 
Das im März 2009 zerstörte Mausoleum des paschtunischen  
Sufi-Dichters Rehman Baba im Wiederaufbau  
(Foto: Olaf Kellerhoff) 
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hen. Der Wahhabismus hat eine Eigendynamik entwi-
ckelt, die vor allem auf den anti-sowjetischen jihad im 
Nachbarland Afghanistan (1979–1986) und mit logis-
tischer Basis (arab.: al-qaida) auf Pakistan zurückzu-
führen ist. Vor allem seit der Regierungszeit des Gene-
rals Zia ul-Haq und seiner verordneten Islamisierung 
verstärkt sich der Trend, dass alles islamisch legiti-
miert werden muss. Dies führt dazu, dass sich jeder 
„islamischer― als der andere generiert. Dies spielt Ext-
remisten in die Hände, da somit eine Illusion der Al-
ternativen aufoktroyiert wird und propagandistisch 
genutzt werden kann: Gläubiger oder Ungläubiger ist 
die Frage. Islamische Zwischenkategorien wie Ange-
hörige der Buchreligionen (arab.: ahl al-kitab, also z.B. 
Juden und Christen) werden ignoriert. Die vormalige 
Toleranz schwindet zusehends. 
Während sich im indischen Deoband durch einen Füh-
rungswechsel eine offenere, tolerantere Interpretation 
anbahnt, findet dies in Pakistan keinen Niederschlag – 
auch wegen der vermehrt gekappten Verbindungen 
der beiden Länder. Stattdessen radikalisiert sich der 
hiesige Deobandismus zusehends – genährt durch ei-
nen finanzkräftigen Wahhabismus. Weiterhin tragen 
pakistanische Gastarbeiter nach ihrer Rückkehr vom 
Golf zur Wahhabisierung bei. Wie zumeist in der Reli-
gionsgeschichte liegt der wahre Gegner im Innern, d.h. 
sowohl in der traditionellen Sufik als auch im Barelvi-
Islam3, den die Pakistanis bislang mehr noch als dem 
Deobandismus zuneigen. Der Kampf um die Deutungs-
hoheit hat längst begonnen. 
Im Jahr 2010 verschob sich das Anschlagsziel von zu-
vor Militär- und Sicherheitskräften auf religiöse Geg-
ner. Moscheen und Mausoleen stehen im Fokus der 
extremen Interpreten des Islam. Traditionelle Auffas-
sungen des Islam auf dem Subkontinent sind in der 
islamischen Mystik, dem Sufismus oder besser Sufik, 
zu finden. Neben vier klassischen Sufi-Orden finden 
zahllose Lokalheilige Verehrung. In den Augen von 
Wahhabiten, die sich als Vertreter des „reinen― Mono-
theismus sehen, ist diese Veneration bereits Häresie 
und Vielgötterei. 
Während das pakistanische Militär die Zeichen er-
kannt hat und sowohl militärisch wie auch propagan-
distisch gegen Aufständische vorgeht, hat die politi-
sche Führung des Landes Verbindungen und Unter-
stützung nicht eingestellt. Gewählte Landesvertreter 
lassen Feinde der Demokratie weiterhin gewähren, 
wenn sie sie nicht gar finanziell unterstützen.  
 
Demokratie – das desavouierte Konzept 
Am Beispiel des malerischen Swat-Tales, bis 1969 ein 
autonomes Prinzentum, wird die negative Wahrneh-
mung von Demokratie deutlich: Mit der Eingliederung 
in die Islamische Republik Pakistan lernten die Be-
wohner „Demokratie― kennen – in Form einer korrup-
ten, punjabisch dominierten Bürokratie. Rechtsstrei-
tigkeiten ziehen sich gerne mal zehn Jahre hin. Hinzu 
kommen wirtschaftliche und gesellschaftliche Umwäl-
Volkskultur und Sufik als Bollwerk der Toleranz gegen Extremis-
mus (Foto: Olaf Kellerhoff) 
1Wahhabismus ist eine reaktionär-puritanische Auslegung des 
Islam durch den Muhammad b. Abd ul-Wahhab Mitte des 18. 
Jahrhunderst. Durch das saudische Königshaus zur Staatslehre 
erklärt wurde Wahhabismus ab den 1970er Jahren mit Hilfe von 
Petro-Dollars weltweit massiv exportiert.  
2Deobandismus bezeichnet eine religiöse Bewegung und Auffas-
sung, die auf den Lehren und Anschauungen der islamischen 
Hochschule von Deoband (Dar ul-'Ulum Deoband) im heutigen 
Indien, gegr. 1866) fußt, die annähernd so einen bedeutenden 
Einfluss hat wie die Al-Azhar Universität in Ägypten. Ein Deo-
bandi akzeptiert die vier Rechtsschulen des Islam wie auch or-
thodoxen Auffassungen der Sufik, nicht jedoch Gräber- und 
Heiligenverehrung.  Die Deobandis sind a priori apolitisch, selbst 
wenn daraus politisierte Ströme hervorgegangen sind. 
3Ahmed Raza Khan Barelvi war ein islamischer Gelehrter und 
Sufi, aus Indien, der sich um 1880 gegen Reformenbewegungen 
wie den Deobandismus wandte, und den traditionellen, südasia-
tischen Islam mit sufischen Praktiken und Riten verteidigte. Die 
daraus entstandene Bewegung nennt sich Ahl-e Sunnat wa'l-
Jamaat (arab./pers.: Leute der Sunna (Lehren des Propheten) 
und der Gemeinschaft). Die Mehrheit der pakistanischen Sunni-
ten dürfte dem Barelvi-Islam anhängen.  
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zungen, die oftmals als Bedrohung wahrgenommen 
werden. Insofern war es ein leichtes Spiel für Extre-
misten die Einführung der Scharia zu fordern. Der 
Wunsch nach „speedy justice―, die das islamische 
Recht versprach, war unter diesen Umständen nur all-
zu verständlich – besser islamic rule of law als gar 
kein Recht.  
Aber auch „westliche Demokratie― und westliche Wer-
te wie Menschenrechte – vor allem wahrgenommen 
an der Hass-Liebe USA – sind in pakistanischen Augen 
durch Interventionen in Irak und Afghanistan, Abu 
Ghuraib und Guantanamo desavouiert. Noch viel ein-
dringlicher sind den Pakistanis die Drohnenangriffe 
der Musterdemokratie USA in ihrer Heimat selbst, die 
gegen internationales Recht verstoßen.  
Verschlechtert haben sich die Ressentiments gegen-
über den USA und damit indirekt gegenüber Auslän-
dern, zudem im Jahr 2011 durch den Fall Raymond 
Davis. Der CIA-Agent hatte am 27. Januar in Lahore 
zwei Mitarbeiter des pakistanischen Geheimdienstes 
ISI2 niedergeschossen. Davis wurde verhaftet und un-
ter Mordanklage gestellt, konnte jedoch nach gehei-
men Verhandlungen ironischerweise durch die Zah-
lung eines Blutgeldes, das islamische Recht erlaubt 
dies, freikommen.  
 
Säkularismus – die falsche Übersetzung 
Säkularismus wurde in die Nationalsprache Urdu 
fälschlich mit ladiniyya (arab.: Religionslosigkeit) 
übertragen. Religions- bzw. gottlos zu sein, ist der 
schlimmste Fall, den sich ein Muslim vorstellen kann. 
Während diese Vorstellung im Kalten Krieg im Kampf 
gegen atheistische Kommunisten in Afghanistan ge-
fördert wurde, bleibt das Konzept trotz Pakistans sä-
kularem Staatsgründer, Jinnah, unverstanden. Das 
Kopftuchverbot in Frankreich und Moscheeverbot in 
der Schweiz lässt in Pakistan Zweifel an der freien 
Religionsausübung in einer säkularen Verfassung auf-
kommen. Die Freiheit zu Koranverbrennungen in den 
USA übertritt auch die freizügigste Geistesgrenze ei-
nes Muslims. Jeder dieser Vorfälle führt zu oftmals 
gewaltsamen Protesten.  
Pakistan entfernt sich seit Gründung von seinen säku-
laren Grundfesten. Mehr noch als unter der Familie 
Bhutto forcierte General Zia ul-Haq (1977–1988) die 
Islamisierung der Islamischen Republik. Während sei-
nerzeit das Bemühen, päpstlicher als der Papst zu sein, 
anfänglich noch relativ harmlos erschien, wirken sich 
viele Entscheidungen bis heute aus. Beispielsweise 
verschärfte er das von den Briten 1860 eingeführte 
Blasphemiegesetz. Seitdem wird es weidlich miss-
braucht - nachweislich oft in Nachbarschafts- und 
Familienstreitigkeiten. In erster Linie waren und sind 
Muslime die leidtragenden, wenn auch in westlichen 
Medien zumeist nur Christen unter Anklage projiziert 
werden. Unter Islamisten gilt dieses Gesetz jedoch als 
sakrosankt, so dass dessen Abschaffung der Blasphe-
mie selbst gleichkommt.  
 
Liberale Räume schrumpfen 
Ebenso wie die Begriffe Demokratie und Säkularismus 
wird auch Liberalismus vielfach missverstanden. Oft-
mals verstehen Vertreter des Establishments darunter 
einen gerne gelebten, libertinen Lebensstil mit Alkohol 
und außerehelichen Verhältnissen. Gleichzeitig kann 
es aber die Bedeutung einer offenen, demokratischen 
Gesellschaft haben.  
Salman Taseer galt als ein solcher Liberaler. Zudem 
setzte er sich für die Änderung des Blasphemiegeset-
zes und die darunter angeklagte Christin Asia Bibi ein. 
Am 4. Januar 2011 wurde er in Islamabad, ca. 800 
Meter vom Stiftungsbüro, ermordet. Jedoch nicht der 
Mord an Salman Taseer, sondern die Reaktionen da-
rauf haben verheerende Auswirkungen auf die zukünf-
tige Entwicklung des Landes. Der Mörder Mumtaz 
Qadri, ein Leibwächter des Ermordeten, wurde als Held 
gefeiert. Nicht nur Juristen, sondern auch verbeamtete 
Richter spendeten Applaus. Vertreter der Zivilgesell-
schaft überschlugen sich in Beifallskundgebungen. 
Auch die für eine demokratische Entwicklung so oft 
bemühte Medienfreiheit zeigte ihr wahres Gesicht: 
Nicht nur wurde dem Mörder unwidersprochen Raum 
in Form von Artikeln und Sendeminuten eingeräumt, 
sondern auch aus innerer Überzeugung verteilten 
Journalisten in den Redaktionsräumen Süßigkeiten – 
ein südasiatischer Brauch bei freudigen Ereignissen. 
Getoppt wurde dies durch die Stellungnahme des In-
nenminister Rehman Malik: Er sei der erste, der denje-
nigen töte, der etwas gegen den Propheten 
[Muhammad] sage [sic].  
Damit befindet sich Rechtsstaatlichkeit nun auf dem 
niedrigsten Niveau seit Staatsgründung. Geradezu 
selbstredend wurde die Debatte um das Blasphemie-
gesetz im Parlament eingestellt. Sämtliche Vorschläge 2 Inter-Services Intelligence 
 31 
FNF International News 
 
Religion, Gesellschaft und Politik im Spannungsfeld 
zur Änderung des Blasphemiegesetzes sind zurückge-
zogen. Die ehemalige Informationsministerin Sherry 
Rehman (Pakistan Peoples Party) wurde aus Gründen 
der „Parteiräson― zur Zurücknahme ihres Änderungs-
antrages gezwungen und ihr die Übersiedelung ins 
Ausland nahegelegt. Mit ihrem selbstgegründeten Jin-
nah Institute (JI) hatte sie sich mit Konferenzen und 
Publikationen sehr im Thema Blasphemie exponiert.  
Es ist damit zu rechnen, dass der Mörder mit einer 
relativ milden Strafe davon kommt und vorzeitig ent-
lassen wird. Mit anderen Worten: Mit einer einzigen 
Kugel am richtigen Platz kann die Politik des Landes 
geändert werden und man kommt relativ ungeschoren 
davon, wenn das Motiv „islamisch― legitimiert ist. Dies 
kommt einer Einladung zu weiteren politischen Mor-
den unter religiösem Vorwand gleich. Die Ermordung 
des Minderheitenministers Shahbaz Bhatti, des einzi-
gen Nicht-Muslims im Kabinett, kaum zwei Monate 
danach war nur die folgerichtige Konsequenz.  
Damit geht die Angst um unter den wenigen, wahr-
haften Vertretern eines demokratischen Pakistans. 
Selbst langjährige Aktivisten, die schon zuvor Bedro-
hungen und Verhaftungen miterlebt haben, haben 
jetzt bei Demonstrationen „ein mulmiges Gefühl―. Die 
bislang Unentschlossenen ordnen sich einem Lager zu 
– allzu häufig aus Furcht zur nicht-demokratischen 
Seite. Der Rückzug ins Private hat begonnen. Wer 
kann, geht ins Ausland.  
 
Speed lautet das Motto… 
Aber nicht alle resignieren: „Speed ist das Motto des 
Jahres― sagte die Leiterin der School of Leadership 
(SoL) Shireen Naqvi. „Uns bleibt nicht mehr viel Zeit, 
eine Wende herbeizuführen.― begründet Naqvi bei Ko-
operationsunterzeichung im FNF-Büro zu Beginn des 
Jahres. SoL veranstaltet hervorragende Jugendpro-
gramme unter der Devise „Freedom with Discipline―. 
In der gesellschaftlichen Auseinandersetzung kann 
eine Stiftung das Thema Religion nicht vermeiden. Auf 
sensible Weise werden Vereinbarkeit von Islam und 
Demokratie aufzuzeigen sein. Dies kann im ersten 
Schritt bei den unverstandenen Begrifflichkeiten nicht 
hauptsächlich mit westlichen Konzepten geschehen. 
Vielmehr müssen autochthone, tolerante und liberale 
Elemente der Kultur gestärkt werden. Diese finden 
sich vor allem in der Sufik wie auch der Volkskultur. 
Neben dem sehr beliebten und auflagestarken Kalen-
der der Stiftung zum Thema Toleranz aus islamischer 
Sicht3 und Give-aways mit Sufi-Gedichten, werden 
derzeit mit dem Alumni-Netzwerk FreedomGate Pa-
kistan eine mehrsprachige Sufi-Gedichtsammlung und 
eine Audio-CD mit Sufi-Liedern mit liberalem Tenor 
erarbeitet. Der Hauptpartner Liberal Forum Pakistan 
hat „Peace and Tolerance― als diesjährigen Fokus. 
Rund 80 Veranstaltungen im ganzen Lande stehen auf 
der To-do-Liste – wenn dafür noch Zeit bleibt.  
 
Stiftung im Panzer? 
Noch kann FNF ungehindert arbeiten, selbst wenn der 
erste Tote unter den Partnern zu verzeichnen ist und 
anonyme Drohungen an Partner zunehmen. Sherry 
Rehman ist im Land geblieben. Ihr Haus in Karachi 
wurde zur Festung ausgebaut. Sie bewegt sich in ei-
nem gepanzerten Fahrzeug mit vielen Leibwächtern. 
Die Stiftung für die Freiheit unterstützt die 
„wichtigste Frau Pakistans― (pak. Newsweek) in ihren 
Veranstaltungen, Publikationen und gemeinsamen öf-
fentlichen Auftritte. Als Verteidigerin eines säkularen, 
demokratischen Pakistans im Sinne des Staatsgrün-
ders Jinnah wird sie jedoch nun von allen als nächstes 
Anschlagsopfer gesehen.   
 
Olaf Kellerhoff 
Projektleiter Pakistan 
olaf.kellerhoff@fnst.org 
Präsidentin des Jinnah Institutes Sherry Rehman (r) begrüßt den 
Senator und Vorsitzender des Senats Nayyar Bukhari beim ei-
nem gemeinsamen Empfang in der privaten Residenz des FNF-
Projektleiters Olaf Kellerhoff (l) nebst Programmkoordinatorin 
Juwairia Sultan (m). (Foto: FNF Pakistan) 
3 Der Kalender kann in Internetpräsenz des Projektbüros Pakis-
tan heruntergeladen werden: www.southasia.fnst.org   
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Brasilien, bislang das Land mit der höchsten Zahl an 
Katholiken in der Welt, hat in den letzten Jahren ei-
nen bemerkenswerten Aufstieg evangelikaler Gruppen 
gesehen. Die damit verbundenen gravierenden Verän-
derungen in der Struktur der brasilianischen Gesell-
schaft sind dabei friedlich vor sich gegangen. Heute 
herrscht statt der früheren Dominanz der Katholischen 
Kirche ein religiöser Markt mit vollem Wettbewerb. 
Dabei enthalten sich die Evangelikalen der Einmi-
schung in gesellschaftliche Themen, wollen dafür aber 
auch selbst nicht kritisiert werden oder gar ihre er-
heblichen steuerlichen Privilegien verlieren. Doch dass 
sie keineswegs ohne politische Muskeln sind, hat der 
letzte Präsidentschaftswahlkampf gezeigt. Sie konnten 
ihr Symbolthema Abtreibung in den Vordergrund der 
öffentlichen Diskussion rücken und dem laizistischen 
und republikanischen Brasilien einen Denkzettel ver-
passen. 
 
Laut der nicht immer ganz eindeutigen Verfassung 
von 1988 ist Brasilien ein säkularer, in religiösen Fra-
gen neutraler Staat. Aber in kaum einem anderen 
Land der Welt ist der Glaube an Gott so weit verbrei-
tet. 97% der Brasilianer, so zeigen Umfragen, sind da-
von überzeugt, dass es Gott gibt. Und immer wieder 
erstaunt den Besucher aus Europa, wie oft selbst Leu-
te für einen beten wollen, von denen man aus europä-
ischer Sicht eine manchmal naive Gläubigkeit kaum 
erwartet hätte. 
 
Lange Zeit war in Religionsfragen die Katholische Kir-
che in Brasilien die einzige Autorität, auch wenn es 
immer religiöse Gruppen gab, die nicht Katholiken 
waren wie etwa die Indios, die Nachfahren schwarzer 
Sklaven mit ihrer Mischung aus christlichen und afri-
kanisch-religiösen Elementen oder protestantische 
und jüdische Einwanderer. Synkretismus, also die Ver-
mischung verschiedener Religionen war von jeher seit 
der Eroberung durch die Portugiesen ein Merkmal 
Brasiliens.  
 
 
Die Katholi-
sche Kirche 
präsentierte 
sich in Fragen 
von Macht 
und Moral als 
Stütze der 
alten Gesell-
schaft, auch 
wenn in Bra-
silien bei-
spielsweise 
die sexuelle 
Praxis seit Jahrhunderten wenig mit den Geboten ka-
tholischer Prediger zu tun hatte. Doch seit den sechzi-
ger Jahren hat sich innerhalb der konservativen Amts-
kirche im Namen der Befreiungstheologie eine Bewe-
gung etabliert, die die Ähnlichkeiten zwischen Chris-
tentum und Marxismus unterstrich und ihre Aufgabe 
in der Lösung sozialer Probleme, der Überwindung von 
Armut und Diskriminierung und der Identifikation mit 
den Benachteiligten sah, deren schwierige Lebenslage 
vor allem als Folge gesellschaftlicher Missstände ge-
deutet wird. Die Armen waren arm wegen der Rei-
chen; der „Kapitalismus―, von dem es in Brasilien eher 
 
Religion, Gesellschaft und Politik in Lateinamerika 
 
Seelenheil im Wettbewerb – die Evangelikalen 
in Brasiliens Gesellschaft und Politik1  
Christus-Statue in Rio de Janeiro (Foto: Rainer Kaupil/Pixelio.de) 
Fusion unterschiedlicher Glaubensinhalte 
und ihrer diversen Glaubensobjekte. 
1 Dieser Bericht erhebt weder den Anspruch auf Vollständigkeit 
noch auf eine genaue Differenzierung zwischen den einzelnen 
religiösen Gruppen, zwischen denen natürlich Differenzen beste-
hen, sondern will lediglich die allgemeinen Merkmale der neuen 
christlichen Sekten aufzeigen, die im Allgemeinen als 
"Evangelikale" bezeichnet werden.  
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zu wenig gab, angeblich das Grundübel. Linke Basis-
bewegungen und Gruppen wie die politisierten Vertre-
ter von Landlosen oder Indios wurden zu den wich-
tigsten Verbündeten der Befreiungstheologie, deren 
Anhänger sich ganz bewusst an die Ränder der Gesell-
schaft begaben. Von Seiten der Katholischen Kirche 
wurde solchen Strömungen im eigenen Haus ab den 
neunziger Jahren unter dem mit marxistischer Theorie 
und Praxis vertrauten Papst Johannes Paul II wach-
sender Widerstand entgegengesetzt. Heute sind Be-
freiungstheologen nur eine kleine Minderheit in der 
katholischen Amtskirche.  
 
 
Brasilien auf dem Weg zur Dominanz der Evangeli-
kalen? 
 
Sowohl die Katholische Amtskirche als auch die linken 
Befreiungstheologen haben dem Aufstieg evangelika-
ler Gruppen in Brasilien in den letzten drei Jahrzehn-
ten ungewollt Vorschub geleistet. Dem von den Her-
ausforderungen von Modernisierung, Globalisierung 
und Urbani-
sierung ge-
prägten Be-
dürfnis vieler 
G l ä u b i g e r , 
gerade aus 
der unteren 
Mittelschicht 
und bei den 
nicht ganz 
Armen, das 
eigene See-
lenheil und 
das der eigenen Familienangehörigen in den Mittel-
punkt des religiösen Handelns und des Gebets zu stel-
len, entsprachen beide Richtungen immer weniger. So 
hatten nach amerikanischem Vorbild Gruppen ein 
leichtes Spiel, die ganz bewusst die individuellen 
Nöte und Ängste, Orientierungsverluste und Lei-
denserfahrungen der überwiegend unteren Schich-
ten der brasilianischen Bevölkerung in den Mittel-
punkt ihrer Tätigkeit stellten. Nicht die Probleme der 
Gesellschaft sollen gelöst werden, sondern die des 
einzelnen Gläubigen und seiner unmittelbaren Ange-
hörigen.  
 
Wer zu Hause mit Gewalt, Alkohol oder Drogen zu tun 
hat, wer in Armut lebt, an Krebs erkrankt ist oder von 
Geburt an blind ist, hat wenig Interesse am Schutz der 
Indios, dem Erhalt des Tropenwaldes oder gar an der 
Befreiung der Menschheit. Er will vielmehr seine eige-
nen Probleme gelöst bekommen und wissen, dass ihm 
selbst und seinen engsten Angehörigen nicht nur die 
Himmelspforten eines fernen Tages offen stehen oder 
irgendwann ein soziales Utopia kommen wird, sondern 
schon heute und hier etwas gegen konkretes irdisches 
Leiden getan werden kann. Seelenheil, Glück, wirt-
schaftlicher Erfolg und körperliche Unversehrt­heit 
gehen dabei Hand in Hand. Denn von vielen Evange-
likalen wird gepredigt, dass körperliche Leiden oder 
Laster wie Drogen- und Alkoholkonsum die Folge 
mangelnden Glaubens und der Abkehr von Jesus sind. 
Sie können daher nur durch Gebete im Kollektiv 
(natürlich im Kreis der Evangelikalen) überwunden 
werden.   
 
Die in Brasilien heute in einigen Fällen zu wahren 
Unternehmen herangewachsenen evangelikalen 
Gruppen leiten aus der Bibel konkrete, verbindliche 
Handlungsanweisungen für den Alltag des Einzelnen 
und die Überwindung seiner Probleme ab. Sie stau-
chen den Sünder wegen seiner individuellen Sündhaf-
tigkeit in aller Öffentlichkeit kräftig zusammen, um 
ihn dann wieder aufzubauen. Einige Gruppen sind so-
gar dazu übergegangen, in Massengottesdiensten 
Menschen zu heilen: von Blindheit, Lahmheit, Krebser-
krankungen oder Unfruchtbarkeit. Dabei bedienen sie 
sich der modernen Medien, des Radios, des Internets 
und vor allem aber des Fernsehens, in dem Massen-
gottesdienste mit Ermahnungen der Kirchenführer, 
Bibellesungen, erbauliche Filme und Musikstücke, 
Werbung sowie Interviews mit glücklich gewordenen 
und „geheilten― Gläubigen abwechseln.  
 
Wer als Tourist 
etwa in einem 
Hotel in Rio de 
Janeiro durch 
die brasiliani-
sche Fernseh-
welt zappt, 
wird viel über 
Jesus hören 
u n d  v i e l e 
Menschen bei 
Die Heilung von körperlichen Leiden durch 
kollektive Gebete. 
Die verschiedenen kirchlichen Fernsehsen-
der werben um die Gunst der Gläubigen. 
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Gottesdiensten in Ekstase verfolgen können. Selbst die 
Katholische Kirche hat mittlerweile Fernsehsender 
eingerichtet, die bekanntesten sind „Rede Vida― und 
„TV Canção Nova―. Denn die Konkurrenz der Evangeli-
kalen Gruppen spürt sie immer mehr. Einer der wohl 
größten und bekanntesten evangelikalen TV-Kanäle 
Brasiliens ist „Rede Record―, der in den 90er Jahren in 
den Besitz von Bischof Edir Macedo, dem spirituellen 
Führer der „Igreja Universal do Reino de 
Deus― (Universalkirche des Reiches Gottes) überging. 
Neben den Übertragungen von Messen werden auch 
Tele-Novelas, Programme für Kinder, Dokumentar- 
und Kinofilme, Musikprogramme, Interviews, Shows 
und sportliche Events ausgestrahlt. Vor allem die gro-
ßen evangelikalen Kirchen verfügen über zahlreiche 
Fernseh- und Radiosender, sowie Internetportale und 
Zeitungen. Allein über das Internet übertragen täglich 
120 religiöse digitale TV-Kanäle ihre Life-Programme. 
Mit insgesamt 7 Fernsehsendern und 28 Programmen 
pro Tag sind die Evangelikalen im brasilianischen öf-
fentlichen Fernsehen die am stärksten präsenten Reli-
gionsgemeinschaften.  
 
Die Zahl der Evangelikalen steigt kontinuierlich 
 
Laut dem Zensus aus dem Jahr 2000 waren rund 74% 
der Brasilianer Katholiken und 15% (26,2 Mio.) Protes-
tanten, was gegenüber 1991 einer jährlichen Zuwachs-
rate von 7,43% entsprach. Die steigende Anhängerzahl 
der Protestanten und der damit verbundene spürbare 
Rückgang der Zahl der Katholiken, macht der katholi-
schen Kirche zunehmend zu schaffen, da offensichtlich 
die Fähigkeit der Evangelikalen religiös mobil zu machen 
bei weitem die der katholischen Kirche übersteigt.  
 
Laut dem neuen Zensus von 2010 zählten die Evange-
likalen zu Jahresende schon rund 50,9 Millionen Men-
schen, was immerhin 26,8% der gesamten brasiliani-
schen Bevölkerung entspricht und einem Wachstum 
gegenüber 1994 von 61%. 
 
Sollte die Projektionskurve der Jahre 2000 bis 2010 (s. 
Abbildung) im gleichen Maße weiter ansteigen, so 
würden im Jahr 2020 die Evangelikalen in Brasilien 
die Marke von 100 Millionen überschreiten.  
 
Brasiliens religiöse Marktwirtschaft 
 
Der Religions-
markt, auf dem 
verschiedene An-
bieter im friedli-
chen Wettbe-
werb versuchen, 
den Heilserwar-
tungen ihrer po-
tentiellen Konsu-
menten zu ent-
sprechen, funkti-
oniert in Brasili-
en. Religiöse 
Gruppen steigen 
auf und ab, wer-
den neu geschaf-
fen und ver-
schwinden, wenn 
ihr Angebot zu 
wenig Nachfrage 
findet. Zugleich 
müssen mangels 
direkter staatlicher Alimentierung die religiösen An-
bieter ihre Anhänger zur freiwilligen Zahlung des 
Zehnten (und das ist zumeist wörtlich gemeint) ani-
mieren. Das profane Thema der Geldbeschaffung ver-
bunden mit recht handfesten Drohungen und Verspre-
chungen durchzieht die religiösen Fernsehsendungen, 
ohne wie in Deutschland auf Empörung zu treffen. Der 
Beitrag des Gläubigen wird dabei als Symbol für sei-
nen Willen zum Opfer für sein Seelenheil ausgegeben. 
Gott brauche das Geld natürlich nicht, so heißt es, 
prüfe aber dadurch die Ernsthaftigkeit des Gläubigen.  
 
Längst sind auf diese Weise einige Kirchen zu wahren 
Konzernen geworden. Die „Igreja Universal do Reino 
Gebetstempel der Universalkirche des Rei-
ches Gottes in São Paulo (Außen– und 
Innenansicht  
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de Deus“ (Universalkirche des Reiches Gottes) bei-
spielsweise, die von ihrem selbsternannten Bischof Edir 
Mecedo geleitet wird behauptet, 13 Millionen Angehö-
rige und 15.000 Priester zu haben. Inzwischen ist sie in 
angeblich 200 Ländern aktiv, darunter auch in 
Deutschland. Die schon vergleichsweise alte „Igreja 
Evangélica Assembléia de Deus“ (Evangelikale Kirche 
Versammlung Gottes) zählt nach eigenen Angaben 3,5 
Millionen Gläubige und „hunderte― von Missionaren in 
der ganzen Welt. Die „Igreja Apostólica Renascer em 
Cristo“ (Apostolische Kirche Wiedergeboren werden in 
Christus) verbreitet, dass ihr zwei Millionen Menschen 
folgen, die in 600 Tempeln beten. Daneben gibt es 
zahlreiche kleine Kirchen und lokale Gruppen sowie die 
Anhänger älterer protestantischer Gruppen mit evange-
likalen Elementen (Presbyterianer, Methodisten, Mor-
monen etc.). 
 
Brasiliens in dieser 
Hinsicht nur 
scheinbar säkula-
rer Staat begüns-
tigt generell die 
Gründung von Kir-
chen, indem er 
ihnen steuerliche 
Vorteile ohne 
ernsthafte Aufla-
gen bietet. Um in 
Brasilien eine Kirche zu gründen, bedarf es nur weni-
ger hundert Euro und einer notariellen Satzungsre-
gistrierung. Es bestehen weder theologische Anforde-
rungen noch wird eine Mindestzahl an Glaubensanhä-
ngern abgefordert. Es reicht aus, eine Versammlung 
einzuberufen und eine Satzung aufzusetzen. Laut dem 
Grundgesetz sind alle derartigen sozialen Vereinigun-
gen per se gemeinnützig und von sämtlichen Steuern 
auf allen Ebenen hinsichtlich ihrer Einkünfte (Zehntel, 
Geld- und Sachspenden sowie Erbschaften aller Art) 
und Besitztümer (Immobilien, Automobilien, etc.) be-
freit, solange ihr Nutzen zweckgebunden ist und der 
religiösen Vereinigung dient. Allerdings unterliegen 
die Kirchen einer Darlegungspflicht ihrer jährlichen 
Ausgaben gegenüber der brasilianischen Bundesfi-
nanzbehörde und müssen auch die üblichen Steuerab-
gaben auf in Anspruch genommene Dienstleistungen 
von Dritten entrichten. 
 
Die Etablierung und der Unterhalt einer Kirche ist so 
in Brasilien immer auch ein Geschäft. Dementspre-
chend liegen Versuche nahe, die Gläubigen anderer 
Richtungen abzuwerben. Bislang war vor allem die 
Katholische Kirche Ziel dieser Abwerbungsversuche. 
Mit dem Erstarken der evangelikalen Gruppen wenden 
sich letztere inzwischen aber auch gegeneinander. 
Wohl nie zuvor war Religion in Brasilien so kunden-
orientiert wie heute. Doch offene Konfrontation wird 
in der Regel gemieden. So gab es seitens der evangeli-
kalen Kirchen kein Wort der Kritik an der Katholischen 
Kirche, als in letzter Zeit Fälle von Kindesmissbrauch 
im Klerus bekannt wurden. Dafür enthält sich die Ka-
tholische Kirche jeden Angriffs auf die Evangelikalen, 
wenn dort Beispiele für den Missbrauch der Mittel der 
Gläubigen offenkundig werden. Dabei wäre es durch-
aus wünschenswert, wenn der religiöse Wettbewerb 
offener ausgetragen werden würde, böte doch die ge-
genseitige kritische Beobachtung den Anbietern die 
Chance, Defizite und Fehlverhalten aufzudecken. Statt-
dessen scheint eine Art von „Gentlemen`s Agreement― 
vorzuliegen. Kritik aus religiösen Kreisen an den jeweili-
gen Religionsführern kommt eher aus Basisgruppen in 
den eigenen Reihen, von kleinen Randgruppen und aus 
laizistisch eingestellten Medien. Zudem kann wer mit 
seiner Kirche unzufrieden ist, ohne Probleme zu einer 
anderen wechseln.   
 
 
Stärken und Schwächen der Evangelikalen in der 
Gesellschaftspolitik 
 
Die gesellschaftliche und politische Rolle der verschie-
denen evangelikalen Gruppen ist aus liberaler Sicht 
ambivalent. Positiv ist, dass ein friedlicher Wettbe-
werb um die Seelen besteht, was die Entstehung einer 
einzigen, einheitlichen und allmächtigen Kirche mit 
einem ungebrochenen Wahrheitsanspruch verhindert. 
So ist die einst so dominante Katholische Kirche im 
„katholischsten Land der Welt― mittlerweile nur noch 
einer unter vielen Akteuren auf dem Feld der Religion. 
Positiv ist auch bis zu einem gewissen Grad die Entpoli-
tisierung und Entideologisierung der religiösen Dis-
kussion. Die marxistisch inspirierten Patentrezepte der 
Befreiungstheologen finden nur noch wenig Resonanz. 
Statt sozialer Themen beherrschen Fragen des Glaubens 
und der praktischen Lebensführung die kirchlichen De-
batten. Verinnerlichung in der Gemeinschaft der Gläu-
Zelebration des Glaubens in der Ge-
meinschaft 
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bigen ist das Leitmotiv. 
  
Allerdings dürfen auch die 
negativen Seiten der der-
zeitigen Diskussion nicht 
übersehen werden. Wenn 
in evangelikalen Versamm-
lungen immer wieder auf 
die Verantwortung des Ein-
zelnen für sein Leben ver-
wiesen wird, statt nur die 
Gesellschaft in die Pflicht 
zu nehmen, ist das für ei-
nen Liberalen begrüßens-
wert. Doch wenn evangelikale Bischöfe vorgeben vor lau-
fenden Kameras Personen vom Lungenkrebs zu heilen, 
dann fördert das Obskurantismus und Passivität. Alkoho-
lismus, Drogenabhängigkeit oder schwere Gebrechen und 
Krankheiten verschwinden nicht allein durch Gebete, kol-
lektive Ekstase oder Schreie gegen den Teufel. Doch die 
starke Kundenorientierung der Evangelikalen und ihr Be-
dürfnis nach möglichst hohen Gläubigenzahlen und damit 
Einnahmen führen dazu, dass Unwissen, Ängste und 
Vorurteile bedient werden. So werden Freiheit und Eman-
zipation nicht gefördert. Stattdessen gedeihen Abhän-
gigkeit und Paternalismus, die alten Krankheiten Brasi-
liens.  
 
Problematisch ist auch die völlige Gleichgültigkeit 
der Evangelikalen – und zum Teil heute auch der Ka-
tholischen Kirche – gegenüber gesellschaftlichen 
Problemen. Auf die totale Politisierung der Debatte 
durch die Befreiungstheologie antworten die Evange-
likalen mit der völligen Absage an einer Kommentie-
rung gesellschaftlicher Entwicklungen.  
 
In Deutschland ist man es gewöhnt, dass die großen 
Kirchen zu allen möglichen Themen Stellung beziehen, 
vom Bundeswehreinsatz in Afghanistan bis zur Stamm-
zellenforschung, von der Behandlung von Asylsuchen-
den bis zu Hartz IV. Die Kirchen betrachten sich als 
Teil der Gesellschaft und halten es ebenso wie die 
Öffentlichkeit für eine Selbstverständlichkeit, ihre 
Auffassungen in die gesellschaftliche Debatte einzu-
bringen und so zur demokratischen Meinungsbildung 
beizutragen.  
 
Das gilt nicht für Brasiliens Evangelikale. Die oft ek-
latanten, gerade die Armen behindernden Defizite in 
Brasiliens Bildungs-, Gesundheits- oder Rechtssystem 
sind für sie kein Thema. Die Korruptionsanfälligkeit 
der politischen Klasse und ihr Hang zur Selbstberei-
cherung findet ebenso wenig öffentliche Kritik wie 
Brasiliens Probleme mit der Kriminalität und der Pä-
dophilie. Dabei wäre es beispielsweise längst an der 
Zeit, dass die Evangelikalen öffentlich die Anführer 
und wichtigsten Nutznießer der brasilianischen Mafia 
beim Namen nennen und zur Verantwortung vor Gott 
rufen würden. So wird in den religiösen Zeremonien 
über das Alkoholproblem eines Jugendlichen lautstark 
gerichtet, nicht aber über diejenigen, die hunderte von 
Morden im Jahr zu verantworten haben und manch-
mal über gute Verbindungen zu den Evangelikalen 
verfügen.  
 
Die politische Abstinenz konnte gerade erst zum Jah-
resende 2010 wieder beobachtet werden, als sich die 
Mitglieder des Parlaments in der Hauptstadt Brasília 
eine üppige Gehaltserhöhung von nicht weniger als 
61% erlaubten, so dass Brasiliens Abgeordnete, Sena-
toren und Minister heute besser bezahlt sind als ihre 
Kollegen in den USA. Kein Wort des Protests erhob 
sich seitens der Evangelikalen gegen diese schamlose 
Selbstbedienung.  
 
Dass die 
politische 
Klasse bei 
ihrem für 
Brasilien 
nicht immer 
vorteilhaf-
ten Wirken 
in Ruhe ge-
lassen wird, 
kann aller-
dings kaum 
verwundern, 
sind inzwischen doch in praktisch allen Parteien und 
Fraktionen Angehörige des evangelikalen Klerus an-
zutreffen. 72 der 513 Bundesabgeordneten hatten 
sich schon Anfang 2011, noch bevor das neu gewählte 
Parlament überhaupt zusammengetreten war, zu einer 
fraktionsübergreifenden, politisch bunt zusammenge-
setzten „Frente Parlamentar Evangélica“ (Evangelikale 
Parlamentarische Front) zusammengeschlossen.2  Auch 
wenn mancher mehr aus Opportunismus als aus Über-
Ekstase und Schreie gegen den 
Teufel. 
Mitglieder der ―Evangelikalen Parlamentari-
schen Front‖ beim Gebet. 
 37 
FNF International News 
 
Religion, Gesellschaft und Politik im Spannungsfeld 
zeugung dabei sein dürfte, reicht der Einfluss der in-
formellen Evangelikalen Parlamentsfraktion aus, um 
erfolgreich jedweden Versuch zu verhindern, die steu-
erliche Begünstigung von Kirchen zu beschneiden oder 
ihre Ausgaben unter die Lupe zu nehmen, die stets 
zweckgebunden sein müssen um steuerbefreit zu sein. 
Auffallend ist, dass in den letzten Jahren Mitglieder 
der Evangelikalen Parlamentarischen Front, auffallend 
häufig in Korruptionsskandale verwickelt waren. So 
wurde im vergangen Jahr z.B. im Portal YouTube ein 
Video veröffentlicht, in dem ein Priester und Bundesab-
geordneter zu sehen war, der sich mit seinen Korrupti-
onskumpanen in einem Kreis aufstellte und umarmen-
der Weise ein Dankesgebet für den Erhalt der Schmier-
geldzahlungen zum Himmel schickte. 
 
Abtreibung als Wahlkampfthema   
 
Das eklatante Desinteresse an gesellschaftlichen Fra-
gen steht in scharfem Kontrast zur aufgeregten Stel-
lungnahme von Evangelikalen bei einigen wenigen 
Themen mit hohem Symbolgehalt. Das sind in Brasili-
en vor allem die Abtreibung, die so genannte „Homo
-Ehe“ und das Adoptionsrecht für Homosexuelle. Ge-
legentlich werden auch „blasphemistische― kulturelle, 
künstlerische und politische Erzeugnisse oder der Se-
xualunterricht in den Schulen angeprangert. Insge-
samt ist die Themenpalette der Evangelikalen aber 
deutlich geringer als etwa die der Kirchen in Deutsch-
land. Im technologieverliebten Brasilien entzünden 
sich bei den Evangelikalen selbst an Themen wie 
künstliche Befruchtung oder Genmanipulation kaum 
kontroverse Debatten.  
 
Umso überraschter war die breite Öffentlichkeit, als 
während der Präsidentschaftskampagne im Jahre 
2010 die am Ende erfolgreiche Kandidatin der regie-
renden Mitte-Links-Koalition Dilma Rousseff unter 
Beschuss von Evangelikalen und einiger Katholiken 
wegen ihrer Haltung zur Abtreibung geriet. Noch im 
Februar 2010 hatte Rousseff vor laufender Kamera die 
Abtreibung in bekannter linker Tradition als Aspekt der 
„öffentlichen Gesundheit― bezeichnet und die Notwen-
digkeit staatlicher Erleichterungen für Abtreibungswil-
lige angekündigt. Während 
der Präsidentschaftskam-
pagne im September und 
Oktober 2010 wollte sich 
sie an diese Äußerungen 
nicht mehr erinnern. Die 
offensichtlich von unten, in 
den Gemeinden startende 
Kritik weiter Teile der evan-
gelikalen Basis an Dilma 
Rousseff war aber so laut-
stark, dass sie der Kandidatin Untersuchungen zufolge 
im ersten Wahlgang die absolute Mehrheit gekostet 
hat. Sie kam wohl sogar für die Führung der Univer-
salkirche überraschend, von der man wusste, dass sie 
Rousseff unterstützte.  
 
Daraufhin gelobte Rousseff vor dem zweiten Wahl-
gang, dass von ihr im Falle eines Wahlsiegs keine Ini-
tiative zur Änderung der eher restriktiven und reali-
tätsfernen brasilianischen Abtreibungsgesetzgebung 
ausgehen werde, die von abtreibungswilligen Frauen 
jedes Jahr hunderttausend­fach missachtet wird. Das 
war ein erstaunliches Eingeständnis von einer Kandi-
datin, die von linken Frauen als Verkörperung aller 
ihrer Hoffnung gefeiert worden war.  
 
Der bürgerliche Präsidentschaftskandidat José Serra 
ließ gleich zu Beginn der Debatte erkennen, dass auch 
er an der bestehenden Gesetzeslage nicht rütteln wol-
le, selbst wenn in der Opposition durchaus liberale 
Geister vorhanden sind. Die im ersten  Wahlgang aus-
geschiedene Kandidatin der Grünen Partei Marina Sil-
va hat ohnehin nie einen Zweifel an ihrer evangelika-
len Ausrichtung in solchen Punkten aufkommen las-
sen und ihre eigene Partei zur Abkehr von liberalen 
Positionen bei der Abtreibung veranlasst.  
 
Überraschend war in dieser wochenlang geführten, 
von den Medien in einem inhaltsleeren Wahlkampf 
geradezu begeistert aufgegriffenen Diskussion nicht 
nur, in welchem Umfang die eigentlich so bewusst 
unpolitischen Evangelikalen dem Land ein Thema 
aufzwingen konnten, das wie fast alle Kommentato-
ren feststellten wohl kaum über Brasiliens Zukunft 
entscheiden wird. Erschreckend war mehr noch, wie 
wenig Widerstand den evangelikalen Positionen 
entgegengesetzt worden ist. Selbst von linken NGOs 
Kampagnenplakat: ―Die 
Abtreibung und Dilma 
Rousseff‖. 
2Brasiliens Parlament erlaubt die Bildung solcher fraktionsüber-
greifender, an einem Thema oder Bevölkerungsgruppe ausge-
richteten „Parlamentarischer Fronten―, deren Wirken meist im 
Hintergrund geschieht und wenig erforscht ist. Wenige dieser 
Fronten sind zahlenmäßig so stark wie die Evangelikale.  
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und liberalen Think Tanks war kaum irgendwo ein 
Wort des Widerspruchs zu hören. Unter der Fuchtel 
des wahlpolitischen Opportunismus hüllte man sich 
weitgehend in Schweigen.  
 
Es bleibt zu hoffen, dass der öffentliche Triumph der 
Evangelikalen bei einem ihrer wenigen Symbolthe-
men nicht Schule macht. Denn der Skandal ist nicht, 
dass evangelikale oder 
römisch-katholische 
Gruppen ihre Meinung 
zu moralischen Themen 
anderen aufdrängen 
wollen. Der Skandal ist, 
dass das weitgehend 
kritiklos hingenommen 
wird. Es reicht nicht, 
nur Empörung über die 
Politisierung eines so 
persönlichen Themas 
wie der Abtreibung zu 
signalisieren oder zu 
fordern, Abtreibung 
dürfe im Wahlkampf kein Thema sein. Die Evangeli-
kalen werden sich das Thema aber nicht verbieten 
lassen, nur weil es Linken oder Liberalen peinlich ist, 
für ihre Positionen öffentlich einzustehen. Und Ver-
bote kommen für Liberale ohnehin nicht infrage. 
 
Dass die Evangelikalen politisch so wenig in Erschei-
nung treten, hat offensichtlich zu einer Unterschät-
zung ihrer Schlagkraft und ihrer Wirkung in der Bevöl-
kerung geführt. Es ist auch für Liberale Zeit, sich kri-
tisch mit dem Teil des evangelikalen Gedankenguts 
auseinanderzusetzen, der gesellschaftliche Konse-
quenzen hat.  
 
 
Rainer Erkens 
Projektleiter Brasilien 
rainer.erkens@fnst.org 
 
Beate Forbriger 
Projektassistentin Brasilien 
beate.forbriger@fnst.org 
 
 
 
Wenn man sich dem Thema Religion und Gesellschaft 
in Argentinien nähert, fällt auf, dass es im öffentli-
chen Rundfunk und Fernsehen kaum Sender gibt, die 
von evangelikalen oder anderen Kirchen betrieben 
werden. Das zweite ist, dass auch in den großen Ta-
geszeitungen die Katholische Kirche mit Stellungnah-
men zu Politik- und Zeitgeschehen ebenso wenig zu 
finden ist wie andere Religionsgemeinschaften. 
 
In einem Land mit spanisch-katholischen Wurzeln wä-
re zumindest eine Präsenz der katholischen Kirche zu 
erwarten gewesen, die ja in der Geschichte des Landes 
durchaus Spuren der eigenen Geschichte hinterlassen 
hat, z.B. in Zeiten der Inquisition oder mit klerikalen 
Regierungsmitgliedern. Dies auch deshalb, weil der 
größte Teil der Bevölkerung, etwa 75%, noch immer 
katholisch ist—genaue Daten gibt es nicht, weil die 
Religionszugehörigkeit bei Volkszählungen nicht er-
fasst wird. 
 
Argentiniens liberale Verfassung von 1853, im We-
sentlichen verfasst von Juan Bautista Alberdi, garan-
tierte bereits die Religionsfreiheit. Jedoch wurde erst 
Ende des neunzehnten Jahrhunderts das Zivilregister 
der Kontrolle der katholischen Kirche entzogen und  
mit Präsident Menem im zwanzigsten Jahrhundert 
eine Regelung abgeschafft, nach der nur ein Katholik 
Präsident werden konnte. 
 
Argentinien ist heute ein säkulares Land mit abneh-
mendem Einfluss der katholischen Kirche, was drei 
Ursachen hat: 1.) Die Einwanderung verschiedenster 
Nationalitäten und damit auch Religionsgemeinschaf-
ten seit der Unabhängigkeit erforderte einen toleran-
teren Umgang mit Religion. 2.) In der neueren Ge-
schichte kommt der peronistischen Bewegung bei der 
Erklärung des schwindenden Einflusses der katholi-
schen Kirche ebenfalls Bedeutung zu. War die Katholi-
sche Kirche anfangs mit Perón noch einen anti-
kommunistischen Pakt eingegangen, so entfernten 
sich beide Lager spätestens seit Einführung eines 
Scheidungsgesetzes 1955 durch die erste Regierung 
Perón immer weiter voneinander; die Distanz könnte 
nach der Einführung der gleichgeschlechtlichen Ehe 
2010 durch die Regierung Cristina Kirchner kaum grö-
ßer sein. 3.) Die Rolle bzw. das Nichthandeln der ka-
Titelblatt der Wochenzeitschrift 
Época, Oktober 2010: ―Gott tritt 
in das Wahlgeschehen ein‖. 
 
Der Einfluss der Religion(en) in Argentinien 
 39 
FNF International News 
 
Religion, Gesellschaft und Politik im Spannungsfeld 
tholischen Kirche während der letzten Militärdiktatur 
(die Hunderte folterte, Tausende verschwinden ließ 
und Kinder der Regimegegner von Regimetreuen 
adoptieren ließ) hat der Kirche weiteren Boden entzo-
gen.  
 
Der Katholizismus ist allerdings Teil der argentini-
schen Kultur, kirchliche Ehe und katholische Taufe 
sind noch immer selbstverständliche Bestandteile des 
gesellschaftlichen Lebens. Konservative, wertorientier-
te Kräfte können vor allem in einigen nördlichen Pro-
vinzen weiterhin politischen Einfluss entwickeln, auch 
wenn sie – mit Ausnahme der Themen gleichge-
schlechtliche Ehe und Abtreibung - weniger religiös 
argumentieren als eher mit Wertvorstellungen und 
Moral.  
Nicht politisch relevant, aber doch ein Zeichen der 
kulturellen Emulgation des Katholizismus mit dem 
alltäglichen Leben, ist das Beispiel Diego Maradonas, 
der nie ohne Rosenkränze um das Handgelenk am 
Spielfeldrand der Nationalmannschaft gesehen wurde. 
Er selbst wird noch heute liebevoll als Fußballgott ver-
ehrt. Seine Anhänger schreiben „D10S―, die Nummer 
10 (Maradonas Rückennummer in der Weltmeisterelf) 
vermischt mit Gott (span.=Dios), auf seine Porträts 
und stellen diese geweiht neben Mariastatuen in den 
heimischen Schrein. 
Die aufkommenden evangelikalen Kirchen, denen der 
argentinische Staat dieselben Rechte einräumt wie 
der katholischen Kirche und der größten jüdischen 
Gemeinde Lateinamerikas, konzentrieren sich mehr 
auf individuelles Seelenheil und bieten von spiritueller 
über gesundheitliche bis hin zu finanzieller Beratung 
Hilfestellungen für ihre Mitglieder. Nicht selten rich-
ten sie ihre Tempel in ehemaligen Kinos oder Theatern 
ein, die heute nicht mehr betrieben werden. Der poli-
tische Einfluss ist jedoch bislang noch gering, für die 
meisten Kirchen ist der Wirkungskreis auf einen 
Stadtteil der Hauptstadt begrenzt. Insgesamt ähneln 
diese Kirchen eher privaten Unternehmen denn mora-
lischen Instanzen. 
 
Es sind aber nicht nur christliche Religionsgemein-
schaften, die es zu betrachten gilt. Durch verschiedene 
Einwanderungswellen im 19ten und 20ten Jahrhun-
dert (überwiegend aus Deutschland, Osteuropa und 
Russland) wuchs die jüdische Gemeinschaft auf etwa 
2% der argentinischen Bevölkerung an und hat sich 
im Wesentlichen in Buenos Aires angesiedelt. Auch 
wenn antisemitische Einwanderungsgesetze in den 
1920-40er Jahren die Einwanderung nach Argentinien 
erheblich erschwerten, so war Argentinien doch das 
Land, das in Lateinamerika die meisten Juden auf-
nahm, die vor dem Dritten Reich flohen. Das Zusam-
menleben von Christen und Juden in Buenos Aires ist 
weitgehend unkompliziert, die Attentate von 1992 auf 
die israelische Botschaft und 1994 auf AMIA 
(Asociación Mutual Israelita Argentina), bei denen 
über hundert Menschen getötet wurden, sind von 
nicht-argentinischen Terroristen verübt worden. Mit 
Sergio Bergmann hat vor kurzer Zeit ein reformorien-
tierter jüdischer Rabbi die politische Arena betreten, 
der die aktuellen gesellschaftlichen und politischen 
Entwicklungen in den Medien kommentiert und auf 
allgemeinen Respekt trifft. Noch wird er keinem poli-
tischen Lager zugeordnet, es würde aber niemanden 
überraschen, wenn er bei den gemäßigten Peronisten 
(Peronismo Federal) oder in der bürgerlichen, nicht-
peronistischen Opposition eine Funktion oder aktive 
politische Rolle übernehmen würde.  
 
Auch Muslime unterschiedlicher Religionsgemein-
schaften, vor allem aus der Türkei, Syrien und mehre-
ren arabischen Ländern, haben seit dem 19ten Jahr-
hundert in verschiedenen Einwanderungswellen eine 
Heimat in Argentinien gefunden. Zuletzt förderte Prä-
Darstellung von Diego Maradona mit Heiligenschein  
(Foto:  footballpictures.net) 
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sident Carlos Ménem den Bau kultureller und religiö-
ser Einrichtungen in Buenos Aires. 
 
Insgesamt leben die verschiedenen Religionen in Ar-
gentinien konfliktfrei mit- und nebeneinander. Dies 
mag auch darin begründet liegen, dass Argentinien als 
Einwanderungsland sein Schulsystem auf Assimilation 
ausgerichtet hat, d.h. rein fremdsprachliche Schulen 
gibt es nicht, nur (private) zweisprachige Einrichtun-
gen, deren Schulunterricht dem argentinischen Curri-
culum folgen muss.  
 
Nach der 2010 in Mexiko durchgeführten Volkszäh-
lung sind 84 % der mexikanischen Bevölkerung Ka-
tholiken, 7,6% Protestanten und die restlichen 2,5% 
Zeugen Jehovas, Adventisten, Mormonen, Juden und 
Moslems. Damit ist Mexiko das Land mit der weltweit 
zweitgrößten Anzahl an Katholiken. 
 
Mit den „Leyes de Reforma― (1859), die der damalige 
Präsident Benito Juárez einführte und die 1917 in der 
mexikanischen Verfassung festgeschrieben wurden, 
sind die Grundlagen für das Verhältnis Staat-Kirche in 
Mexiko gelegt worden. Interessant ist das Verhältnis 
Mexikos zum Vatikan. 1865 hatte der Vatikan seinen 
Nuntius aus Mexiko abberufen. Man war nicht mehr 
bereit, die Beschneidungen der Kirchenrechte, die 
Nicht-Anerkennung der Kirche als juristische Person 
durch die Verfassung von 1917 sowie die Verfolgung 
der Kirche durch den Staat bis in die 1930er Jahre  
hinzunehmen. Erst 1992 wurde der Artikel 130 der 
mexikanischen Verfassung reformiert, die Kirche wur-
de wieder als juristische Person anerkannt; nach 127 
Jahren einer "surrealen" Beziehung, wie sie Papst Jo-
hannes Paul II. nannte, und einer langsamen Annähe-
rung, konnten diplomatische Beziehungen zwischen 
beiden Staaten wiederaufgenommen werden.  
 
Mexiko ist ein laizistischer Staat. Staat und Kirche 
sind voneinander unabhängige Institutionen. Der 
Staat finanziert die Kirche nicht, und die Wahl von 
Kirchenvertretern wird nicht als formelles Recht aner-
kannt. Inoffiziell besteht aber sehr wohl eine Verflech-
tung beider Institutionen.  
 
Der Einfluss, den die Katholische Kirche auf die mexi-
kanische Politik ausübt, kann aus zwei Perspektiven 
betrachtet werden. Auf der einen Seite hat die Kirche 
in der öffentlichen Debatte vieler Themen eine 
„Stimme―, die gehört wird und unter der Bevölkerung 
Gewicht hat. In der in Mexiko-Stadt 2009 geführten 
Diskussion um die Legalisierung gleichgeschlechtlicher 
Ehen bildete die Katholische Kirche die stärkste Oppo-
sition gegen diese Initiative. Die Pressemitteilungen 
und die rechtlichen Klagen (argumentiert wurde mit 
einer Verfassungswidrigkeit der Reform) der Kirche 
haben die Bevölkerung zu Demonstrationen gegen das 
Reformvorhaben mobilisiert, die freilich auch auf Ge-
gendemonstrationen stießen. Die Kirche hatte sogar 
damit gedroht, die Abgeordneten, die für die Reform 
stimmten, zu exkommunizieren, was letztendlich eine 
Drohung blieb. Auf der anderen Seite hat die Kirche 
einen mehr oder weniger direkten Einfluss auf die Po-
litik selbst. Die Regierung hatte selbst eine Klage we-
gen Verfassungswidrigkeit gegen die Reform, die das 
Recht auf die gleichgeschlechtliche Ehe vorsieht, ein-
gereicht und wurde in den Augen der Kommentatoren 
damit zum Instrument der Kirche.  
 
Interessant ist in Mexiko auch das Phänomen der Nut-
zung religiöser Symbole zu politischen Zwecken. 
Andrés Manuel López Obrador (AMLO), Politiker der 
linken „Partido de la Revolución Democrática―, der 
2006 die Präsidentschaftswahlen gegen den heutigen 
Präsidenten Felipe Calderón des konservativen 
„Partido Acción Nacional― nur knapp verloren und den 
PAN des Wahlbetrugs bezichtigt hatte, nennt sich bis 
heute „legitimer Präsident des Landes― und wird im 
Hinblick auf die Präsidentschaftswahlen 2012 erneut 
eine Rolle spielen.  
 
Seit ca. drei Jahren fördert 
AMLO das von ihm gegrün-
dete Movimiento de Rege-
neración Nacio-
nal― (MORENA), im Rahmen 
dessen er Bürger zur Betei-
ligung an Bürgerkomitees, 
die als Multiplikatoren der 
linken Ideologie fungieren 
und potentielle Wähler der 
Linken ansprechen sollen, einlädt. Bemerkenswert ist, 
dass MORENA auch der Kosename der Virgen de Gua-
dalupe ist, der Mutter Gottes, die in ihrer mexikani-
schen Erscheinung von der Mehrheit der Mexikaner 
 
Das Verhältnis Staat-Kirche in Mexiko 
Wahlplakat „morena― 
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verehrt wird. Eines der von AMLO verwendeten Mittel 
zur Mobilisierung von potentiellen Anhängern ist ein 
Lied, das exklusiv für den „Movimiento de Regenera-
ción Nacional― komponiert wurde und MORENA und 
damit die Virgen de Guadalupe bittet, die Wahlen 
2012 zu beaufsichtigen, damit die Linke nicht wieder 
ihrer Stimmen durch die Rechte beraubt werde. So 
nutzen Politiker religiöse Symbole zu eigenen Zwe-
cken. 
 
Auch wenn in der Verfassung Mexikos Staat und Kir-
che getrennt sind, so nutzen selbst die Politiker, die 
den Einfluss der Kirche in der Politik beschränkt sehen 
wollen, den Umstand, dass Religion für den Mexikaner 
wichtig ist. 
 
Zentralamerika ist aufgrund seiner Geschichte traditi-
onell römisch-katholisch geprägt. In den verschiede-
nen Ländern der Region fühlen sich heute 60-90% der 
Bevölkerung der katholischen Kirche zugehörig. 
Nichtsdestotrotz ist der Protestantismus und im spezi-
ellen die Pfingstbewegung1 seit mehreren Jahren auf 
dem Vormarsch in der Region. Auch wenn es in La-
teinamerika in den vergangenen 30 Jahren Konversi-
onstendenzen hin zu verschiedenen Religionen gege-
ben hat, war doch die Mehrzahl dieser Religionen 
pfingstkirchlicher Art.2 
 
Besonders ausgeprägt ist die Pfingstbewegung in Gu-
atemala. Mit einem Anteil von 20-30% der Gesamt-
bevölkerung hat das Land den größten Anteil an An-
hängern der Pfingstbewegung in Lateinamerika. Die 
Pfingstkirchen sind damit im Begriff, den „Mainstream
-Protestantismus― in Guatemala Stück für Stück zu 
verdrängen.    
Die Pfingstbewegung war traditionell besonders stark 
in den unteren Bevölkerungsschichten vertreten, wel-
che sich „Heil und Wohl― von der Bewegung verspre-
chen. In der Gegenwart ist die Bewegung aber bei 
weitem nicht mehr nur auf ärmere Bevölkerungs-
schichten ausgerichtet, sondern breitet sich zuneh-
mend auf alle gesellschaftlichen Einkommens- und 
Bildungsschichten aus. Besonders der neopfingstliche 
Protestantismus richtet sich vorwiegend an Mitglieder 
aus der Mittel- und Oberschicht. In Guatemala ist die 
Oberschicht überdurchschnittlich stark in der (Neo)-
Pfingstbewegung vertreten, während die Bewegung in 
Nicaragua beispielsweise homogener ist.3 
 
Die Behauptung, die Pfingstkirchen seien nicht poli-
tisch, lässt sich nicht aufrechterhalten. Der Glaube, 
dass nur Gott die Probleme der Gesellschaft lösen 
könne, kann zu einer Skepsis, bis hin zu einer Verwei-
gerungshaltung gegenüber gesellschaftlichen Lö-
sungsansätzen führen. Einen hohen Stellenwert haben 
Themen der Moral sowie der Respekt vor der Autori-
tät. Die Pfingstkirchen bilden daher zumeist keine 
konkrete politische Gesinnung aus. Jedoch sind vor 
allem ihre Mitglieder mit geradezu missionarischem 
Eifer tätig, um eine christlich-moralisch geprägte Poli-
tik durchzusetzen. Diese Politik ist vor allem an den 
Bedürfnissen der Mittel- und Oberschicht – der ne-
opfingstlichen Klientel – ausgerichtet.4   
 
Die neopfingstlichen Wertvorstellungen führen ten-
denziell dazu, dass die als rechtmäßig deklarierten 
Autoritäten gestützt werden, während eine Politik, die 
sich gegen pfingstkirchliche Norm- und Moralvorstel-
lungen richtet, abgelehnt wird. Eine zwingende Ver-
bindung von Protestantismus und Konservatismus o-
der gar Autoritarismus ergibt sich dadurch allerdings 
nicht. 
 
Die politischen Einstellungen in Guatemala werden 
beispielsweise eher von Glauben und transzendenten 
Erfahrungen geprägt als von der konkreten religiösen 
Zugehörigkeit. Die Ausbreitung der Pfingstbewegung 
 
Religion, Gesellschaft und Politik im  
Spannungsfeld in Zentralamerika –  
Die Rolle der Pfingstbewegung 
1Die Pfingstbewegung ist eine Ausprägung des Protestantismus 
mit spezifischen Glaubensvorstellungen, Erfahrungen und Prakti-
ken. darunter Wunderheilungen, persönliche göttliche Erfahrun-
gen, Millenarismus sowie eine wörtliche Auslegung der Bibel. 
2Unter den Anhänger der Pfingstbewegung in Guatemala hat mit 
90% der größte Anteil zuvor die Erfahrung einer Konversion ge-
macht. Vgl. Steigenga, Timothy. 2007: The Politics of Pentecos-
talized Religion: Conversion as Pentecostalization in Guatemala. 
In: Cleary, Edward und Timothy Steigenga (Hg.): Conversion of a 
continent. Contemporary religious change in Latin America. New 
Brunswick, N.J.: Rutgers University Press, S. 256–280.   
3Vgl. Schäfer, Heinrich Wilhelm und Adrián Tovar Simoncic. 
2010: Religiöser Glaube und gesellschaftliches Handeln in der 
lateinamerikanischen Pfingstbewegung: zu empirischen und the-
oretischen Aspekten des aktuellen Forschungsstandes. Bielefeld: 
CIRRuS.  
4Vgl. Braungart, Karl. 1995: Heiliger Geist und politische Herr-
schaft bei den Neopfingstlern in Honduras. Frankfurt am Main: 
Vervuert.  
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hat hier nicht nur zu einem Wachstum der Anhänger-
schaft dieser Bewegung geführt, sondern auch zu ei-
ner Zunahme an charismatischen Praktiken innerhalb 
der anderen Religionen.5 Diese Form des religiösen 
Konservatismus ist tendenziell mit politischer Passivi-
tät und der Folge gegenüber Autoritäten verbunden. 
 
Die Kirchen der Pfingstbe-
wegung beschränken sich 
nicht nur auf den geistli-
chen Bereich, sondern neh-
men Einfluss in Gesellschaft 
und Politik. Ein Beispiel 
hierfür ist die „Iglesia Mi-
nisterios El  Shaddai― und 
ihr Gründer Harold Caballe-
ros. Die Arbeit von Caballe-
ros und seiner Kirche be-
schränkt sich bei weitem 
nicht nur auf religiöse Be-
lange. Der Organisation ge-
hören u.a. diverse Schulen, 
eine Universität, eine ge-
meinnützige Stiftung und 
ein Radiosender an. In 2007 startete Caballeros mit 
der Gründung der „Vision con Valores Party― (VIVA) 
seine politische Kariere. Caballeros, welcher meint, 
von Gott zum nächsten Präsidenten Guatemalas aus-
erwählt worden zu sein, nutzt dabei seine religiöse 
Autorität für politische Zwecke. Als Mitglied der Orga-
nisation „International Coalition of Apostles―, die reli-
giös motivierte politische Aktivitäten fördert, genießt 
Caballeros auch starken Rückhalt aus den USA.6 Die 
Ambitionen Caballeros in Guatemala sind dabei kein 
neues Phänomen. Schon in 1982 und 1990 hatte Gua-
temala Anhänger der Pfingstbewegung als Präsiden-
ten.7  
Der religiöse Trend der Pfingstbewegung in Zentral-
amerika kann demnach nicht als unpolitisch beschrie-
ben werden. Neben ihrem gesellschaftlichen Engage-
ment, durch welches sie auch verstärkt schwächere 
Gesellschaftsschichten an sich binden, sind die kirchli-
chen Organisationen politische Akteure innerhalb der 
Zivilgesellschaft. Auch wenn die jeweiligen Kirchen 
nicht pauschal in das politische Spektrum eingeordnet 
werden können, fördern sie doch durch die Verbrei-
tung eines religiösen Konservatismus einen bestimm-
ten Politikstil. Die tendenzielle Ergebenheit gegenüber 
der moralischen Autorität, die im religiösen Konserva-
tismus begründet liegt, ist, von einem liberal-
demokratischen Standpunkt aus betrachtet, bedenk-
lich. Ebenso kritisch ist das Potenzial einer populisti-
schen Politik unter einer charismatisch-
scheinmoralischen Führerfigur anzusehen, welches 
sich aus religiös-konservativen Wertvorstellungen 
ergibt. Ungleich gefährlicher wird diese Tendenz mit 
einer Vermischung von Religion und Politik sowie der 
Proklamation politischer Akteure, durch den Willen 
Gottes legitimiert zu sein. Vor diesem Hintergrund 
muss eine verstärkte „Pentekostalisierung―8 – in Zent-
ralamerika und im Speziellen in Guatemala – durch-
aus kritisch gesehen werden. 
 
Bettina Solinger (Argentinien) 
Projektleiterin Argentinien 
bettina.solinger@fnst.org 
 
Elisabeth Maigler (Mexiko) 
Regionale Projektassistentin 
elisabeth.maigler@fnst.org  
Ana López (Mexiko)  
Projektassistentin Mexiko 
ana.lopez@fnst.org 
Christian Lüth (Zentralamerika) 
Projektleiter Zentralamerika 
christian.lueth@fnst.org  
Harold Caballeros 
(Foto: FuerzaVIVA/Wikipedia)  
5Unter Katholiken, nicht-gläubigen und „Mainstream-
Protestanten― in Guatemala geben 64-84% an von Wunderhei-
lung überzeugt zu sein. 63-80% sagen schon einmal vom Teufel 
in Versuchung geführt worden zu sein und weitere 20-50%  mei-
nen schon einmal mit „fremden Zungen― geredet zu haben.      
Vgl. Steigenga, Timothy. 2007: The Politics of Pentecostalized 
Religion: Conversion as Pentecostalization in Guatemala. In: 
Cleary, Edward und Timothy Steigenga (Hg.): Conversion of a 
continent. Contemporary religious change in Latin America. New 
Brunswick, N.J.: Rutgers University Press, S. 256–280.  
6C. Peter Wagner, Vorsitzender der International Coalition kom-
mentierte die Ambitionen Caballeros‘ mit folgenden Worten:  
"The values of the kingdom of God should penetrate every level 
of society, […Caballeros is] doing it right, going right to the top 
and taking dominion" Charisma Magazine. Januar 2007.  
7Der erste dieser Präsidenten, Efrain Rios Montt, kam durch einen 
Putsch an die Macht, infolge dessen er politische Feinde beseiti-
gen lies. Der zweite, Jorge Serrano, musste nach drei Jahren im 
Amt wegen Korruption und Amtsmissbrauch zurücktreten und 
das Land verlassen.  
8„Pentekostalisierung― bezeichnet das anhaltende Wachstum der 
Pfingstkirchen.  
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In der Zeit der großen gesellschaftlichen Umwälzun-
gen, die in den Untergang der Sowjetunion mündeten, 
war in Russland eine starke Wiederbesinnung auf die 
Religion und damit verbunden eine Stärkung der Rolle 
der Orthodoxen Kirche als Institution zu beobachten. 
Heute ist Russland ein konsolidierter autoritärer Staat. 
Welche Rolle spielt die Russisch-Orthodoxe Kirche im 
heutigen Russland? Inwieweit ist sie unabhängig, in-
wieweit dient sie den Interessen der autoritären 
Machtstrukturen? Ist sie Instrument des Staates oder 
kann sie den russischen Staat für ihre Ziele instru-
mentalisieren? Füllt die Kirche das mit dem Untergang 
des Kommunismus offenbar gewordene Ideologie- und 
Wertevakuum?  
 
„Die russische Kirche war niemals in ihrer Geschichte 
so unabhängig vom Staat wie heute. Sie schätzt ihre 
Unabhängigkeit hoch. Doch sie schätzt auch den Dia-
log, den sie mit dem modernen Staat führt. Ohne 
Zweifel ist dieser Dialog nicht leicht, aber er ist kon-
struktiv.―1 Diese Äußerung des Leiters des Informati-
onsdienstes des Moskauer Patriarchats Wladimir Le-
goyda beschreibt das Selbstverständnis der heutigen 
Kirchenführung ganz zutreffend. Es sagt gleichzeitig 
viel aus über die Stellung der Kirche in den vergange-
nen Jahrhunderten. Orthodoxe Kirchenoberhäupter 
begriffen ihr Verhältnis zur weltlichen Macht nach 
byzantinischem Vorbild als Symphonie – nicht als Ge-
gensatz wie in Westeuropa. In der Tat ist die Orthodo-
xe Kirche in der Vergangenheit immer wieder sehr 
staatsnah gewesen. Im Zarenreich war die Verbindung 
mit der autokratischen Herrschaft sehr eng. Unter 
kommunistischer Herrschaft gab es neben großange-
legten brutalen Verfolgungen von Christen und der 
systematischen Zerstörung und Zweckentfremdung 
von sakralen Bauten auch Zusammenarbeit zwischen 
Kirche und Staat. Das Ausmaß der Durchsetzung der 
kirchlichen Hierarchien mit Mitarbeitern des KGB war 
sehr hoch. Trotzdem konnte die russische orthodoxe 
Kirche ein nicht geringes Maß an moralischer Autori-
tät bewahren. Das wurde während der intensiven 
Wiederbesinnung auf den Glauben deutlich, die in der 
Zeit der Perestroika breite Teile der russischen Bevöl-
kerung erfasste. Die Zahl der Besucher von Gottes-
diensten nahm deutlich zu, religiöse Literatur erlebte 
einen Boom. Von der Suche nach neuer geistiger Ori-
entierung konnten zwar auch andere christliche und 
 
Religion, Gesellschaft und Politik in Südost– und Osteuropa 
Orthodoxe Kirche und autoritärer Staat in 
Russland  
1http://www.interfax-religion.com/?act=news&div=8228 
(Übersetzung Sascha Tamm)  
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nichtchristliche Religionen profitieren, der ganz über-
wiegende Teil der russischen Bevölkerung wandte sich 
jedoch der Orthodoxen Kirche zu. Zudem erfasste die 
Ausübung der Religion zunehmend auch die großen 
Städte. 
 
Allerdings darf die Verbreitung und Tiefe des Glaubens 
auch nicht überschätzt werden. Es bezeichnen sich 
zwar heute in Umfragen rund zwei Drittel der Bevöl-
kerung der Russischen Föderation als orthodox 
(genauer gesagt als pravoslavny, also rechtgläubig), 
doch nur ca. sieben Prozent der russischen Bürger ge-
hen wenigstens einige Mal im Jahr in die Kirche. Re-
gelmäßig werden die Gottesdienste von 0,5-0,7 Pro-
zent besucht. Bei denjenigen, die regelmäßig die Kir-
chen besuchen, handelt es sich zu etwa 80 Prozent 
um Frauen, von denen die große Mehrheit über 40 
Jahre alt ist und über ein eher niedriges Bildungsni-
veau verfügt.2 Der direkte Einfluss der Russischen Or-
thodoxen Kirche auf die russische Bevölkerung ist also 
eher begrenzt. Sie spielt jedoch trotzdem im öffentli-
chen Leben eine wichtige Rolle. Hohe politische Ent-
scheidungsträger besuchen regelmäßig Gottesdienste, 
die Würdenträger der Kirche spielen eine wichtige 
Rolle bei vielen staatlichen Zeremonien. Es finden 
Treffen zwischen kirchlichen und staatlichen Amtsträ-
gern auf allen Ebenen statt. Die Orthodoxe Kirche ist 
zwar keine Staatskirche geworden, sie hat aber unter 
allen in Russland vertretenen Religionsgemeinschaf-
ten eine sehr herausgehobene Rolle. Damit ist sie ein 
integraler Bestandteil der immer noch sehr fragilen 
und in der Entwicklung begriffenen Identität Russ-
lands. 
 
 
Der Einfluss der Kirche auf den Wertekanon der Ge-
sellschaft 
 
Ein großer Teil der Russen (über 50 Prozent) hält die 
Orthodoxe Kirche für eine vertrauenswürdige Instituti-
on. Das heißt jedoch nicht, dass kirchliche Wertvor-
stellungen direkten Eingang in das Denken der Mehr-
heit der Russen finden. Eher das Gegenteil scheint der 
Fall zu sein: In Russland ist das Streben nach materi-
ellem Wohlstand und dem Erwerb weltlicher Güter 
sehr stark verbreitet. Auch bewerten Russen oft das 
persönliche Fortkommen sehr viel stärker als alle ge-
meinschaftsorientierten Ziele. Das widerspricht der 
Soziallehre der Orthodoxen Kirche sehr deutlich.4 So 
ist das Bekenntnis zum christlichen, orthodoxen Glau-
ben für die überwiegende Zahl der Russen kein we-
sentlicher Bestimmungsgrund für die Gestaltung ihres 
Lebens, sondern eher ein schmückendes Beiwerk, des-
sen man sich besonders zu Feiertagen erinnert. Zu be-
stimmten Einzelthemen gelingt es der Kirche jedoch, 
Einfluss auf die öffentliche Diskussion zu neben. Dabei 
geht es vor allem um Themen, die der Kirche nahe 
sind, etwa die Gesetzgebung zur Religion. Diese be-
vorzugt die Russisch-Orthodoxe Kirche gegenüber al-
len anderen Religionsgemeinschaften stark – ohne 
allerdings die anderen in ihren grundlegenden Rech-
ten einzuschränken. Ein weiteres Thema war z.B. die 
Einführung des Religionsunterrichts in den russischen 
Schulen. 
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Eine nicht zu unterschätzende Rolle spielt die Rus-
sisch-Orthodoxe Kirche bei der Entwicklung und Stär-
kung des Patriotismus in Russland. Hier fallen ihre 
Interessen mit denen des Staates weitgehend zusam-
men. Die Orthodoxe Kirche begreift sich selbst als ei-
nen wesentlichen und sinnstiftenden Bestandteil der 
russischen Identität. Und gerade an einer gemeinsa-
men Identität herrscht im heutigen Russland Mangel. 
Gleichzeitig liegt hier ein Problem: Russland ist ein 
Vielvölkerstaat, in dem Angehörige sehr vieler ver-
schiedener Religionen leben. 
 
 
Kirche und Staat 
 
Während der zurückliegenden beiden Jahrzehnte wur-
den die Rekonstruktion und der Wiederaufbau von 
Kirchen in Russland vom Staat sehr stark gefördert. In 
den letzten Jahren ging dann auch sehr viel Immobili-
eneigentum wieder an die Kirche über, das zuvor dem 
Staat gehört hatte. Somit hat die Kirche auch an wirt-
schaftlichem Potential gewonnen. Andererseits ist sie 
für die Erhaltung ihrer Immobilien und vieler anderer 
Kosten auf staatliches Geld angewiesen. 
 
Der Schwerpunkt der gemeinsamen Interessen und 
auch möglicher Konflikte liegt jedoch auf dem Feld 
der Werte und Prinzipien, die der russischen Gesell-
schaft vermittelt werden sollen. Zwei Richtungen sind 
hier besonders wichtig: Sowohl die Orthodoxe Kirche 
als auch der russische Staat sind von einer konservati-
ven Grundhaltung geprägt. Das betrifft die innere 
Struktur – beide Institutionen sind strikt hierarchisch 
gegliedert – genauso wie die Ausstrahlung nach au-
ßen. Die Bewahrung des Status quo ist das vorherr-
schende Interesse. Weder Kirche noch Staat sind an 
offener Konkurrenz und dynamischer Entwicklung in-
teressiert. Damit stützen sie sich gegenseitig. Der ge-
meinsame Bezugspunkt dabei ist die Sonderstellung 
Russlands bzw. der orthodoxen Form des christlichen 
Glaubens. Beide definieren sich in starkem Maße 
durch die Abgrenzung zum jeweils anderen: zum Wes-
ten bzw. zu anderen christlichen Kirchen, insbesonde-
re zur katholischen. Während die russischen Machteli-
ten ein starkes Interesse daran haben, alle Alternati-
ven zu ihrer autoritären Herrschaft als fremd und vom 
„Westen― inspiriert zu diskreditieren, will die Orthodo-
xe Kirche Wettbewerber auf dem Gebiet der Religion 
möglichst klein halten. Beide haben damit bisher Er-
folg. 
 
Mit der Betonung der nationalen Besonderheit einher 
geht eine teilweise Relativierung internationaler Stan-
dards, etwa der Menschenrechte. Diese dürfen nicht 
im Konflikt stehen zu den nationalen Interessen bzw. 
den orthodoxen Glaubensinhalten. Auch hier stehen 
Kirche und Staat auf einer Seite der Debatte, dennoch 
bedeutet die Existenz gemeinsamer Interessen nicht, 
dass die Abhängigkeit voneinander sehr stark ist. Die 
Kirche hat heute in der Tat ein hohes Maß an Autono-
mie. Umgekehrt ist auch ihr Einfluss auf staatliches 
Handeln sehr gering. 
 
Die russische orthodoxe Kirche ist heute eine konsoli-
dierte und vom Staat respektierte Institution, die das 
religiöse Leben in Russland weitgehend beherrscht. 
Das gilt jedenfalls für die ethnischen Russen. Ihr Ein-
fluss auf die gesellschaftliche Meinungsbildung ist 
jedoch sehr begrenzt. Es ist ihr genauso wenig wie 
irgendeiner anderen Institution gelungen, das Werte-
vakuum zu füllen, in dem sich Russland nach dem 
Zerfall der Sowjetunion befand. Sie ist nicht viel mehr 
als ein schmückendes Beiwerk – sowohl für die Le-
bensgestaltung der meisten Russen als auch für das 
politische System. 
 
 
Sascha Tamm 
Projektleiter Russland und Zentralasien 
sascha.tamm@fnst.org 
2Zahlenangaben nach Nikolai Mitrochin: Die Kirche nach der 
Krise, Neprikosnovennyi Sapas 6, Moskau 2007 (Text in russischer 
Sprache).  
3 Das Levada-Zentrum ist ein angesehenes, unabhängiges Mei-
nungsforschungsinstitut in Moskau. Das Diagramm ist entnom-
men aus: „Die russische öffentliche Meinung 2010―, Moskau 
2011  
4Siehe dazu: Grundlagen der Lehre der Russischen Orthodoxen 
Kirche über die Würde, die Freiheit und die Menschenrechte, 
Moskau 2008, deutsche Version im Internet unter: http://
dialogundmenschenrecht.wordpress.com/dokumente/orthodox/
grundlagen-der-lehre-der-russischen-orthodoxen-kirche-uber-
die-wurde-die-freiheit-und-die-menschenrechte/  
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Given its rich history, Azerbaijan can claim to be 
among the most progressive areas of the Muslim 
world. Aside from having been the first Muslim coun-
try to proclaim a republic and women suffrage in the 
short period of its existence between 1918 – 1920 the 
first Republic of Azerbaijan took pride in being the 
leading Muslim country in many of the most impres-
sive advances of the world. Azerbaijan was the first 
Muslim country to introduce boarding schools for 
girls, western-style theater plays and opera, and most 
important, a strong tradition of secularism that was 
tolerant with regard to religions. Equally, Islam in 
Azerbaijan has always been and still is a multi-
faceted phenomenon with a strong inclination for 
practical sense and human needs. Particularly the 
peaceful coexistence of Shiite and Sunnite Islam was 
one of the factors that engendered a religiously toler-
ant and open society. 
 
Yet, Azerbaijan‘s tradition of religious pluralism and 
tolerance is increasingly being put under pressure by 
multiple influences that have deeply affected the 
country‘s society. Its geographic and strategic location 
makes Azerbaijan a target of competing Islamic 
movements, both violent and peaceful, that aim at 
exporting their religious models. As a result, religious 
movements from abroad have a strong impact on the 
politicization of Islam in Azerbaijan, in particular from 
Iran‘s theocratic regime and Sunni radicalism in the 
North Caucasus, as well as missionary activities from 
the Arab world and Turkish Islamic groups. 
 
In this context, an important channel of influence for 
foreign Islamic groups are the various organizations 
that take care of refuges from Karabakh and their fi-
nancial means streaming into Azerbaijan as humani-
tarian aid. Adding to the disappointment are the per-
ceived double standards and failures of the West to 
manage the Karabakh conflict. Although, per se this is 
not automatically leading to the politicization of Is-
lam, the frustration and humiliation on the part of 
Azerbaijan does provide an opportunity that radical 
groups can exploit. 
 
More important than these external influences, how-
ever, are domestic factors that have slowly led to the 
politicization of Islam in Azerbaijan. Social upheavals 
and the failure of the transition process to bring 
about prosperity and political freedom for a larger 
part of society have inflicted a deep mark on the 
country, while the population‘s hopes on western sup-
port have been ultimately frustrated. 
 
 
Religious sentiments on the rise 
 
Approximately 99.2 percent of the population of Azer-
baijan is Muslim. It includes about 65 to 75 percent 
Shiite and 25 to 35 percent Sunnite Muslims. Hence, 
together with Iran, Bahrain and Iraq, Azerbaijan is one 
of the four countries in the world, where Shi‘a Mus-
lims make up the majority of the total population. 
 
Table 1: World Shi‘a Population by Country 
 
 
For the most part Shiite Muslims inhabit central and 
south Azerbaijan, whereas Sunnite Muslims live in the 
Northern parts of the country. By contrast to Iraq, 
Country Shi‘a pop-
ulation 
(million) 
Muslim 
population 
that is Shi‘a 
(%) 
Percentage of 
world Shi‘a popula-
tion (%) 
Azerbaijan1 5 – 7 65 – 75  ~0.6 
Turkey2 7 – 11 10 – 15 4 – 6 
Iran3 66 – 70 90 – 95 37 – 40 
Azerbaijan – the sorcerer’s apprentice or the 
spirits I called 
1 Demographic and Health Survey 2006 
2 Turkish Economic and Social Studies Foundation Publicatio 
(TESEV) 2006 
3 Census (ethnicity data) 2006  
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however, which has approximately the same propor-
tional divide, in Azerbaijan the conflict between the 
two denominations has never been defined sharply. 
Notably, awareness about the theological differences 
between Shi‘a and Sunni is not widespread in today‘s 
Azerbaijan. Among the majority of the population, 
religious observance and devoutness varies considera-
bly and Muslim identity tends to be based more on 
cultural and ethnic rather than religious aspects. 
 
Table 2: World Muslim Population by Region and Country 
 
 
At independence, Soviet atheism still deeply affected 
religion in Azerbaijan. The collapse of communism and 
the downfall of the atheist ideology brought about a 
serious identity crisis in most parts of the population 
in Azerbaijan. In search of a credible new identity, 
many Azerbaijanis, and in particular the younger gen-
eration, increasingly turned to religion. As a result, 
Azerbaijan experienced a surge in religious activities 
in the first years of its independence. The search for 
traditional values and individual devoutness mainly 
distinguished the religious revival of the first post-
independence years. 
 
Over the years, however, several key factors have en-
gendered an incremental politicization of Islam in 
Azerbaijan. Disillusioned by the lack of political free-
dom and frustrated with poverty and unemployment, 
people have increasingly turned to Islam as an altera-
tive source for social and political protest. Equally, an 
increasing number of Azerbaijanis share the percep-
tion that the current government undertakes an of-
fensive westernization (meaning degeneration) of mo-
res, with the rapid spread of luxury cars, the erection 
of high-rise buildings in the place of the old popular 
suburbs in the centre of Baku, and the provocative 
exhibition of wealth. In addition, despite the fact that 
until very recently Azerbaijan‘s economy had been 
booming, endemic corruption and the incremental 
oligarchization of the economy have eroded the popu-
lation‘s trust in the country‘s political - that is secular 
- institutions.  
Finally, constant political oppression has resulted in 
the nearly complete exhaustion of the secular political 
opposition. Over the past 18 years, opposition parties 
have been harassed, evicted from their offices, denied 
access to media and economy, and refused meaning-
ful political participation. In November 2010, this cul-
minated in the complete takeover of the political sys-
tem by the incumbent regime. Opposition members 
were denied even the few seats in parliament that 
constituted a last remainder of a sort of democratic 
act. This has pushed the secular opposition to the 
edge and further increased political apathy among the 
population. 
 
Although, this development might seem beneficial for 
the incumbent elite, in the long run it bears the dan-
ger of political disintegration. The efforts of the cur-
rent government to ‗win the hearts of the people‘ 
through an authoritarian welfare-state is being coun-
teracted by the profound economic and political crisis 
that threatens to cover the whole of the country. 
Pushing the secular opposition parties into irrelevance 
bears the danger of a political vacuum that could eas-
ily be exploited by radical religious groups. On the 
other hand, the perceived lack of support has contrib-
uted to substantial frustration with the international 
community among the opposition followers. Opposi-
tion activist put substantial blame on the West, as 
according to their belief the primary reason for their 
Country 
Muslim popu-
lation 
(thousand) 
Population that 
is 
Muslim (%) 
Percentage of 
world Muslim 
population (%) 
Azerbaijan4 8,765 99.2 0.6 
Turkey5 73,619 ~98.0 4.7 
Iran6 73,777 99.4 4.7 
Election poster for the November 2011 Parliamentary Elections 
in Azerbaijan – ―Come, cast a ballot, vote!‖ 
4 Demographic and Health Survey 2006 
5 Turkish Economic and Social Studies Foundation Publications 
(TESEV) 2006 
6 Census (ethnicity data) 2006  
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reluctance to support the democratic progress in 
Azerbaijan is because of the interest in the country‘s 
oil riches. Similarly, the highly controversial issue of 
the so-called Muhammad cartoons as well as the re-
cent Qur‘an burning by an extremist Christian pastor 
and hatemonger in the U.S. further damaged the im-
age of the West. 
 
 
The threat of Islamic terror – myth or reality? 
 
When speaking of the politicization of Islam in Azer-
baijan it is very important to note that political Islam 
is not all Islam and that violent Islam is not all politi-
cal Islam. 
 
In the light of the terror acts of 9/11 the ruling elite 
of Azerbaijan was quite successful in exploiting West-
ern fears of Islamic terror. Hence, Azerbaijani officials 
have constantly repeated the doctrine that all kinds of 
dangerous religious elements were trying to infiltrate 
the country from nearby Chechnya, Iran, and Saudi 
Arabia. The handy conclusion was that only a strong 
state, which was supported by the West, could coun-
ter this danger. In the past years, in addition to the 
external threat the authorities claimed that increas-
ingly internal radical groups threatened the political 
stability of the country. The government‘s construc-
tion of the threat of a united political force of Islam 
in Azerbaijan is obviously a distorted notion. Nonethe-
less, at the popular level it may act as a psychologi-
cally reassuring mechanism and turn into a self-
fulfilling prophecy. The attempt of the ruling appa-
ratus to formulate and propagate what may be called 
the alternative of ‗the greater Islamic evil‘ may result 
in the famous example of the sorcerer‘s apprentice 
and the spirit he called. 
 
It should be noted that despite the growing impact of 
political Islam in Azerbaijan only a minor part of the 
population supports the idea of establishing an 
‗Islamic order.‘ This is due to the long tradition of sec-
ularism in combination with a tolerant Islam in Azer-
baijan. 
 
Yet, if the current ruling elite continues to exploit on 
the notion of Islamic terror and refuses to engage in 
political dialogue with a large - be it religious or be it 
secular - part of the society, the growing discontent 
and despair of a generation that fears for its future 
could eventually result in a far great danger. 
 
A particularly vulnerable group is Azerbaijan‘s well-
educated young generation that increasingly feels be-
trayed of its future prospects. This generation of 
young intellectuals, political activists, and individual 
bloggers today calls for more freedom and opportuni-
ties. In this situation, the Azerbaijani leadership is 
well advised to put all their efforts in establishing a 
broad dialogue with civil society actors, political par-
ties and initiatives that call for more economic free-
dom and political pluralism. This is also necessary in 
order to avoid the marginalization of a whole genera-
tion of young leadership that otherwise could be easy 
prey to political or religious radicalism or – what is 
even worse – could forever turn its back on the coun-
try. This would mean a considerable loss of the coun-
try‘s human capital. In the end, a failure to address 
the challenge will put the country‘s leadership face to 
face with the crucial test of societal disintegration 
and political instability, as it would lose one of its 
most precious assets: namely its future. 
 
Yasemin Pamuk 
Projektleiterin Südkaukasus 
yasemin.pamuk@fnst.org 
 
 
 
 
 
 
World Distribution of Muslim Population (weighted map)  
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In den letzten zwei Jahrhunderten waren die Glau-
bensgemeinschaften, waren Religion und Kirche im 
Leben der Gesellschaften auf dem Balkan elementa-
rem Druck ausgesetzt. In den durch die andauernde 
Fremdherrschaft geprägten politischen Verhältnissen 
beschränkte sich die Rolle der Kirche nur selten auf 
die Auslegung von Glaubensfragen. So dienten die 
einzelnen Religionen während der Aufteilung der Bal-
kanhalbinsel unter den damaligen Großmächten der 
Habsburger Monarchie und des Ottomanisches Reichs 
vor allem der Bewahrung der eigenen Gruppenidenti-
tät. Dazu wurden von den Kirchen und Glaubensge-
meinschaften, die ja unterschiedliche Ethnien ohne 
eigenen Nationalstaat repräsentierten, teilweise ho-
heitliche staatliche Aufgaben wahrgenommen. So 
übernahmen die religiösen Anführer, wie z. B. in Mon-
tenegro und in Serbien, nicht selten auch die Rolle des 
weltlichen Oberhauptes eines Volkes. In diesem Zu-
sammenhang übten religiöse Motive einen beachtli-
chen Einfluss auf die Entstehung verschiedener Natio-
nalmythen aus, die sich in den nationalen Befreiungs-
kämpfen als überlebenswichtig erweisen sollten.  
 
Die neugegründeten Nationalstaaten des Balkans ver-
suchten im späten 19. Jahrhundert gemeinsam mit 
den großen Kirchen und Religionsgemeinschaften ih-
rer Länder das religiöse Leben gesetzlich zu regulieren 
und reglementieren. Das Bündnis zwischen „Thron und 
Altar― gehörte bald zur politischen Landschaft fast 
jeden Staates in dieser Region. Ein abruptes Ende die-
ser „Umarmung― kam mit dem Einmarsch der Roten 
Armee in Südosteuropa. In diesem Moment wurde die 
Religion in allen - nun sozialistischen - Staaten Ost-
europas aus dem öffentlichen Leben überwiegend ver-
bannt, hatten die Kirchen in vielen Ländern ihren Reli-
gionsunterricht einzustellen. Jedoch konnten sie sich, 
dank einer gewissen Unabhängigkeit vom jeweiligen 
Staat, in unterschiedlichem Maße zu Sammelbecken 
von weiten Teilen der Opposition entwickelten. 
 
Gemäß der letzten Volkszählung in Serbien 2002 be-
nannten etwa 85% der Bevölkerung (ohne Kosovo) 
ihre Religion als serbisch-orthodox. Unter den etwa 
5,5% römisch-katholischer Konfession befinden sich 
vor allem Bürger ungarischer und kroatischer Abstam-
mung. Unter den moslemischen Gläubigen (3,2% der 
Religion und Kirche in Serbien 
The ruins of Ashaghi Govhar Agha Mosque  
(Photo: Julia Vishnevetskaya/Wikipedia) 
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Gesamtbevölkerung) stellen die Bosniaken etwa vier 
Fünftel, das verbleibende Fünftel sind die in drei Ge-
meinden an der Grenze zum Kosovo wohnenden Alba-
ner. Von allen anderen übersteigt nur noch die Gruppe 
der Protestanten knapp die 1% Marke (1,08%). 
Das serbische Gesetz über die Kirchen und Glaubens-
gemeinschaften von 2006 unterscheidet zwischen den 
„traditionellen― Kirchen und Glaubensgemeinschaften, 
den „konfessionellen― Gemeinschaften und den 
„anderen― Glaubensgemeinschaften.  
 
Die fünf Kirchen (Serbisch-Orthodoxe, Römisch-
Katholische, Slowakisch-Evangelische, Reformistisch-
Evangelische und Reformistisch-Christlich-Evan-
gelische) sowie die zwei Glaubensgemeinschaften 
(Islamische und Jüdische) werden aufgrund ihrer Jahr-
hunderte währenden Geschichte in der Region und der 
bereits sehr langen Anerkennung und Registrierung 
durch den Staat als „traditionell― bezeichnet. Dazu 
wurde im Rahmen dieses Gesetzes der Serbisch-
Orthodoxen Kirche (SOK) eine besondere „historische, 
staatstragende und zivilisatorische Rolle in Formung, 
Bewahrung und Entwicklung der Identität des serbi-
schen Volkes― bestätigt. Demgegenüber werden die 
Gläubigen aller anderen Glaubensgemeinschaften als 
„konfessionelle Gemeinschaften― bezeichnet, so sie 
nach jugoslawischem Recht 1953 und 1977 gesetzlich 
registriert worden sind.  
 
Obwohl heute auf der einen Seite die Freiheit des 
Glaubens in Serbien grundsätzlich garantiert ist, ist 
auf der anderen Seite eine zum Teil offene Privilegie-
rung der SOK durch den Staat zu beobachten. So wird 
seit 2006 durch Beschluss der Regierung jährlich eine 
Briefmarke herausgegeben, die für einen bestimmten 
Zeitraum sämtliche Postsendungen zu zieren hat. Die 
Einnahmen aus dem Verkauf dieser Briefmarke werden 
unmittelbar der SOK zur Verfügung gestellt. 
 
Aber auch die anderen „traditionellen― Kirchen und 
Glaubensgemeinschaften können sich mitunter ge-
genüber den kleineren „konfessionellen― Gemeinschaf-
ten finanzieller Vorteile erfreuen. So wurden im Feb-
ruar dieses Jahres nur die Vertreter der „traditionellen― 
Kirchen und Glaubensgemeinschaften von der Regie-
rung der Provinz Vojvodina aufgerufen, Anträge auf so 
genannte finanzielle Beihilfen zu stellen. Hinter diesen 
„Beihilfen― verbergen sich finanzielle Zuwendungen 
der Regionalregierung an diesen engen Empfänger-
kreis, der zudem steuerbefreit ist und seine finanziel-
len Transaktionen nicht offenzulegen hat. Die anderen 
„konfessionellen― Gemeinschaften sehen sich ohnehin 
in der Öffentlichkeit häufig der Verspottung meist 
extrem nationalistischer Kreise ausgesetzt, ihre Ange-
hörigen werden mitunter bedroht und in einzelnen 
Fällen sogar verprügelt. Eine Reaktion des Staates ist 
in solchen Fällen eher selten zu beobachten. 
 
Die Bedeutung der größeren „traditionellen― Kirchen, 
insbesondere der SOK und deren Einfluss auf die serbi-
sche Gesellschaft veränderten sich nach der Beseiti-
gung des Macht- und Meinungsmonopols der kom-
munistischen Partei gravierend. Ihre Präsenz nahm in 
fast allen Bereichen des öffentlichen Lebens wahr-
nehmbar zu. Die ersten Anzeichen dieser Veränderun-
gen zeigten sich nach der Machtergreifung Milosevics 
1987, als der neue starke Mann Serbiens versuchte, 
durch seine vornehmlich populistische Politik breitere 
Bevölkerungsschichten für sich zu gewinnen. Serbien 
sah sich in den 80er Jahren des letzten Jahrhunderts 
wie die anderen Teilrepubliken Jugoslawiens einer 
schweren und andauernden Wirtschaftskrise gegen-
über. Immer deutlicher zeigte sich, dass die 
„Instrumente― der sozialistischen Wirtschaft nicht in 
der Lage sein würden, die wirtschaftliche Stagnation 
des Landes überwinden zu helfen. Diese Einsicht, ge-
paart mit einem erneuten und äußerst militanten Auf-
werfen der „nationalen Frage― ließ die öffentliche 
Meinung umschlagen und das bestehende Wertesys-
tem massiv in Frage stellen. 
 
Orthodoxe Kirche in Smederevo (Foto: C. Bechtler/Wikipedia) 
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Während sich im Rahmen einer umfangreichen sozio-
logischen Untersuchung 1986 nur 11% der Bevölke-
rung Serbiens als religiös bezeichneten, stieg dieser 
Anteil innerhalb der nächsten Jahre rasant an und er-
reichte nach offiziellen Angaben 2001 einen Prozent-
satz weit über 90%. Äußere Anzeichen dieser Wende 
waren die verstärkte Errichtung sakraler Bauten, die 
Wiedereinführung der Religion als Unterrichtsfach 
und die zahlreichen Auftritte orthodoxer Priester in 
den Medien, was vor 1990 noch unvorstellbar gewe-
sen wäre. Auch Kirchenfeste, vorher in eine Grauzone 
der Halblegalität gedrängt, konnten seit 1990 wieder 
offen begangen werden. Auch die nie im sozialisti-
schen Jugoslawien gesetzlich vorgeschriebenen, aber 
de facto für bestimmte Berufsgruppen (höhere Beam-
te, Offiziere, Polizisten, Lehrer, Professoren) bestehen-
den Einschränkungen in der Ausübung ihrer Religion 
wurden aufgehoben. 
 
Einen ernüchternden Blick auf den tatsächlichen 
„inneren Wandel― der Bürger offenbarte eine Befra-
gung Weihnachten 2006. Auf die Frage: „Was bedeu-
tet das Wort „Religion― für Sie?―, antworteten nur 5% 
der Befragten mit: „Der tiefe Glaube an Gott.― Für 
weitere 22% fungiert die Religion ausschließlich als 
ein Element der Gruppenidentität, untrennbar von und 
gleichgesetzt mit Kultur und Nation. Der überwiegen-
de Teil der Befragten (etwa 31%) bezeichneten die 
Grundlagen der Religion ausschließlich als eine Me-
lange aus Tradition und Ritual. 9% lehnten eine Reli-
gion prinzipiell ab und bezeichnen sie als „Opium fürs 
Volk―. 
 
Diese Ergebnisse zeichnen ein relativ klares Bild von 
der Rolle der Religion in der heutigen serbischen Ge-
sellschaft. Während sich die offiziellen Vertreter der 
Serbisch-Orthodoxen Kirche als Vertreter der Mehrheit 
der Gläubigen und die Islamische Gemeinschaft am 
öffentlichen Leben rege beteiligen, ihren Standpunkt 
zu unterschiedlichsten Fragen unmissverständlich und 
mitunter drohend zur Kenntnis geben und damit letzt-
endlich einen nicht geringen Einfluss auf Entschei-
dungsprozesse in Bereichen, die ihre Interesse tangie-
ren, ausüben, spielt die Religion im täglichen Leben 
der Bürger nur eine begrenzte Rolle. Eine Ausnahme 
bilden hier teilweise die Moslems in der südwestlichen 
Region Serbiens, dem Sandzak.  
 
Ein besonders augenfälliges Beispiel für die Einmi-
schung der Kirche in die Belange des Staates, gleich-
zeitig aber auch ein Indiz für die tatsächliche Macht 
der SOK, ereignete sich Anfang 2009. Eine vom serbi-
schen Ministerium für Arbeit und Soziales ausgearbei-
tete Gesetzesvorlage über das Verbot der Diskriminie-
rung von Minderheiten sollte nach einer dreijährigen 
Vorbereitungsphase von der Regierung während einer 
Telefonkonferenz angenommen und am Folgetag dem 
Parlament übermittelt werden. Dazu kam es aber 
nicht. In der Nacht vor der anberaumten Telefonkon-
ferenz setzten Vertreter der SOK den Premierminister 
- ebenfalls telefonisch - unter Druck, die Gesetzesvor-
lage zurückzuziehen und für die Kirche nicht akzep-
table Passagen - insbesondere sexuelle Minderheiten 
betreffend - zu ändern. Dem Drängen der SOK, dem 
sich später auch andere wichtige Glaubensgemein-
schaften anschlossen, wurde entsprochen. Wochen 
später wurde eine wesentlich veränderte Version der 
Gesetzesvorlage vom Parlament verabschiedet. 
Das Auseinanderfallen Jugoslawiens brachte für alle 
Kirchen der Region prinzipielle Erleichterungen mit 
sich. Andererseits entsprang aus der Gründung neuer 
Staaten auf dem Gebiet des ehemaligen Jugoslawiens 
auch eine zwiespältige und explosive Lage. Die Mehr-
heit der außerhalb Serbiens angesiedelten Serben 
identifizierten sich nicht nur nicht mit den neu ent-
standenen Staaten, sondern mussten zudem einsehen, 
dass sich ihre Lage - oft nach blutigen Konflikten mit 
ihren Nachbarn - dramatisch geändert hatte. In dieser 
Situation sprang die SOK ein und übernahm dank ihrer 
noch intakten Struktur wieder die Funktion eines Ko-
häsionsfaktors, die sie bereits vor 1945 innehatte. Der 
Kalemegdan/Belgrad (Foto: Pascal Willuhn/Wikipedia) 
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damit verbundene Anspruch der serbischen Kirche 
weckte zugleich Aufmerksamkeit und Besorgnis bei 
den Regierungen der Nachfolgestaaten, vor allem je-
doch berechtigte Sorge um die Loyalität der in ihren 
Staaten lebenden Serben. Die SOK gilt in diesem Zu-
sammenhang in der Region als ein prominenter Träger 
des serbischen Nationalismus, was die Kirche ihrer-
seits zurückweist. Aus ihrer Sicht würden ihre Hand-
lungen nur die Sorge um die Gleichberechtigung der 
im Ausland lebenden Serben, vor allem die Sorge um 
deren Rechte der freien Religionsausübung und Tradi-
tionsbewahrung, unterstreichen. 
 
Nachdem im November 2009 der alte Patriarch Pavle 
verstarb, wurde Bischoff Irinej aus Nis—ein Vertreter 
der gemäßigten Kräfte in der Kirche und Verfechter 
der Ökumene—Anfang 2010 als Nachfolger gewählt. 
Seine Inthronisierung fand im Oktober 2010 unter 
strengsten Sicherheitsvorkehrungen in Pec (West-
kosovo) statt. Pec ist (mit Unterbrechung zwischen 
1766 und 1921) seit 1346 der Sitz des Patriarchen 
und Ort der Amtseinführung für das serbische Kir-
chenoberhaupt. 
 
Irinej beendete die durch die lange Krankheit des Vor-
gängers verursachte Zurückhaltung des Patriachats. 
Das war eine positive Wende, weil sich Irinej klar für 
die EU-Integration des Landes einsetzte, den nationa-
listischen Bischof Artemije nach massiven Korrupti-
onsvorwürfen aus dem Amt und dem Kosovo entfernte 
und sich für die ökumenische Arbeit vor allem mit der 
katholischen Kirche einsetzte. Obgleich der Patriarch 
in Sachen Kosovo hart blieb und die Anerkennung am 
Tag seiner Amtseinführung ausdrücklich als „Sünde― 
bezeichnete, akzeptiert er die EULEX-Mission der EU 
und setzt sich gleichfalls für Verhandlungen mit der 
kosovarischen Regierung über den Schutz der Minder-
heiten, ihres Eigentums und sakraler Objekte ein. 
 
Eine Besserung des Verhältnisses der SOK zur Katholi-
schen Kirche ist seit der Wahl Irinejs kaum zu überse-
hen. Die beiderseitigen offiziellen Besuche häufen sich 
seit einem Jahr. Sogar über den ersten Besuch eines 
Papstes in Serbien wird laut nachgedacht. Serbien ist, 
neben Russland, eines der wenigen Länder der Welt, 
die noch keinen Papstbesuch hatten. Als Wunschter-
min für diese Reise gilt 2013, anlässlich der Feierlich-
keiten zum Mailänder Edikt vor 1700 Jahren in Nis, 
dem Geburtsort von Kaiser Konstantin. Alle vorherigen 
Versuche, eine Papstreise nach Serbien zu organisieren 
waren am starken Widerstand der SOK gescheitert, 
weil die serbische Kirche bislang eine Entschuldigung 
des Heiligen Stuhls wegen der aus serbischer Sicht 
von Rom geduldeten Gräueltaten an Serben während 
des Zweiten Weltkriegs in Kroatien und Bosnien er-
wartete. Die Aussichten für diesen Besuch hängen 
stark davon ab, ob Benedikt der XVI. im Rahmen sei-
nes im Juni bevorstehenden Besuchs nach Kroatien 
den in Serbien höchst umstrittenen Kardinal Stepinac 
heiligsprechen wird, eine Heiligsprechung, die die Ka-
tholische Kirche in Kroatien seit langem herbeisehnt. 
Darin wird deutlich, auf welch glattem Parkett sich 
die Akteure zum Teil auf dem Balkan bei jeder ihrer 
Entscheidungen bewegen müssen. Dies gilt ebenso für 
die bisher ausbleibende Entscheidung des Vatikans, 
Kosovo als unabhängigen Staat anzuerkennen, was bei 
den sicher nicht zahlreichen, dafür aber einflussrei-
chen kosovarischen Katholiken auf zunehmendes Un-
verständnis stößt. 
 
Besonders in Montenegro und in Mazedonien reagiert 
man besonders empfindlich auf die Rolle der SOK, ob-
gleich es in den 90er Jahren zu keinen kriegerischen 
Auseinandersetzungen mit Serbien kam. Die entschei-
denden Gründe dafür sind zum einen, dass die Religi-
onsmehrheit auch in diesen beiden Ländern orthodox 
ist und zum anderen, dass die entscheidenden Schritte 
zur Bildung der mazedonischen und der montenegrini-
schen Nation - beide Völker waren zwischen 1918 und 
1941 Teil der serbischen Nation - erst nach dem Zwei-
Miroslav-Evangelium, zweite Hälfte des 12. Jahrhunderts  
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ten Weltkrieg vollzogen worden sind. Diese Prozesse 
nationaler Verselbstständigung nach 1945 trafen auf 
den heftigsten Wiederstand der SOK. Der Konflikt zwi-
schen der SOK und den staatlichen Institutionen ver-
schärfte sich zusätzlich, als 1958 eine Mazedonisch-
Orthodoxe Kirche (MAOK) gegründet wurde, die sich 
auf die Tradition des Ohrider Erzbistums berief und 
sich als legitime Nachfolgerin sah. Die MAOK erkannte 
vorerst den serbischen Patriarchen an, löste sich aber 
1967 mit der Hilfe des damaligen kommunistischen 
Staates vollständig von der SOK und verselbstständig-
te sich. Bislang scheiterten mehrere Versuche einer 
Verständigung zwischen den beiden Kirchen; während 
die mazedonische Seite auf ihrer vollkommenen Un-
abhängigkeit besteht, verlangt die SOK die Selbstän-
digkeit der mazedonischen Kirche zumindest formell 
einzuschränken und sie auf einer niedrigeren Ebene in 
der Hierarchie der orthodoxen Kirchen einzustufen.  
 
Während die Beziehungen der SOK zur MAOK noch 
durch eine gegenseitige Gesprächs- und Verhand-
lungsbereitschaft gekennzeichnet sind, lehnt die SOK 
vehement jeden Kontakt mit der 1993 gegründeten 
Montenegrinischen Orthodoxen Kirche (MOOK) ab. Sie 
betrachtet die montenegrinische Kirche und ihre 
Priester als Schismatiker. Der Konflikt wird vorrangig 
in den Medien ausgetragen. In den 90er Jahren kam 
es zudem vor allem im Rahmen der Weihnachtsfeier-
lichkeiten zu einzelnen Schlägereien zwischen den 
Anhängern beider Kirchen. Im Vordergrund dieses 
Konfliktes stehen sowohl die Frage der Anerkennung 
der MOOK als selbstständige Kirche, als auch deren 
Ansprüche auf einen Teil des Kirchenvermögens, wel-
ches derzeit noch als Eigentum der SOK gilt. Auch hier 
berufen sich beiden Parteien auf die eigenen 
„historischen Rechte―. Im Hintergrund handelt es sich 
jedoch um die viel komplexeren und noch ungeklärten 
Fragen der Nationenbildung, um Fragen ihrer Aner-
kennung, um wichtige Symbole nationaler Identität 
und um das in der Orthodoxie nur mangelhaft geklärte 
Verhältnis von Nationen und Kirche. 
 
Dr. Christian Christ-Thilo 
Projektleiter Westbalkan 
christian.christ-thilo@fnst.org 
 
Dusan Dinic 
Projektkoordinator Westbalkan 
dusan.dinic@fnst.org 
 
Quiz: Zitate der Freiheit 
 
 
 
Mit dem Quiz "Zitate der Freiheit" können Sie spielend 
Ihren Wissenshorizont in Sachen Freiheit testen und 
erweitern. Aber aufgepasst: Das Quiz ist nicht so 
leicht wie das, was Sie so häufig im Fernsehen prä-
sentiert bekommen...  
 
 
Viel Erfolg! 
 
 
http://www.freiheit.org/zitate/index.html 
 
 
 
 
www.freiheit.org 
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Politische Berichte aus aktuellem Anlass 
  
      N° 20/11    Der Fall "Hugh Glenister vs the President of the Republic of South Africa and 
Others" und seine Bedeutung für Verfassungsschutz und Korruptionsbekämp-
fung in Südafrika 
      N° 19/11    Fear No More: Singapore‘s Defining 2011 General Election 
      N° 18/11    Pakistan: Von Süßigkeiten und bitteren Pillen 
N° 17/11    Myanmars Diktator hat die Macht abgegeben  
 
Download unter: http://www.freiheit.org/webcom/show_article.php/_c-415/i.html 
 
  
 
  
Policy Papers der Regionen 
  
-     Europäische Institutionen und Nordamerika 
-     Lateinamerika 
-     Mittelmeerraum 
-     Mittel-, Südost- und Osteuropa, Südkaukasus und Zentralasien 
-     Südost- und Ostasien 
-     Subsahara Afrika 
-     Südasien 
  
Download unter:  http://www.freiheit.org/webcom/show_article.php/_c-413/i.html 
 
  
 
  
Hintergrundpapiere 
  
Nr. 08/2011  Korea kämpft mit dem Defizit 
Nr. 07/2011  Brasiliens Aufstieg – mit Hindernissen 
Nr. 06/2011         Die neue Rolle der Türkei angesichts der jüngsten Entwicklungen in der ara-
bischen Welt  
Nr. 05/2011 Auf Geisterfahrt gegen den Wind des epochalen Wandels? Israel und die 
Veränderungen in der arabischen Welt 
  
Download unter: http://www.freiheit.org/webcom/show_article.php/_c-414/i.html 
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